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Von Forschung zu Innovation: 
Wachstum braucht echte EU Inc.
Die jüngere wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland lässt sich nur schwer be-
schreiben, ohne dass früher oder später das Wort „Krise“ fällt. Von der Corona krise 
über die Energiekrise nach dem Beginn des russischen Angriff skrieges in der Ukra-
ine bis hin zum alles überlagernden Klimawandel – Krisenerfahrungen belasten das 
Wachstum und sie drücken auf die Stimmung in den Unternehmen und bei den Kon-
sumenten. Dabei ist eine „Krise“, im ursprünglichen Sinne des Wortes, gar nicht un-
bedingt eine Belastung, sondern auch eine Chance. Die altgriechische krísis (κρίσις) 
ist eigentlich der Moment der Entscheidung und das zugrunde liegende krínein
(κρίνειν) heißt „trennen“ oder „aussieben“. In der Landwirtschaft ist es, wie Homer in 
der Ilias besingt, der Moment, in dem die Spreu vom Weizen getrennt wird.

Die Frage, die sich mit zunehmender Dringlichkeit für Deutschland stellt: Wie kön-
nen wir dafür sorgen, dass Deutschland aus diesen Krisen wirtschaftlich gestärkt 
herauskommt und wir zum Weizen gehören, nicht zur Spreu? Der deutsche Weizen 
ist dabei kein schlechter Ausgangspunkt. Weizen ist das am häufi gsten angebau-
te Getreide in Deutschland. Die Versorgungssicherheit liegt bei über 100 % und das 
Ertragsniveau ist sehr hoch. Deutsche Landwirte ernten im Schnitt etwa doppelt so 
viele Tonnen pro Hektar wie Landwirte in den USA. Das liegt auch an den exzellenten 
Grundvoraussetzungen: Deutschland besitzt ideale Böden und hervorragend ausge-
bildete Landwirte. Und doch stehen die Weizenbauer unter Druck. So sehr sie auch 
mit GPS-Steuerung ihren Düngereinsatz optimieren, ihre Profi tabilität fällt dennoch 
ab. Warum? Einerseits liegt es sicher an der Polykrise – geopolitische Konfl ikte und 
Energiepreiskrisen verteuern Düngemittel und Treibstoff e, der Klimawandel führt zu 
Qualitätsschwankungen, das alles drückt den Gewinn. Andererseits symbolisiert die 
sinkende Profi tabilität des Weizenanbaus das größere Problem, an dem die deutsche 
Volkswirtschaft zu kranken droht: Jede Produktion und jede Technologie stößt über 
die Zeit irgendwann an ihre Wachstumsgrenzen, so sehr man sie auch optimiert.

Die Treiber wirtschaftlichen Wachstums haben sich über die Jahrhunderte im-
mer wieder gewandelt. Vor 200 Jahren wurde die Landwirtschaft als dominieren-
de Wachstumsquelle vom Bergbau und der Schwerindustrie abgelöst. Vor etwa 
100 Jahren wurden dann Industrien wie die Chemie und Elektrotechnik, der Ma-
schinenbau und der Automobilbau dominant. Und nun befi nden wir uns schon seit 
mehreren Jahrzehnten im Übergang zur Dienstleistungsgesellschaft. Die industri-
elle Revolution, die digitale Revolution und das Internet, die Künstliche Intelligenz 
– stets treiben Innovation und Disruption das Wachstum voran und verschieben es 
in andere Wirtschaftsbereiche.

Woran hakt es also in Deutschland? Was braucht Deutschland, um an den neuen 
Treibern wirtschaftlichen Wachstums teilhaben zu können? Zunächst einmal müssen 
wir off ener anerkennen, dass die mangelnde Wirtschaftskraft nicht allein das Ergeb-
nis der Polykrise ist. Vielmehr ist die Schwäche auch die direkte Folge vergange-
ner Stärke und daraus resultierender fehlender Anpassungsfähigkeit. Wie mir meine 
Kollegen aus der Innovationsökonomik gerne und oft sagen: Der Platzhirsch ist der 
letzte, der merkt, dass es an der Zeit ist, den Platz zu verlassen. Wenn unsere Auto-
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mobilindustrie die beste Einspritztechnologie der Welt entwickelt hat, ist es nicht ver-
wunderlich, dass sie als letzte an den Wandel der Nachfrage vom Verbrennermotor 
zum Elektroauto glaubt. Das heißt jedoch nicht, dass alle in Deutschland diesen Wan-
del und die neuen Anforderungen verpassen. In einer Zeit, in der die Versorgungssi-
cherheit mit Halbleitern mindestens genauso wichtig ist wie die mit Weizen, gibt es 
durchaus fi ndige Ingenieure, die einzigartige Technologien entwickeln. In meiner Hei-
matstadt Aachen entwickelt ein Start-Up graphenbasierte Chips mit photonischen 
Schnittstellen, die weniger Energie verbrauchen und schneller Daten übertragen. 
Wir haben hervorragende Wissenschaftler und Ingenieure und wir haben eine ein-
zigartige Wissenschaftsstruktur, die die Forschung mit der Industrie zu verknüpfen 
versucht – von der Grundlagenforschung der Max-Planck-Institute zur anwendungs-
orientierten Forschung der Leibniz-Institute und den Instituten der Fraunhofer-Gesell-
schaft, die direkt mit der Wirtschaft zusammenarbeiten. Die Teilchenbeschleuniger, 
Forschungsdatenzentren und Supercomputer der Helmholtz-Gesellschaft kommen 
auch noch hinzu. Diese weltweit einzigartige Struktur außeruniversitärer Forschung, 
ihre Vernetzung und ihre Finanzierung sollte eigentlich die beste Grundlage für Inno-
vation und den Transfer von Wissen in die Wirtschaft sein.

Woran hapert es also? Wie erklärt sich das „Innovationsparadoxon“, dass Deutsch-
land und Europa exzellente Forschungsergebnisse liefern, dann aber beim Skalieren 
verlieren, meistens gegen die USA, aber mittlerweile immer häufi ger gegen China? 
Ich sehe hier zwei Aspekte. Der erste ist der fehlende Kapitalmarkt. Zwar haben wir es 
geschaff t, die Gründungskultur anzukurbeln und stehen im Bereich der Start-Ups den 
Amerikanern nicht nach. Aber wenn es darum geht, die späteren Wachstums phasen 
zu fi nanzieren, dann fehlt es an Wagniskapital. Das hat zu einem großen Teil institutio-
nelle Gründe: ohne kapitalgedeckte Altersvorsorge keine Pensionskassen, ohne Pen-
sionskassen keine Kapitalsammelstellen, die solche Mittel zur Verfügung stellen. Um-
so wichtiger ist es also, dass die anstehenden Reformen hin zu einer kapitalmarktba-
sierten Altersvorsorge – von der Frühstartrente über die private Altersvorsorge bis hin 
zur gesetzlichen Altersvorsorge – schnell und handwerklich gut umgesetzt werden.

Zweitens werden wir wachstumsstarke, innovative Unternehmen auf dieser Seite des 
Atlantiks nur dann halten können, wenn sie ohne großen Aufwand europaweit agieren 
können: einfache Gründung, einfacher Eintritt in die Märkte europäischer Nachbar-
länder, einfache Abwicklung im Falle des Exits. Davon sind wir im Augenblick weit 
entfernt. Noch immer sind Unternehmensgründungen in fast allen Ländern (ausge-
nommen das vielgepriesene Estland) unnötig bürokratisch, Genehmigungen dauern 
zu lange und Verwaltungsverfahren sind zu kompliziert. Der Vorstoß der EU-Kommis-
sion vom März dieses Jahres, ein sogenanntes 28. Regime („EU Inc.”) einzurichten, 
sollte genau diese Probleme beheben: ein einheitliches europäisches Regelwerk, das 
Unternehmen wählen können, wenn ihr nationales Recht Wachstum behindert. Es 
war vermutlich die beste Idee, um das Wachstums potenzial des europäischen Bin-
nenmarktes zu entfesseln, hochgepriesen im Draghi- wie im Letta-Bericht. Leider war 
der Vorschlag der Kommission weit vom Ideal entfernt und wird im aktuellen Kompro-
missvorschlag weiter verwässert. Zwar sollen sich Firmen innerhalb von 48 Stunden 
digital in einem EU-Register eintragen lassen können, doch unterliegen sie immer 
noch nationalem Recht. Das ist von einer supranationalen Unternehmensform, die 
das Wachstum ankurbeln könnte, weit entfernt.

Deutschland hat nationale Reformen angestoßen, die in die richtige Richtung zeigen. 
Aber um relevantes Wachstum zu erzielen, brauchen wir deren schnelle und gute 
Umsetzung ebenso wie einen attraktiven Kapital- und Binnenmarkt in Europa. Nur so 
können wir in Deutschland mehr Arbeitsstellen schaff en, den Wohlstand der Bevölke-
rung sichern und unsere Werte verteidigen.
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Die Lücke im Bundeshaushalt 2027 war beispiellos, 
34 Mrd. € fehlten. Im Regierungsentwurf gelang es dem 
Bundesfi nanzminister, sie zu schließen. Die öff entlichen 
Erwartungen waren jedoch größer: weniger Schulden, 
mehr Geld für Verteidigung und Infrastruktur, Spielraum 
für Entlastungen bei der Einkommensteuer. Das glich 
der Quadratur des Kreises. Die Verteidigungsausgaben 
werden zum neuen Koloss im Haushalt. Der Bund plant, 
150 Mrd. € für Verteidigung auszugeben. Erstmals wird sie 
zum größten Ausgabenbereich, größer als die Rente. In 
wenigen Jahren dürften drei Viertel der Neuverschuldung 
in Bundeswehr und Sicherheitsbehörden fl ießen. Auf sie 
geht auch der größte Teil der anwachsenden Zinskosten 
zurück. Politik und Gesellschaft haben diese Dimensio-
nen noch nicht verinnerlicht. Wochenlang verhandelte die 
Regierung über Konsolidierung; herausgekommen sind 
u. a. 700 Mio. € weniger Handwerkerbonus. Das kaschiert, 
was Großprojekte wie Aufrüstung oder Generalsanierung 
bedeuten. In den 2010er Jahren, als Steuereinnahmen 
sprudelten und Probleme überschaubar waren, war das 
nachvollziehbar. Heute aber sind die Fragen größer.

Ein erster Schritt: Verteidigungsausgaben effi  zienter aus-
gestalten. Derzeit hat die Politik nur einen Anreiz: mög-
lichst schnell viel Geld ausgeben. Wie dieses Geld ver-
wendet wird, verdient mehr Aufmerksamkeit. Erstens ist 
die Rüstungsindustrie hochkonzentriert, was Aufrüstung 
verteuert. Zweitens verändert sich die Landesverteidi-
gung rapide, da Drohnen Großgerät verdrängen und Be-
schaff ungszyklen kürzer werden. Wie aktuelle Forschung 
zeigt, werden Verteidigungsbooms selten durch Einspa-
rungen fi nanziert. Der neue Haushalt bestätigt das. Die 
Konsolidierung ist eher Haushaltstechnik. Die Rückzah-
lung der Corona- und Bundeswehr-Schulden wird ver-
schoben, die Rücklage angezapft, und zwischen Sonder-
vermögen und Bereichsausnahme umgeschichtet. Hinzu 
kommt Optimismus. Die Regierung plant Einsparungen 
aus digitalen Effi  zienzgewinnen sowie Sozialstaatsre-
formen ein. Ob die Kosten so schnell sinken, ist fraglich. 
Ein späterer Renteneintritt wird erst in den 2030er Jahren 
greifen. Generell werden in einer alternden Gesellschaft 
hohe Ausgaben für Rente und Gesundheit notwendig 
bleiben. Doch selbst wenn die Konsolidierung gelingt, ist 
ihre Dimension zu klein. Theoretisch müssten sämtliche 

Rentenausgaben gestrichen werden, um die Aufrüstung 
zu fi nanzieren. Zudem dürften in den 2030er Jahren fast 
90 % des Haushalts durch Sozial- und Personalausgaben 
gebunden sein. Die Konsolidierung würde vor allem Bil-
dung und andere öff entliche Leistungen treff en.

Es braucht eine Diskussion über alternative Finanzie-
rungswege. Halten hohe Verteidigungsbedarfe an, sol-
len aber nicht dauerhaft und vollständig kreditfi nanziert 
werden, sind Steuererhöhungen womöglich unvermeid-
lich. Diese wachstumsfreundlich auszugestalten, ist nicht 
trivial, aber relevanter als die Frage, wo Schuldenquote 
und Defi zit liegen. Die historische Evidenz spricht dafür: 
Verteidigungsbooms in Friedenszeiten werden zur Hälfte 
durch höhere Steuern fi nanziert. Wirtschaftswachstum 
würde der Finanzpolitik helfen. Doch die deutsche Wirt-
schaft wächst kaum. Das hohe Defi zit setzt zwar einen 
fi skalischen Impuls. Doch er dürfte das Wachstum nur 
kurzfristig ankurbeln. Denn die Krise ist keine Konjunktur-
delle; sie rüttelt am von geopolitischen Risiken und Chi-
nas technologischem Auf- oder Überholen gebeutelten 
deutschen Exportmodell.

Die Bundesregierung begegnet der Krise mit Subventio-
nen und Beton. Mit 50 Mrd. € an Subventionen senkt sie 
die Kosten der Unternehmen, vor allem für Energie. Das 
Infrastruktur-Sondervermögen fl ießt größtenteils in Bahn-
schienen und Krankenhäuser. Das ist wichtig, schaff t 
aber keine technologische Innovation. Dauerhaft führt 
der Weg aus der Wachstumskrise nur über Köpfe. Es 
bräuchte etwa mehr Mittel für Kitas, da die Kommunen 
an der Belastungsgrenze sind. Gute Kitas würden nicht 
nur Müttern erlauben, mehr zu arbeiten, sondern auch 
qualifi zierte Fachkräfte hervorbringen, die künftig Unter-
nehmen gründen und Steuern zahlen. Doch bei Kitas wird 
um 1 Mrd. € gekürzt, während Unternehmen sich auf Sub-
ventionsmilliarden verlassen können. Das schaff t keinen 
Wachstumsimpuls von Dauer.

Die Bundesregierung sollte alte Gewissheiten hinter sich 
lassen. Will sie die Großprojekte Aufrüstung, General-
sanierung und wirtschaftliche Neuerfi ndung zum Erfolg 
führen und gleichzeitig den Haushalt nachhaltig auf-
stellen, sind eine grundlegende Reform und ein langer 
Atem nötig. Die Wahrscheinlichkeit, dass der Bundes-
haushalt genug Geld für diese Großprojekte bereitstellt, 
aber mit weniger Schulden und ohne neue Belastungen 
auskommt, ist gleich null. Es braucht neue Antworten 
zur Ausgestaltung der Schuldenregel, zum effi  zien-
ten Mitteleinsatz und zu möglichen Steuererhöhungen.
Es braucht einen neuen Realismus.

Bundeshaushalt 2027

Ein neuer Realismus

Dr. Florian Schuster-Johnson

Dezernat Zukunft – Institut für Makrofi nanzen, Berlin
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Mit der Föderalen Modernisierungsagenda haben Bund 
und Länder einen gemeinsamen Reformprozess angesto-
ßen. Mit den angestrebten Reformen wollen sie Verwal-
tungsaufwand abbauen und so die Effi  zienz staatlichen 
Handelns erhöhen. In der Modernisierungsagenda ist dazu 
unter der Überschrift „Weniger Bürokratie“ unter anderem 
vorgesehen, die gesetzliche Pfl icht von Bund und Ländern 
zur Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
auf „fi nanziell bedeutende Investitionen“ zu beschränken.

Die öff entliche Verwaltung trägt Verantwortung für die von 
den Bürger:innen und Unternehmen zwangsweise erho-
benen Steuern. Sie ist deshalb verpfl ichtet, diese knappen 
Mittel sorgsam einzusetzen. Der in Art. 114 GG, § 7 Abs. 
1 Bundeshaushaltsordnung und den Haushaltsordnungen 
der Länder normierte Wirtschaftlichkeitsgrundsatz ver-
pfl ichtet daher die Verwaltung zu wirtschaftlichem Han-
deln. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind das zentrale 
Instrument zur Umsetzung dieses Grundsatzes und derzeit 
für alle fi nanzwirksamen Maßnahmen durchzuführen. Da-
bei müssen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen selbst auch 
wirtschaftlich sein. Die gewählte Form der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung soll im Verhältnis zur fi nanzwirksamen 
Maßnahme angemessen sein. Nicht für jede fi nanzwirksa-
me Maßnahme ist daher der gleiche Aufwand nötig.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen unterstützen die Ver-
waltung dabei, bereits in der Planungsphase von Maß-
nahmen zu entscheiden, welche Alternative aus ökono-
mischer Sicht am sinnvollsten ist. Mit den angestrebten 
Änderungen würde der Anwendungsbereich von Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen in mehrfacher Hinsicht 
beschränkt, worauf auch der Bundesbeauftragte für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung in seinem Gutachten vom 
16.04.2026 hinweist. Auch wenn der Begriff  der „fi nanziell 
bedeutenden Investitionen“ bisher nicht defi niert ist, wür-
den voraussichtlich für einen wesentlichen Teil staatli-
chen Handelns keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
mehr erforderlich sein. Betroff en wären beispielsweise 
Organisationsänderungen, Ge setz gebungs vor ha ben, 
Bürg  schaften etc. Darüber hinaus ist problematisch, dass 
die Beschränkung auf Investitionen die Logik staatlichen 
Handelns verkennt. Zu Beginn von Projekten muss die 

Verwaltung beurteilen können, welche Handlungsopti-
onen grundsätzlich in Frage kommen (z. B. Miete, Lea-
sing, Kauf). Wird die bisherige Praxis auf Investitionen 
begrenzt, fehlt eine systematische Grundlage, um diese 
Entscheidung überhaupt fundiert treff en zu können. Im 
Ergebnis könnte dies dazu führen, dass die Verwaltung 
standardmäßig eher auf nicht-investive Lösungen (Miete, 
Leasing) zurückgreift, um keine Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung mehr durchführen zu müssen.

Angesichts der angestrebten Änderungen ist unklar, auf 
welcher Grundlage die Verwaltung künftig nachvollzieh-
bare Entscheidungen treff en soll. Es bleibt somit off en, 
wie ohne Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen der Wirt-
schaftlichkeitsgrundsatz eingehalten werden soll. Damit 
ist zu befürchten, dass der Wirtschaftlichkeitsgrundsatz 
zu einer leeren Worthülse verkommt.

Die angestrebte Beschränkung der Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung wird mit dem „Bürokratieabbau“ begründet. 
Dies macht deutlich, dass Politik und Verwaltung den 
Mehrwert von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen regel-
mäßig verkennen. Sie werden off ensichtlich nur als bü-
rokratisches Hemmnis und lästige Pfl icht gesehen. Dies 
dürfte auch ein Grund dafür sein, dass in der Praxis häufi g 
keine sachgerechten Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
durchgeführt werden. Tatsächlich sind Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen jedoch ein wichtiges Management-
instrument. Damit sie ihre Managementfunktion wahr-
nehmen können, dürfen Politik oder Behördenleitungen 
für fi nanzwirksame Maßnahmen nicht – wie häufi g der 
Fall – konkrete Lösungen vorgeben. Sie müssen vielmehr 
möglichst konkret die angestrebten Ziele benennen. Ba-
sierend hierauf muss die Verwaltung im Planungsprozess 
Handlungsalternativen im Rahmen von ergebnisoff enen 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen systematisch verglei-
chen und ihr Handeln danach ausrichten.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen liefern fundierte In-
formationen für rationale Entscheidungen. Will die Politik 
das mit der Föderalen Modernisierungsagenda verfolgte 
Ziel „mehr Effi  zienz des Verwaltungshandelns“ erreichen, 
so sollte sie nicht den Anwendungsbereich von Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen beschränken, sondern die 
Voraussetzung dafür schaff en, dass Entscheidungen auf 
deren Basis angemessen getroff en werden. Ohne belast-
bare Analysen könnten Entscheidungen nach Gutdünken 
getroff en werden. Damit steigt die Gefahr, dass Steuer-
gelder nach Gutsherrenart ausgegeben werden.

Ministerialrat Ralf Bönte,

Bundesrechnungshof;

Prof. Dr. Benny Schneider,

Hochschule des Bundes für öff entliche Verwaltung

Dieser Beitrag gibt ausschließlich die persönlichen Ansichten der Auto-
ren wieder.
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Am 12. Juni 2026 erklärte das KI-Unternehmen Anthropic, 
die US-Regierung habe unter Verweis auf die nationale 
Sicherheit eine Exportkontrolldirektive erlassen, die den 
Zugriff  durch Personen mit ausländischer Staatsangehö-
rigkeit auf seine leistungsstärksten Modelle Claude Fable 5 
und Claude Mythos 5 untersagte. Da eine solche Unter-
scheidung kurzfristig nicht zuverlässig umzusetzen war, 
sperrte Anthropic den Zugriff  zunächst weltweit, während 
andere Modelle verfügbar blieben. Nach Aufhebung der 
Exportkontrollen am 30. Juni wurde Fable 5 ab dem 1. Juli 
2026 wieder weltweit verfügbar. Das besonders leistungs-
fähige und weniger abgesicherte Modell Mythos 5 bleibt 
indes nur für einen kleinen Kreis zugänglich.

Die Executive Order 14409 („Promoting Advanced Artifi -
cial Intelligence Innovation and Security“) zeigt, dass fort-
geschrittene KI-Modelle in den USA zunehmend im Kon-
text nationaler Sicherheit betrachtet werden. Anthropic 
selbst beschreibt Mythos 5 als besonders leistungsfähig 
beim Auffi  nden und Ausnutzen von Software-Schwach-
stellen. Solche Fähigkeiten können von staatlichen oder 
nicht-staatlichen Angreifern missbraucht werden und er-
klären, warum die USA fortgeschrittene KI-Modelle als 
Sicherheitsrisiko behandeln und auch künftig der Zugriff  
auf KI-Modelle als digitale Vorleistung wieder politisch 
beschränkt werden könnte. Die ausschließliche Integra-
tion nicht-europäischer KI-Tools in Geschäftsprozesse 
kann daher zum Risiko werden. Der Anthropic-Fall de-
monstriert, wie verwundbar Europa bei fortgeschrittener 
digitaler Infrastruktur ist. Betroff en hiervon wären die di-
rekte KI-Nutzung sowie Software- und Cloud-Angebote, 
die zunehmend im Hintergrund auf solche Modelle zu-
rückgreifen. Ein in Zukunft eventuell dauerhaft blockierter 
Zugriff  kann zu einem geopolitischen Lieferkettenrisiko 
werden, wenn Unternehmen ihre Workfl ows nur an diese 
Modelle binden.

Es gibt aber auch eine andere Perspektive, denn Han-
delsbeschränkungen, insbesondere Innovationen betref-
fend, können Auslöser von Substitutionsbestrebungen 
und Eigenentwicklungen sein. Liu et al. (2025) zeigen an-
hand von US-amerikanischen Exportkontrollen („China 
Rule“), dass chinesische Unternehmen nach dem Aus-
schluss von bestimmten Produktgruppen ihre Patent- 

und Forschungsaktivität erhöhten. Ähnlich argumen-
tiert Bran stetter (2024) in Bezug auf US-amerikanische 
Sanktionen in der Halbleiterindustrie, dass die USA ihre 
Technologieführerschaft durch Anreize zur Substitution 
gefährden könnten. Dieser Vergleich mit China zeigt den 
grundlegenden Mechanismus, mit dem Exportkontrollen 
Substitutionsdruck erzeugen können. Ob daraus Innova-
tion entsteht, hängt jedoch auch von anderen Determi-
nanten wie Marktgröße und Kapital ab.

Für US-amerikanische KI-Anbieter könnte sich die Ex-
portkontrolle also langfristig als Nachteil erweisen, vor-
ausgesetzt, europäische Unternehmen sehen die Export-
kontrollanweisung als Warnsignal ihrer Abhängigkeit von 
US-amerikanischen Technologiekonzernen und der zu-
gehörigen Exportpolitik. Auch für die US-amerikanische 
Forschung und Entwicklung könnten weitere Exportbe-
schränkungen nachteilig sein, wie es sich für die ebenfalls 
durch hohe Forschungsinvestitionen geprägte Pharmain-
dustrie zeigen lässt (Acemoglu & Linn, 2003). Maßnahmen 
zum Schutz technologischer Führerschaft können somit 
Anreize zur Umgehung, Substitution und Eigenentwick-
lung außerhalb der USA stärken.

Die Lehre muss neben der bekannten Feststellung, dass 
Europa digital abhängig ist, auch darin liegen, dass der 
Zugriff  auf KI-Modelle und andere digitale Vorleistungen 
kurzfristig politisch entzogen werden kann. Die Anthro-
pic-Direktive war zwar zeitlich beschränkt, könnte so aber 
längerfristig nachwirken. Europäische Unternehmen soll-
ten KI-Modelle und darauf aufbauende Cloud-Dienste als 
strategische Abhängigkeit mit politischem Risiko behan-
deln. Digitale Souveränität bedeutet dabei nicht immer 
Autarkie, sondern auch die Einbindung mehrerer Anbie-
ter, den Aufbau eigener KI-Kompetenz und die Nutzung 
europäischer Angebote. Wenn Europa diese Lehre zieht, 
kann eine US-Exportkontrolle Verwundbarkeit off enlegen, 
aber auch den Aufbau europäischer digitaler Wertschöp-
fungsketten beschleunigen und Anreize für eigenständige 
europäische Forschung setzen.

KI-Exportkontrollen

Warnsignal für Europa

Dr. Marcel Riepe

Hochschule Hamm-Lippstadt
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Die Importe chinesischer Elektro-Pkw in die Europäische 
Union haben in den vergangenen Jahren dynamisch zuge-
nommen (Williams, 2026; ACEA, 2026). Auf chinesischer 
Seite steht dahinter mehr als nur der Export von Fahrzeu-
gen. Diese Entwicklung ist Ausdruck industrieller Systemfä-
higkeit: Chinesische Hersteller passen ihre Fahrzeuge zwar 
an die geltenden europäischen Zulassungsanforderungen 
an, gleichzeitig exportiert China aber nicht nur Autos, son-
dern zunehmend ein ganzes technologisches Ökosystem: 
Batterien, Software, Plattformdienste, digitale Fahrzeugar-
chitekturen, und de-facto auch die dazugehörigen techni-
schen Regeln. Genau hier liegt der strategische Kern.

Um Chinas Aufstieg zu verstehen, hilft der Blick auf die 
Entwicklung von technischen Normen und Standards. Ein 
Land, das technologische Führerschaft anstrebt, durch-
läuft typischerweise drei Phasen der technischen Nor-
mung: Zunächst werden internationale Standards lediglich 
übernommen (Phase 1); dann erlangt es eigene Fertigkei-
ten, wie Ingenieurswissen, um Normen zu überarbeiten, 
anzupassen und sogar bewusst neu zu gestalten (Phase 
2); schließlich tritt das Land selbst als internationale Nor-
mungsmacht auf (Phase 3) (Weithmann, 2018). China ist im 
Bereich der Elektromobilität mittlerweile in der dritten Pha-
se angekommen.

Mit dem Aufkommen der Elektromobilität erkannte die chi-
nesische Führung die historische Chance, am Wettbewerb 
mit bisherigen Technologieführern auf Augenhöhe teilzu-
nehmen. China nutzte diese Gelegenheit, um in die zwei-
te Phase der Standardisierungsentwicklung einzutreten. 
Das Land ließ der eigenen Industrie den nötigen Entwick-
lungszeitraum, um technologische Defi zite aufzuholen und 
eigene Innovationsfähigkeiten auszubauen. In der Folge 
entstanden eigene abweichende chinesische Normen und 
Regulierungen (Weithmann, 2018).

Die stärkere Ausrichtung Chinas auf die heimische Indust-
rie erfasste zunehmend die gesamte Wertschöpfungsket-
te der Elektromobilität. Besonders deutlich zeigt sich dies 
bei den Fahrzeugbatterien – der wichtigsten Komponente 
von Elektroautos. China dominiert aktuell die weltweiten 
Produktionskapazitäten für Batteriezellen mit einem Anteil 
von über 80 %, während die Produktionskosten in Europa 

und den USA bis zu 50 % höher als in China liegen (ohne 
Berücksichtigung staatlicher Fördermaßnahmen) (IEA, 
2026). Dies ist vor allem auf eine umfangreichere Produkti-
onserfahrung, einen höheren Automatisierungsgrad sowie 
niedrigere Material- und Komponentenkosten durch eine 
gut integrierte und in weiten Teilen dominierte Lieferkette 
zurückzuführen (IEA, 2026; Greitemeier et al., 2025). Damit 
hat China nicht nur industrielle Skalenvorteile aufgebaut, 
sondern zugleich die technologische Grundlage geschaf-
fen, um im internationalen Wettbewerb aufzuschließen. 
Ausgestattet mit Kostenvorteilen und ausgereifter Techno-
logie ist China folglich in die dritte Phase übergetreten: Das 
Land exportiert seine Fahrzeuge erfolgreich in die Heimat-
märkte bisheriger Technologieführer wie Deutschland.

Vor diesem Hintergrund greift eine europäische Wettbe-
werbsdebatte zu kurz, die sich vor allem auf handelspo-
litische Instrumente wie Zölle (Durchführungsverordnung 
(EU) 2024/2754) oder Maßnahmen zur Förderung lokaler 
Produktionsanteile (Industrial Accelerator Act) konzent-
riert. Damit werden vor allem sichtbare Symptome adres-
siert, aber nicht die strukturelle Ursache der veränderten 
Wettbewerbsdynamik. Der chinesische Expansionskurs 
wird sich daher auch jenseits protektionistischer Maß-
nahmen auf dem europäischen Markt fortsetzen. Die 
zunehmenden Importe chinesischer Elektroautos sollten 
deshalb nicht allein als handelspolitisches Warnsignal in-
terpretiert werden. Technologieführerschaft entsteht dort, 
wo Technologieentwicklung, Infrastrukturaufbau, Schnitt-
stellen, Skalierung und Standardisierung strategisch als 
Ökosystem zusammengedacht werden. Für Deutschland 
und Europa bedeutet das: Wer den zunehmenden Impor-
ten chinesischer Elektroautos nur mit protektionistischen 
Maßnahmen begegnet, räumt im Grunde ein, dass Euro-
pa in der Elektromobilität selbst in eine Phase der techno-
logischen Aufholbewegung geraten ist. Die Rollen haben 
sich damit umgekehrt: Europäische Hersteller sehen sich 
gegenüber der chinesischen Elektromobilität zunehmend 
in jener Aufholposition, in der sich chinesische Unterneh-
men einst gegenüber der westlichen Verbrennertechnolo-
gie befanden.

Elektromobilität

Chinesische Exportdynamik

Prof. Dr. Sabrina Weithmann, 

Technische Hochschule Aschaff enburg 
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Hightech, Schlüsseltechnologien und technologische 
Leitführerschaft bestimmen die industriepolitische Dis-
kussion in Europa und den DACH-Ländern (Deutschland, 
Österreich, Schweiz). Das ist verständlich: Die geopoliti-
schen Verwerfungen mit den USA haben die Abhängig-
keit von US-Konzernen augenscheinlich gemacht und die 
meisten transformativen Innovationen passieren in weni-
gen marktdominierenden „Superstar“-Firmen. Entspre-
chend buhlen Entscheidungsträger um Fototermine mit 
Tech-Bros und hoff en, dass in ihrer Gemeinde die nächs-
te Chip-Gigafabrik entsteht.

Dieser Fokus auf führende Leitbetriebe und Warnungen 
vor einer „Mid-Tech-Falle“ lassen außer Acht, dass Inno-
vation und Marktführerschaft in einem lebendigen Mikro-
kosmos aus Klein- und Mittelunternehmen (KMU) entste-
hen. Apple kann ein Lied davon singen: Der US-Konzern 
plante, verstärkt in Texas zu produzieren, fand aber nicht 
die dafür notwendigen lokalen Zulieferbetriebe. Letztlich 
scheiterte das Vorhaben daran, passende Schrauben in 
der gewünschten Menge zu bekommen. Auch die andau-
ernde Schwäche der deutschen Automobilindustrie ist 
ein erhellendes Beispiel. Sie resultiert nicht aus fehlender 
Verbindlichkeit deutscher Politik zu dieser vermeintlichen 
Schlüsselindustrie. Schwerer wiegt, dass europäische 
Zulieferer den Anschluss bei Elektromotoren, Batterie-
technik und Bordelektronik verloren haben.

Dabei sind KMU mehr als nur Zulieferer. Die aktuelle For-
schung hebt vor allem sogenannte „Plug-in“-Betriebe 
hervor, die zwar an bestehenden Wertschöpfungsketten 
andocken, durch ihre hochspezialisierten und technolo-
gieintensiven Produktlinien allerdings auch unabhängig 
davon operieren. Ein beträchtlicher Teil ihres Umsatzes 
entsteht durch eigenständigen Export, oft sind sie sogar 
als „Mini-Multinationals“ aktiv. Auch die OECD hebt da-
her die Interaktion von internationalen Leitbetrieben und 
lokalen KMU für die regionale Entwicklung hervor. Ihre 
Eigenständigkeit und Integration mit lokalen Arbeitskräf-
ten und Vorleistern macht solche „Plug-in“-Betriebe auch 
relativ krisenresistent. Demgegenüber kommen globale 
Wertschöpfungsketten immer wieder ins Wanken, wenn 
sie hoch fragmentiert, auf wenige Leitbetriebe speziali-
siert und von einzelnen Primärgütern abhängig sind. Das 

macht es auch schwierig und riskant, ganze Wertschöp-
fungsketten am Reisbrett zu planen, speziell in einzelnen 
Ländern. Die Entwicklungs- und Implementierungskos-
ten für global führende, autonome Leittechnologien sind 
enorm. Die dafür nötige Konzentration der Fördermittel 
heißt, alles auf eine Karte zu setzen und birgt daher hohe 
Risiken.

Technologische Innovation führender Leitbetriebe ist je-
doch nur eine Komponente zur Steigerung der wirtschaft-
lichen Produktivität. Ebenso wichtig ist eine breitfl ächi-
ge Anwendung bestehender Technologien. Robotik und 
Künstliche Intelligenz (KI) sind hier gute Beispiele. Deutsch-
land, und vor allem Österreich und die Schweiz, müssen 
nicht zwingend zu den wenigen Dutzend globalen Markt-
führern in diesen Bereichen gehören. Wichtig ist breitfl ä-
chige Anwendung dieser Technologien im Unternehmens-
alltag – gerade auch bei Klein- und Mittelbetrieben.

Hinsichtlich der Anwendung neuer Technologien im Be-
triebsalltag gibt es noch Luft nach oben. Eine Studie der 
OECD (2025) hebt hervor, dass in Großbetrieben dreimal 
öfter KI zum Einsatz kommt als in KMU. Um dieses Po-
tenzial auszunutzen, bedarf es einerseits einer Informati-
onsoff ensive: Was ist überhaupt am Markt verfügbar, wie 
rentabel ist es, was sind rechtliche Rahmenbedingungen? 
Andererseits benötigen gerade diese Technologien aber 
auch fi rmenspezifi sche Adaptionen. Roboter müssen 
passgenau in den Betriebsalltag integriert werden, KI-
Systeme für individuelle Firmen maßgeschneidert und 
trainiert werden. Dafür bedarf es gut ausgebildeter Fach-
kräfte und lokaler Kooperation von Industriebetrieben mit 
unternehmensnahen Dienst- und Gewerbeleistern. Diese 
lässt sich auch einfacher avisieren als die Integration in 
komplexe und volatile globale Wertschöpfungsketten.

Breit fundierte technologische Anschlussfähigkeit scheint 
daher das erfolgversprechendere Rezept als die Subven-
tionierung einzelner Leuchttürme. Eine Industriepolitik 
jenseits der „Leitbetriebs-Kultur“ muss daher den Mut 
aufbringen, Erfolg nicht an Schlagzeilen über Gigafabri-
ken zu messen, sondern über gesamtwirtschaftliche Pro-
duktivitätsgewinne.

Industriepolitik

Jenseits der Leitbetriebs-Kultur
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Europaparlament und Rat haben die Einführung des digi-
talen Euro (DE) beschlossen. Unklar bleibt, welchen kon-
kreten Nutzen der DE für die Eurozone stiften soll – bzw. 
ob und warum die Bürger ihn nutzen sollten. Der digitale 
Euro droht, mangels erkennbaren Kundennutzens wenig 
Akzeptanz zu fi nden und zugleich private Innovationen im 
Zahlungsverkehr zu behindern.

Geplant sind zwei Formen: Eine Online-Version, für die ein 
separates DE-Konto bei der Hausbank eröff net werden 
muss, um wie gewohnt digital zu zahlen. Zudem eine Off -
line-Version, bei der der DE auf einem mobilen Gerät ge-
speichert und für anonyme, bargeldähnliche Zahlungen an 
der Ladenkasse verwendet wird. Aus Kundensicht ändert 
sich damit im Kern nichts: Man kann mit dem DE zahlen 
wie mit herkömmlichem Geld – ohne erkennbaren Vorteil. 
Jedoch gibt es lästige Beschränkungen: Der DE ist nur 
in der Eurozone nutzbar, anders als Bargeld, das etwa in 
Polen, Dänemark oder Ägypten gern angenommen wird. 
Zudem soll es einen wohl zwischen 500 und 3000 DE lie-
genden Höchstbetrag geben, den man maximal besitzen 
darf, damit die Geschäftsbanken nicht in großem Umfang 
verzinsliche Zentralbankreserven verlieren.

Damit Kunden dennoch größere Beträge bewegen kön-
nen, kann das DE-Konto mit dem Girokonto verknüpft 
werden: Zu hohe DE-Guthaben werden auf das Girokon-
to übertragen, fehlende Beträge automatisch von dort 
nachgeladen. Doch warum sollten Kunden den Umweg 
über das DE-Konto wählen, wenn sie problemlos SEPA-
Echtzeitüberweisungen vom Girokonto tätigen können? 
Wofür zwei verbundene Konten, wenn ein einfaches Gi-
rokonto dasselbe leistet? Übrigens: DE-Bestände sollen 
grundsätzlich nicht verzinst werden. Zinsen gibt es nur für 
herkömmliches Geld z. B. auf Tagesgeldkonten.

Aus Sicht der Banken ist der DE vor allem eine Kostenlast: 
Sie werden gesetzlich verpfl ichtet, jedem Kunden kosten-
los ein DE-Konto zu ermöglichen und ihre Infrastruktur 
sowie ihren Kundensupport – ausdrücklich auch für älte-
re oder digital wenig versierte Kunden – bereitzustellen. 
Sie dürfen dafür keine Gebühren erheben. Aber natürlich 
werden die Banken ihre Kosten dennoch an die Kunden 
weitergeben, etwa über höhere Girokontogebühren oder 

niedrigere Tagesgeldzinsen – auch für Kunden, die den 
DE gar nicht nutzen. Ähnlich verhält es sich mit Unter-
nehmen: Fast alle unterliegen einem gesetzlichen Annah-
mezwang. Sie müssen Infrastruktur für DE-Zahlungen 
vorhalten, dürfen diese Kosten aber nicht über Gebühren 
refi nanzieren. Also werden sie sie über höhere Preise an 
die Kunden weitergeben.

Der eigentliche Grund für den digitalen Euro liegt nicht 
im Kundennutzen. Ziel ist vielmehr, Europas Zahlungs-
verkehr unabhängiger von amerikanischen Anbietern wie 
Visa, Mastercard oder PayPal zu machen – und damit von 
Launen im Weißen Haus. Das ist ein berechtigtes Ziel, 
aber ist der digitale Euro das geeignete Mittel? Europäi-
sche Banken müssen den DE anbieten und seine Kosten 
tragen oder an ihre Kunden weitergeben. Für die US-
Zahlungsdienstleister gibt es keine solche Pfl icht. Warum 
sollten sie den DE anbieten, Kosten erzeugen und ihren 
eigenen Zahlungstechnologien Konkurrenz machen? Das 
Design überzeugt nicht, denn der DE verzerrt den Wett-
bewerb zugunsten jener US-Firmen, deren Bedeutung er 
eigentlich verringern soll.

Es gibt bessere Alternativen: Erstens könnten europäische 
Banken eine eigene, europaweite Zahlungstechnologie 
per Karte oder Smartphone anbieten. Das steht kurz be-
vor: Der in Belgien, Deutschland und Frankreich bereits 
verfügbare Dienst Wero soll genau das leisten. Zweitens 
könnte man alle Nicht-EU-Anbieter dazu verpfl ichten, ihr 
Europageschäft in eigenständige, in der EU ansässige 
Tochtergesellschaften auszugliedern, sodass diese im 
Krisenfall unter EU-Treuhandverwaltung gestellt werden 
könnten. Die Ausgliederungskosten träfen die ausländi-
schen Unternehmen – und nicht die europäischen Banken.

Denkbar wäre auch ein gesetzlicher Annahmezwang für 
alle privaten Euro-Zahlungstechnologien, die bestimmten 
staatlichen Anforderungen wie europaweiter Abdeckung 
und rein europäischer Infrastruktur genügen. Das erhielte 
den Wettbewerb zwischen mehreren Anbietern und damit 
deren Innovationsanreize. Privilegiert aber der Staat seine 
eigene Digitalwährung durch gesetzlich verankerte Wett-
bewerbsvorteile, würde wohl kaum ein privater Anbieter 
in innovative Lösungen investieren. Der DE sollte nicht 
aufgrund mangelnden Kundenzuspruchs oder negativer 
privater Innovationsanreize zum Flop werden. In den Zen-
tralbanken der übrigen G7-Staaten hat sich die anfängli-
che Euphorie merklich abgekühlt. Mit ihrer Absicht, eine 
einzelhandelstaugliche digitale Zentralbankwährung ein-
zuführen, stehen EU und EZB unter den führenden Indus-
triestaaten inzwischen allein auf weiter Flur.

Digitales Zentralbankgeld

Digitaler Euro – Ziel verfehlt

Prof. Dr. Bernd Lucke

Universität Hamburg
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Abstract: The contributions from economic research institutes of the Leibniz Association discuss how scientifi cally sound policy advice can 
be provided amidst high levels of uncertainty and time pressure. Overarching themes include the collection of and access to research data 
on crisis-related issues, and trust in scientifi c institutions. Diff erent systemic logics from politics, business, media and academia often clash. 
The role of academia must be to remain independent – and thus, to some extent, a thorn in the side – of these other systemic logics.

Dieses Zeitgespräch versammelt Beiträge aus den Wirtschaftsforschungsinstituten der 
Leibniz-Gemeinschaft dazu, wie wissenschaftlich fundierte Politikberatung unter großer 
Unsicherheit und Zeitdruck gelingen kann. Übergreifende Themen betreff en die Erhebung 
von und den Zugang zu Forschungsdaten zu krisenrelevanten Fragen und das Vertrauen 
in wissenschaftliche Institutionen im Umfeld einer zunehmend polarisierten medialen 
Debatte. Oft begegnen sich unterschiedliche Systemlogiken aus Politik, Wirtschaft, 
medialer Öff entlichkeit und Wissenschaft. Es kommt umso mehr auf die Dialogfähigkeit der 
Wissenschaft an. Die Rolle der Wissenschaft muss es sein, unabhängig und damit auch ein 
Stück weit unbequem gegenüber den anderen Systemlogiken zu bleiben.

Politikberatung in Zeiten von Polykrisen



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
555

Zeitgespräch

©  Der/die Autor:in 2026. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

DOI: 10.2478/wd-2026-0138

JEL: A11, A14, B41

Wirtschaftsdienst, 2026, 106(8), 555-561

Prof. Dr. Dr. h. c. Christoph M. Schmidt ist 

Präsident der Leibniz-Gemeinschaft und Professor 

an der Ruhr-Universität Bochum.

Prof. Dr. Jörg Ankel-Peters ist Ko-Leiter 

des Kompetenzbereichs „Klima- und 

Entwicklungspolitik“ am RWI – Leibniz-Institut 

für Wirtschaftsforschung und Professor für 

Volkswirtschaftslehre an der Universität Passau.

Die „Glaubwürdigkeitsrevolution“ hat die empirische Wirtschaftsforschung durch 
designbasierte Forschung und den Fokus auf kausale Identifi kation grundlegend verändert. 
Doch ihr Instrumentarium reicht für disruptive Transformationsfragen nicht aus. Neben 
verbleibenden Problemen der Robustheit und Übertragbarkeit stellt sich eine Relevanzfrage: 
Designbasierte Forschung setzt häufi g hinreichend stabile Strukturen voraus, während 
Transformationen gerade deren Veränderung bedeuten. Wir plädieren deshalb dafür, die mit der 
Glaubwürdigkeitsrevolution verbundene Komplexitätsreduktion aufzubrechen und eine größere 
Bereitschaft zum Umgang mit Komplexität zu entwickeln. Dazu gehören komplexitätsbereitere 
Modellierung, die Öff nung gegenüber anderen epistemischen Traditionen und insbesondere ein 
systematischerer Umgang mit Expertise. Strukturierte Expertenerhebungen und institutionell 
organisierte Pluralität können hierzu beitragen.

Christoph M. Schmidt, Jörg Ankel-Peters

Von der Glaubwürdigkeitsrevolution zur 
Komplexität
Wirtschaftswissenschaft in disruptiven Zeiten

Wissenschaft steht im Dienst der Gesellschaft, die sie 
fi nanziert. Für die Leibniz-Gemeinschaft stehen deshalb 
die gesellschaftliche Relevanz von Forschung und Poli-
tikberatung im Zentrum ihrer Mission (Leibniz-Gemein-
schaft, 2019). In diesem Beitrag befassen wir uns mit der 
Frage, wie die Wirtschaftswissenschaft diesem Leitmotiv 
in Zeiten teils disruptiver Transformation gerecht werden 
kann. Eine trennscharfe Abgrenzung von Disruption ist 
dabei nicht unser Anliegen. Doch erscheint es off ensicht-
lich, dass beispielsweise der demografi sche Wandel, die 
rasanten Entwicklungen der künstlichen Intelligenz und 
die unumgängliche Abkehr vom fossil dominierten Ener-
giesystem die Gesellschaft tiefgreifender verändern als 
andere Entwicklungen der vergangenen Jahrzehnte.

Politik muss daher Entscheidungen über eine Zukunft 
treff en, deren Strukturen sich fundamental verändern. 
Zugleich ist der gesellschaftliche Anspruch an Politik ge-
wachsen, langfristig zu gestalten und Verantwortung für 
Entwicklungen zu übernehmen, die teils weit in der Zu-
kunft liegen. Dies zeigt sich am deutlichsten in der klima-
politischen Debatte, aber ebenso in Diskussionen um den 

demografi schen Wandel und den Themenkomplex Zu-
wanderung und Integration, geopolitische Herausforde-
rungen oder die Prävention künftiger Krisen. Wie sollten 
gesellschaftsorientierte Forschung und wirtschaftspoliti-
sche Beratung vor diesem Hintergrund aussehen?

Dieser Frage gehen wir in diesem Beitrag nach, indem wir 
zunächst rekapitulieren, wo die empirischen Wirtschafts-
wissenschaften herkommen, dann die Defi zite des Status 
quo identifi zieren und schließlich Vorschläge für ein Up-
date der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung umrei-
ßen. Damit knüpfen wir an eine Reihe kritischer Beiträge 
innerhalb der Ökonomik an, die aus unterschiedlichen 
Perspektiven Grenzen der vorherrschenden empirischen 
Forschung für wirtschaftspolitische Schlussfolgerungen 
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aufgezeigt haben (Manski, 2011; Basu, 2014; Deaton & 
Cartwright, 2018; Rodrik, 2015; Ankel-Peters & Schmidt, 
2025; Connolly et al., 2025).

Die Glaubwürdigkeitsrevolution und ihre Grenzen

In den vergangenen Jahrzehnten hat die Ökonomik eine 
Verschiebung hin zur empirischen Unterfütterung ihrer 
Aussagen erlebt (Hamermesh, 2025). In Deutschland wur-
de dies nicht zuletzt getragen von dem Neuaufbruch, den 
die großen außeruniversitären Institute – typischerweise 
Mitgliedsinstitute der Leibniz-Gemeinschaft – seit der 
Jahrhundertwende durchlaufen haben. Noch vor wenigen 
Jahrzehnten spielten in der deutschen wirtschaftspoliti-
schen Beratung theorie- und ordnungspolitisch begrün-
dete Plausibilitätsüberlegungen eine wesentlich größere 
Rolle (Hien, 2024). Seither hat sich die Wirtschaftsfor-
schung grundlegend verändert.

Die klassische Ordnungsökonomik wurde in Deutschland 
ebenso zurückgedrängt wie international das vorschnel-
le Schließen von Korrelationen auf Wirkungszusammen-
hänge. An seine Stelle ist zunehmend ein empirischer 
Ansatz getreten, der beansprucht, kausale Zusammen-
hänge nachvollziehbar zu identifi zieren – die sogenann-
te Glaubwürdigkeitsrevolution (Angrist & Pischke, 2010). 
Diese designbasierte Forschung (Card, 2022) ist eng mit 
der Idee der evidenzbasierten Politik verbunden: Glaub-
würdig identifi zierte Kausalzusammenhänge sollten 
die Basis informierter politischer Entscheidungen sein 
(Boockmann et al., 2014).

Designbasierte Forschung ist eine wissenschaftliche Er-
folgsgeschichte, deren methodischer Einfl uss inzwischen 
weit über die Ökonomik hinausreicht (Torreblanca et al., 
2026). Doch ihr Glaubwürdigkeitsversprechen ist nur 
teilweise eingelöst, denn es mehren sich die Anzeichen, 
dass auch die moderne empirische Forschung weniger 
belastbar ist als erhoff t (Brodeur et al., 2020, 2026a; Ioan-
nidis et al., 2017).

Das liegt paradoxerweise auch am Erfolg der empirischen 
Wende selbst. Die Glaubwürdigkeitsrevolution nahm ih-
ren Ausgang in einer Welt relativer Datenknappheit. Ge-
eignete Daten waren rar, überzeugende experimentelle 
oder quasi-experimentelle Situationen ebenso. Die em-
pirischen Möglichkeiten haben sich seither fundamental 
verändert. Administrative und digitale Daten, immer neue 
Möglichkeiten ihrer Verknüpfung und erheblich gestiege-
ne Rechenkapazitäten eröff nen heute einen ungleich grö-
ßeren Raum möglicher empirischer Analysen.

Gerade dieser gewachsene Raum möglicher Analysen 
stellt neue Anforderungen an die Glaubwürdigkeit em-

pirischer Forschung. Der Logik des Hypothesentestens 
folgend sollte eine theoretisch begründete Hypothese for-
muliert werden, bevor sie mit den Daten konfrontiert wird. 
Werden Hypothesen hingegen erst in Kenntnis der empi-
rischen Ergebnisse formuliert und anschließend anhand 
derselben Daten vermeintlich getestet, wird diese Logik 
verletzt. Die Daten dienen dann zugleich zur Formulierung 
der Hypothese und als Evidenz für ihre Gültigkeit. Ein sol-
ches Vorgehen wird als HARKing („hypothesizing after 
the results are known“) bezeichnet (Kerr, 1998).

Wo dies dennoch als Hypothesentest präsentiert wird, 
führt die empirische Analyse in die Irre: Sie suggeriert 
eine empirische Bewährung der Theorie, obwohl The-
orie und Befund mit denselben Daten erzeugt wurden. 
Je größer der Raum möglicher Analysen – und in der 
modernen Datenwelt ist dieser Raum enorm –, desto 
größer ist der Spielraum für bewusstes oder unbewuss-
tes HARKing. Umso entscheidender ist die Unterschei-
dung, ob eine Hypothese vor oder nach dem Blick auf 
die Daten formuliert wurde.

Die Präspezifi zierung von Hypothesen und zentralen 
Analyseschritten sollte deshalb auch in der empirischen 
Wirtschaftsforschung weit stärker zur gängigen Praxis 
werden (Christensen & Miguel, 2018). Solange dies nicht 
der Fall ist, bleibt das Glaubwürdigkeitsversprechen der 
Glaubwürdigkeitsrevolution angreifbar. Tatsächlich sind 
die Transparenzstandards in der Profession zwar merk-
lich gestiegen, nicht zuletzt durch inzwischen weit ver-
breitete Data-Sharing-Policies (Brodeur et al., 2026b), die 
systematische Robustheitsüberprüfung durch Replikati-
on ermöglichen. Zweifel bleiben jedoch, ob die Kultur der 
Selbstrefl exion und -kritik hinreichend ausgeprägt ist und 
bestehende Transparenzstandards selektivem Berichten 
und HARKing wirksam entgegenwirken (Ankel-Peters et 
al., 2023, 2025; Ofosu & Posner, 2023).

Die Glaubwürdigkeitsrevolution braucht daher zunächst 
ein Update aus sich selbst heraus. Präregistrierung, Re-
plikation und eine klare Trennung zwischen Hypothe-
sengenerierung und Hypothesenprüfung sollten selbst-
verständlicher Bestandteil empirischer Ausbildung und 
Forschung werden. Doch damit wäre lediglich das Glaub-
würdigkeitsproblem adressiert.

Von der Glaubwürdigkeits- zur Relevanzfrage

Unser zweites Argument für ein Update der empirischen 
Wirtschaftsforschung setzt an einer anderen Stelle an: 
Selbst wenn die designbasierte Kausalforschung für sich 
genommen vollkommen glaubwürdige Ergebnisse liefert, 
ist der Ansatz nur begrenzt geeignet, die großen anste-
henden Transformationsentscheidungen zu informieren. 
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Der Grund liegt in der Komplexitätsreduktion, auf der ihre 
besondere Glaubwürdigkeit wesentlich beruht. Für dis-
ruptive Transformationsfragen wird diese in zweierlei Hin-
sicht zum Problem.

Erstens sind die Methoden der designbasierten For-
schung dort am stärksten, wo Interventionen randomi-
siert oder zumindest unter kontrollierten Bedingungen 
variiert werden können. Das ist in der Lebenswirklichkeit 
eher bei begrenzten Interventionen der Fall. Ein ideal-
typisches Beispiel bietet die umfangreiche Literatur zu 
Nudging und Verhaltensökonomik. Hier werden durchaus 
nützliche Erkenntnisse erzielt. Die großen Transformati-
onsfragen lassen sich auf diese Weise jedoch kaum un-
tersuchen (Connolly et al., 2025).

Geht es um weitreichendere Politikinterventionen, kom-
men in der designbasierten Forschung daher andere 
Identifi kationsstrategien zum Einsatz, etwa Panelanaly-
sen oder natürliche Experimente, die zeitliche, geogra-
fi sche oder anderweitig exogene Variation nutzen. Auch 
wenn sich bei diesen Ansätzen die diskutierten Glaub-
würdigkeitsprobleme besonders stellen können und ihre 
kausale Interpretation teils starke Identifi kationsannah-
men erfordert (Haveresch et al., 2026; Mellon, 2025; de 
Chaisemartin & D’Haultfœuille, 2020; Goodman-Bacon, 
2021), können sie wichtige Erkenntnisse liefern. Doch die 
für große Transformationsentscheidungen relevante Vari-
ation ist häufi g gerade nicht beobachtbar.

Das zeigt sich exemplarisch in der Klimapolitik. Die de-
signbasierte Forschung ist nicht in der Lage, die ökono-
mischen und gesellschaftlichen Auswirkungen einer De-
karbonisierung1 der Volkswirtschaft zu untersuchen. Glei-
ches gilt für die tiefgreifenden Politikmaßnahmen, mit de-
nen eine solche Transformation gestaltet werden soll, wie 
Technologiepolitik oder substanzielle CO2-Bepreisung. 
Solche Politikmaßnahmen werden zwar bisweilen design-
basiert untersucht, doch kommen dabei Varianten des 
randomisierten Lehrbuchbeispiels zum Einsatz, deren 
„Glaubwürdigkeit“ auf sehr speziellen Annahmen basiert. 
So muss etwa unterstellt werden, dass aus anderen Re-
gionen, Ländern oder Zeiträumen ein valides kontrafakti-
sches Szenario konstruiert werden kann, das hinreichend 
genau abbildet, wie sich die behandelte Einheit ohne die 
Politikmaßnahme entwickelt hätte. Dabei stellen sich oft-
mals in besonderem Maße Belastbarkeitsfragen, die wir 
im vorangegangenen Kapitel umrissen haben (Ferman et 
al., 2020; Piseddu et al., 2026).

1 Es geht eigentlich um eine „Defossilisierung“, also Transformation 
von einem überwiegend auf der Nutzung von fossilen Energieträgern 
beruhenden Energiesystem zu einem nicht-fossil basierten Energie-
system.

Der zweite Grund ist eine Variante der Kritik an der ex-
ternen Validität empirischer Studien. Ist ein glaubwürdig 
identifi zierter Zusammenhang aus der Vergangenheit 
auch relevant für eine Entscheidung über die Zukunft? 
Diese Frage ist keineswegs neu. Sie gewinnt jedoch eine 
andere Qualität, wenn nicht lediglich Parameter inner-
halb bestehender Strukturen variieren, sondern diese 
Strukturen selbst aufbrechen. In disruptiven Transforma-
tionen verändern sich nicht nur relative Preise. Es kann 
sich verändern, ob ein Gut überhaupt knapp ist, ob es ei-
nen Markt und damit einen Preis gibt, oder ob aus einer 
ökonomischen Knappheit eine absolute Beschränkung 
wird. So werden demografi scher Wandel und Zuwan-
derung heute wesentlich vor dem Hintergrund eines ab-
sehbar knapper werdenden Arbeitsangebots diskutiert. 
Eine disruptive KI-Transformation könnte jedoch Art und 
Umfang der Arbeitskräftenachfrage grundlegend ver-
ändern. Der Zusammenhang zwischen Demografi e, Ar-
beitskräftebedarf und Zuwanderung müsste selbst neu 
bestimmt werden.

Die Grenzen der Aussagekraft designbasierter Forschung 
werden umso bedeutsamer, je länger die politischen Ge-
staltungshorizonte sind. Klimapolitik setzt sich Ziele für 
Zeiträume von 25 Jahren und mehr. Je weiter solche Ziele 
in die Zukunft reichen, desto größer ist die Möglichkeit, 
dass technologische Disruptionen die Bedingungen ver-
ändern, unter denen sie erreicht werden sollen. Wenn et-
wa grüner Wasserstoff  oder Verfahren zur Entnahme von 
CO2 aus der Atmosphäre in 15 Jahren zu geringen Kosten 
und in großem Maßstab verfügbar wären, hätte dies star-
ke Auswirkungen darauf, welche klimapolitischen Maß-
nahmen wir heute für sinnvoll halten. Transformations-
entscheidungen müssen dabei vielfach unter tiefer (so-
genannter Knight‘scher) Unsicherheit getroff en werden, 
d.  h., für manche politikrelevante Szenarien lassen sich 
nicht einmal belastbare Wahrscheinlichkeiten angeben 
(Sunstein, 2021). Vergangenheitsbasierte Evidenz stößt 
hier an Grenzen (Heider et al., 2026).

Damit ist nicht gesagt, dass designbasierte Forschung 
keinerlei Bedeutung für die Politikberatung haben soll-
te. Wo relevante Variation beobachtbar ist und die un-
tersuchten Strukturen hinreichend stabil sind, bleibt die 
mit designbasierter Forschung verbundene Komplexi-
tätsreduktion sinnvoll und die Methode ein nützliches 
Instrument. Doch die Ökonomik muss ihren Horizont er-
weitern, um die anstehenden großen gesellschaftlichen 
Fragen zu adressieren.

Komplexitätsbereitschaft

Mit der seit den 1980er und 1990er Jahren einsetzenden 
Hinwendung weiter Teile der empirischen Ökonomik zu 
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experimentellen und quasi-experimentellen Forschungs-
designs verlor eine andere epistemische Tradition relativ 
an Bedeutung: die strukturelle Modellierung ökonomi-
scher Zusammenhänge (Panhans & Singleton, 2017). 
Diese Entwicklung war keineswegs unumstritten. Vertre-
ter der Strukturmodellierung warnten – weitgehend oh-
ne durchzudringen – davor, dass der Gewinn an Glaub-
würdigkeit mit einer Beschränkung der Fragen erkauft 
werden könnte, die sich empirisch beantworten lassen 
(Heckman & Vytlacil, 2005; Keane, 2010; Rust, 2010).

Aufschlussreich ist es, etwa Levitt (2025) folgend, den 
Versuch, komplexe wirtschaftliche Strukturen explizit zu 
modellieren, mit der Klimawissenschaft zu vergleichen. 
Diese setzt zwangsläufi g auf die Modellierung des über-
aus komplexen Weltklimas, weil ein klassisch-experimen-
teller Zugang off ensichtlich nicht möglich ist. Levitt ar-
gumentiert, dass die Ökonomik vor rund 50 Jahren ganz 
ähnliche Ambitionen verfolgt habe: komplexe strukturelle 
Modelle mit zahlreichen Gleichungen, mit denen gesamt-
wirtschaftliche Gleichgewichte abgebildet und alternative 
Szenarien simuliert werden sollten. Die Profession habe 
diesen Weg jedoch weitgehend aufgegeben, weil die Mo-
delle aus damaliger Sicht menschliches Verhalten und 
wirtschaftliche Entwicklungen nicht hinreichend gut vor-
hergesagt hätten.

In der Tat weisen Klima und Volkswirtschaft trotz aller Un-
terschiede eine wichtige Gemeinsamkeit auf: Beide sind 
nicht lediglich komplizierte, sondern komplexe Systeme 
(Arthur, 2021; Curry, 2023). Ihre Entwicklung entsteht 
aus zahlreichen simultanen Beziehungen, Rückkopplun-
gen und nichtlinearen Prozessen und lässt sich daher 
nicht deterministisch aus dem Verhalten einzelner Kom-
ponenten ableiten (Farmer & Foley, 2009). Die Klimawis-
senschaft hat gerade deshalb eine modellbasierte epis-
temische Praxis entwickelt, die nicht auf punktgenaue 
Vorhersagen zielt, sondern Szenarien, Sensitivitäten und 
Bandbreiten untersucht (Stainforth, 2023).

Hat die Ökonomik das Potenzial komplexitätsbereiter 
Modellierung möglicherweise zu früh aufgegeben? Diese 
Frage ist nicht nur ideengeschichtlich relevant. Denn ge-
rade angesichts rapide gewachsener Rechenkapazitäten 
könnten solche Formen der Modellierung für die anste-
henden langfristigen Transformationsfragen wieder stär-
ker an Bedeutung gewinnen.

Komplexitätsbereitschaft muss sich jedoch nicht auf 
komplexere Modelle beschränken. Auch von anderen 
Disziplinen lässt sich lernen. Historische und qualitative 
Forschungstraditionen sind stärker darauf ausgerich-
tet, komplexe Kausalzusammenhänge, unterschiedliche 
kausale Pfade und die Einbettung von Entwicklungen in 

ihrem jeweiligen Kontext zu untersuchen (Mahoney & Go-
ertz, 2006; Röth, 2023; Connolly et al., 2025). Der Wert all 
dieser Ansätze liegt dabei vor allem darin, dass sie ein tie-
feres Verständnis ihres Gegenstands ermöglichen, indem 
sie komplexe kausale Prozesse und Zusammenhänge in 
den Blick nehmen. Damit führt die Frage nach komplexi-
tätsbereiter Forschung unmittelbar zu einer weiteren Wis-
sensquelle, deren Rolle in der modernen Ökonomik bis-
lang wenig systematisch untersucht wird: der Expertise.

Expertise

Expertise ist eine zentrale epistemische Ressource für 
eine komplexitätsbereitere Wirtschaftswissenschaft. 
In diesem Abschnitt fragen wir deshalb, was Expertise 
überhaupt ist und wie sie identifi ziert werden kann, ehe 
wir uns im nächsten Abschnitt ihrer Nutzbarmachung 
widmen. Bei aller Kritik an den empirischen Wirtschafts-
wissenschaften muss man konstatieren: In der Politik-
beratung und in wirtschaftspolitischen Gremien haben 
Ökonom:innen sich komplexen Fragen schon immer auf 
Grundlage ihrer Expertise gestellt. Diese Ressource sollte 
auch die akademische Wirtschaftsforschung stärker und 
systematischer nutzen.

Was aber ist Expertise? Expertise ist weder gleichbe-
deutend mit Evidenz noch schlicht mit Expertenmeinung. 
Collins und Evans (2002) unterscheiden unterschiedliche 
Formen von Expertise. Für unsere Zwecke ist zunächst 
vor allem die Abgrenzung zwischen über längere Zeit 
gewachsener Expertise und kurzfristig erwerbbarem 
Wissen relevant. Wer Fakten und Forschungsergebnisse 
eines Feldes kennt, verfügt noch lange nicht über diesbe-
zügliche Expertise. Expertise entsteht durch tiefe Ausein-
andersetzung mit einem Wissensgebiet und, ganz zentral, 
durch Sozialisation in dessen Fachgemeinschaft sowie 
durch praktische Erfahrung in Forschung, Anwendung 
oder Politikberatung.

Dabei wird auch Wissen erworben, das sich nicht ohne 
Weiteres kodifi zieren und weitergeben lässt – tacit know-
ledge. Für die Wirtschaftsforschung umfasst dies etwa 
die Fähigkeit einzuschätzen, welche Annahmen plausibel, 
welche Befunde belastbar und welche Erkenntnisse auf 
einen konkreten Fall übertragbar sind. Evidenz lässt sich 
dokumentieren und weitergeben; Expertise umfasst zu-
sätzlich die Kompetenz, ihre Bedeutung und Reichweite 
zu beurteilen. Sie ist damit das, was einer Expertenmei-
nung epistemisches Gewicht verleihen kann.

Collins und Evans (2002) gehen jedoch darüber hinaus. 
Sie unterscheiden zwischen zwei Arten von Expertise, 
contributory expertise und interactional expertise. Wer 
heute als wissenschaftlicher Experte gilt, verfügt typi-
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scherweise mindestens über contributory expertise: 
Man hat Forschung in einem bestimmten Feld nicht nur 
eigenhändig durchgeführt, sondern ist durch langjährige 
wissenschaftliche Praxis in diesem Feld sozialisiert und 
verfügt somit nicht nur über das kodifi zierte Wissen, son-
dern auch das tacit knowledge. Bereits diese klassische 
Form von Expertise ist von außen keineswegs leicht zu 
identifi zieren. Wissenschaftliche Publikationen und Re-
putation dienen als Signale, messen die zugrunde liegen-
de Expertise aber nur unvollkommen (Heckman & Mok-
tan, 2020). Hinzu kommen die diskutierten Grenzen des 
wissenschaftlichen Qualitätssicherungsprozesses. Wer 
in einem Forschungsfeld sichtbar erfolgreich ist, muss 
deshalb noch nicht über genau jene contributory exper-
tise verfügen, die für die Beurteilung einer konkreten wirt-
schaftspolitischen Frage benötigt wird.

Noch weniger sichtbar ist eine zweite Form von Experti-
se, die für komplexe transformative Politikberatung un-
seres Erachtens unerlässlich ist. Collins und Evans be-
zeichnen sie als interactional expertise: die Fähigkeit, die 
Sprache, Wissensbestände und Problemwahrnehmun-
gen einer anderen Expertengemeinschaft so weit zu be-
herrschen, dass deren Wissen verstanden und mit dem 
eigenen in Beziehung gesetzt werden kann. Interactional 
expertise ist zentral für das vorgeschlagene Update der 
Wirtschaftswissenschaften. Denn die für die Transfor-
mation relevanten Wissensbestände liegen typischer-
weise nicht innerhalb eines einzelnen Forschungsfeldes 
– und oftmals nicht einmal innerhalb einer Disziplin. Wer 
etwa die Folgen künstlicher Intelligenz für Arbeitsmarkt, 
Energiebedarf und gesellschaftliche Teilhabe beurteilen 
will, muss Erkenntnisse unterschiedlicher wissenschaft-
licher und praktischer Wissensgemeinschaften zusam-
menführen können.

Während contributory expertise – optimistisch betrachtet 
– über das etablierte wissenschaftliche Reputationssys-
tem zumindest näherungsweise identifi ziert werden kann, 
fehlen für interactional expertise vergleichbare Mechanis-
men. Ihr Erwerb erfolgt eher beiläufi g und wird wissen-
schaftlich kaum systematisch honoriert. Das sollte sich 
ändern. Wirtschaftsforschung und wirtschaftspolitische 
Beratung in disruptiven Zeiten brauchen eine Vielfalt spe-
zialisierter Expertisen – und Menschen, die in der Lage 
sind, diese über disziplinäre und institutionelle Grenzen 
hinweg miteinander in Beziehung zu setzen.

Interactional expertise entsteht nicht von selbst. Sie ent-
steht nicht zuletzt durch inter- und transdisziplinäre Er-
fahrung. Interdisziplinäre Forschung ist deshalb mehr als 
die Kombination unterschiedlicher Methoden oder die 
arbeitsteilige Bearbeitung eines gemeinsamen Projekts. 
Im besten Fall sozialisiert sie Forschende in die Sprache, 

Problemwahrnehmungen und Wissensbestände anderer 
Disziplinen. Damit schaff t sie ebenso interactional exper-
tise wie transdisziplinäre Forschung, also die dauerhafte 
Interaktion zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis. 
Solches Wissen, etwa über institutionelle Restriktio-
nen, die Umsetzbarkeit politischer Maßnahmen oder die 
Funktionsweise konkreter Märkte und Organisationen, 
erschließt sich nicht allein aus der Lektüre wissenschaftli-
cher Publikationen.

Gerade hierin liegt eine besondere Stärke der Leibniz-
Gemeinschaft: Sie vereint unterschiedliche Disziplinen, 
Forschungsinfrastrukturen und institutionelle Schnittstel-
len zur Praxis. Diese Vielfalt ist für Politikberatung nicht 
nur deshalb wertvoll, weil sie viele Stimmen hervorbringt. 
Sie kann die Voraussetzungen dafür schaff en, dass unter-
schiedliche Expertisen einander verstehen und zu einem 
Urteil über komplexe Transformationsfragen zusammen-
geführt werden (Fuchs-Schündeln et al., 2026).

Expertise nutzbar machen: Abduktion und 

Expertensurveys

Wie aber lässt sich Expertise systematischer für For-
schung und Politikberatung nutzbar machen? Die 
wirtschaftswissenschaftliche Forschung sollte Ansät-
ze entwickeln und testen, um Expertenwissen sys-
tematisch zu erheben und auszuwerten. Besonders 
erkenntnisreich sind Expertenurteile dann, wenn der 
Erhebungsansatz Expert:innen dazu bringt, unter-
schiedliche Wissensquellen auf die konkrete Frage-
stellung anzuwenden und miteinander zu verbinden 
– eine Form abduktiver Inferenz (Heckman & Singer, 
2017). Expertise kann so empirische Evidenz mit theo-
retischem Wissen, Erfahrungen aus Politik und Praxis 
sowie tacit knowledge über Institutionen und Zusam-
menhänge verbinden. Bei komplexen und neuartigen 
Fragestellungen kann ein solches Urteil Erkenntnisse 
ermöglichen, die sich aus den verfügbaren Daten allein 
nicht gewinnen lassen.

Eine solche epistemische Praxis fi ndet natürlich in Tei-
len längst statt. Sie bleibt jedoch meist implizit und wird 
wissenschaftlich kaum systematisch erschlossen. Ein-
zelne Expert:innen werden in Gremien berufen, von Mi-
nisterien konsultiert oder um öff entliche Einschätzungen 
gebeten. Doch Expertise bedeutet nicht, dass einzelne 
Expert:innen über das gesamte relevante Wissen verfü-
gen. Auch unter Expert:innen unterscheiden sich Erfah-
rungen, Wissensbestände und Einschätzungen – und ihre 
Urteile können durch persönliche Interessen, Präferenzen 
oder normative Überzeugungen geprägt sein. Gerade 
deshalb liegt es nahe, Expertise systematisch und in grö-
ßerem Maßstab zu erschließen.
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Dieser Vorschlag beginnt keineswegs bei null. Unter Be-
griff en wie „structured expert elicitation“ oder „structured 
expert judgment“ existiert eine etablierte Literatur dazu, 
wie Expert:innen ausgewählt, ihre Einschätzungen sys-
tematisch erhoben, Unsicherheiten quantifi ziert und un-
terschiedliche Urteile zusammengeführt werden können 
(Cooke, 1991; O’Hagan et al., 2006; Aspinall, 2010; Mor-
gan, 2014; Hemming et al., 2018; Bamber et al., 2019). Wir 
plädieren dafür, solche Ansätze wesentlich breiter und 
skalierbarer in der wirtschafts- und sozialwissenschaft-
lichen Forschung einzusetzen. Expert Surveys könnten 
nicht einzelne Expert:innen oder kleine Gremien, son-
dern Dutzende oder Hunderte sorgfältig ausgewählte 
Expert:innen mit denselben Fragen konfrontieren.

Ziel wäre dabei nicht, wissenschaftliche Wahrheit durch 
Mehrheitsentscheid zu erzeugen. Vielmehr ließe sich das 
verteilte Wissen einer Expertengemeinschaft erschlie-
ßen, robuste Gemeinsamkeiten von idiosynkratischen 
Einschätzungen unterscheiden und zugleich sichtbar ma-
chen, wo auch unter Expert:innen erhebliche Unsicher-
heit oder Dissens besteht. Dafür gibt es Vorbilder sowohl 
in einzelnen Forschungsprojekten als auch bei der syste-
matischen Erhebung des Wissensstands.

Schluss

Die Errungenschaften der Glaubwürdigkeitsrevolution 
werden oft mit der naiven Korrelationsforschung kon-
trastiert, wie sie in den Jahrzehnten zuvor auch in den 
Wirtschaftswissenschaften weit verbreitet war (Leamer, 
1983). Richtig ist aber auch, dass die Hinwendung zu 
designbasierter Forschung eine implizite epistemische 
Komplexitätsreduktion mit sich gebracht hat. In diesem 
Beitrag haben wir dafür geworben, sich der Komplexität 
wieder stärker zuzuwenden – auch wenn dies bedeutet, 
einen Teil jener Einfachheit und Nachprüfbarkeit aufzuge-
ben, auf der der besondere Rigoritätsanspruch der mo-
dernen empirischen Ökonomik beruht.

Für die anstehenden tiefgreifenden Transformationen 
ist eine Wissenschaft, die nur dort spricht, wo sie unter 
vergleichsweise einfachen Annahmen besonders glaub-
würdige Aussagen treff en kann, zu wenig. Mit dieser 
Öff nung für größere epistemische Ambiguität muss die 
Wirtschaftswissenschaft aber auch ihren Deutungsho-
heitsanspruch zurücknehmen. Erkenntnisse einzelner 
Forschender sind dann stärker als Beiträge zu einer ge-
sellschaftlichen Deliberation zu verstehen, in die auch an-
dere Disziplinen und eine größere Vielfalt ökonomischer 
Perspektiven einfl ießen.

Mittelfristig könnten moderne und weiter wachsende Re-
chenkapazitäten neue Formen der Simulation komplexer 

ökonomischer Systeme ermöglichen, orientiert an der 
Modellierungspraxis der Klimawissenschaft. Auch sollte 
die Ökonomik ihre methodische Sonderstellung unter den 
Sozialwissenschaften hinterfragen und sich stärker für 
komplexitätsorientierte Herangehensweisen ihrer Nach-
bardisziplinen öff nen (Fourcade et al., 2015). Eine solche 
Öff nung rückt zugleich die Rolle von Expertise stärker in 
den Vordergrund.

Hier sollte die Disziplin ein belastbares Verständnis da-
von entwickeln, was Expertise ist, und Verfahren etab-
lieren, um sie systematischer für Forschung und Politik-
beratung nutzbar zu machen. Expertise ist dabei kein Er-
satz für Evidenz. Sie hilft, Evidenz zu interpretieren und 
mit anderen Wissensquellen zu verbinden. Umgekehrt 
kann Expertise selbst zum Gegenstand der Evidenzge-
winnung werden – indem wir empirisch untersuchen, 
wer über Expertise verfügt und wie sich diese systema-
tisch erschließen lässt.

Wenn komplexe und disruptive Probleme unterschied-
liche Formen von Expertise verlangen, brauchen wirt-
schaftswissenschaftliche Forschung und Politikberatung 
zudem institutionell organisierte Pluralität. Die Zusam-
menarbeit über disziplinäre und institutionelle Grenzen 
hinweg ist dafür keine Zugabe, sondern Voraussetzung. 
Die Leibniz-Gemeinschaft erscheint prädestiniert dafür, 
Teile dieser Entwicklung in Deutschland voranzutreiben.
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Die deutsche Wirtschaftspolitik reagiert auf Krisensituationen mit einem 
bekannten Instrumentenmix aus direkten Förderungen, steuerlichen Anreizen und 
Liquiditätsunterstützungen. Trotz der gesetzlichen Verpfl ichtung zur Wirtschaftlichkeits- und 
Erfolgskontrolle bleibt die Evaluation dieser Maßnahmen häufi g methodisch eingeschränkt. 
Neben der Herausforderung, klassische Evaluationsmethoden in Krisensituationen anzuwenden, 
erschweren gravierende Datenlücken die Evaluation von Maßnahmen zur Stützung der 
Wirtschaft nach wissenschaftlichen Standards. Die Verfügbarkeit, die Verknüpfbarkeit und 
die Qualität von Förder- und Unternehmensdaten sind unzureichend, was die Identifi kation 
von Wirkungsketten behindert. Eine Verbesserung erfordert eine systematische Integration 
von Evaluationsansätzen bereits in die Programmdesignphase – inklusive klarer Zieldefi nition, 
datenbasierten Monitorings und verpfl ichtender Datenlieferungen. So lässt sich eine 
evidenzbasierte Politikberatung auch unter Unsicherheit und zeitlichem Druck gewährleisten.

Hanna Hottenrott, Bettina Peters

Evaluation staatlicher Fördermaßnahmen in 
Krisenzeiten: Zwischen Anspruch und Realität

Den verschiedenen Krisen der jüngsten Zeit wurde mit 
umfangreichen staatlichen Rettungspaketen begegnet, 
die die Auswirkungen auf Unternehmen, Beschäftig-
te und Verbraucher abmildern sollten. Am Beispiel der 
Coronakrise hat sich zudem gezeigt, dass Bundes- und 
Landesregierungen schnell Entscheidungen treff en und 
in kürzester Zeit beträchtliche fi nanzielle Mittel auf den 
Weg bringen konnten. Spätestens seit Anfang der 2020er 
Jahre befi ndet sich die deutsche Wirtschaft jedoch auch 
in einer grundlegenden Wettbewerbsfähigkeitskrise. Ins-
besondere zunehmende Handelsrestriktionen auf Export-
märkten, abrupt steigende Energiepreise, technologische 
Pfadabhängigkeiten und der China-Schock 2.0 machen 
es deutschen Unternehmen aktuell schwer, im internati-
onalen Wettbewerb zu bestehen. Die Reaktion der Bun-
desregierung darauf mit industriepolitischen Maßnahmen 
und der gezielten Förderung von strategisch als wichtig 
angesehenen Industrien und Technologien ist wenig 
überraschend.

Doch wo viel staatliches Geld fl ießt, besteht auch ein öf-
fentliches Interesse an der Untersuchung der Wirksam-
keit und Wirkung der Maßnahmen. Hätte ein gefördertes 
Unternehmen ohne die Förderung anders agiert? Haben 

Kurzarbeitergeld oder Überbrückungshilfen tatsächlich 
Insolvenzen verhindert; haben steuerliche Investitions-
anreize oder Subventionen Aktivitäten unterschiedlicher 
Art tatsächlich stabilisiert oder wurden lediglich Mitnah-
meeff ekte fi nanziert? Diese Fragen sind in Krisenzeiten 
besonders schwer zu beantworten, weil sowohl ein sich 
drastisch verändertes Umfeld als auch die ergriff enen 
Maßnahmen gleichzeitig auf die Akteure einwirken. Hin-
zu kommt, dass die Datenbasis vielfach unvollständig, 
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widersprüchlich oder schlichtweg nicht vorhanden ist. 
Gleichwohl verlangt die Politik nach Orientierung. So sieht 
sich die Wirtschaftsforschung insbesondere in Krisenzei-
ten mit einer Erwartungshaltung konfrontiert, die ihrem 
methodischen Selbstbild eigentlich widerspricht: schnel-
le, klare Aussagen zu treff en, obwohl die Datengrundlage 
dafür eigentlich noch nicht reif ist.

Evaluationen als wissenschaftlicher Input in die 

Politik

Über die verschiedenen Krisen hinweg zeigt sich ein 
bemerkenswert konstanter Instrumentenmix. Die Poli-
tik greift immer wieder auf ähnliche Instrumente wie Zu-
schüsse, Förderkredite, Preisbremsen, Garantien und 
Steuervergünstigungen zurück. Die Unterschiede liegen 
jeweils eher im Umfang und in der konkreten Ausge-
staltung der Maßnahmen. Umso wichtiger ist die Frage, 
welche Lehren aus früheren Krisen gezogen werden, in-
wieweit wissenschaftliche Evaluationen in die Gestaltung 
zukünftiger Maßnahmen einfl ießen und welchen Beitrag 
sie damit zu fundierten politischen Entscheidungen leis-
ten können.

Die Evaluation von Maßnahmen der Bundesregierung ist 
klar geregelt. § 7 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung 
(BHO) verpfl ichtet den Bund für alle fi nanzwirksamen Maß-
nahmen angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen durchzuführen. Die Verwaltungsvorschriften zu § 7 
BHO (VV-BHO) konkretisieren diese Vorgabe. Sie schrei-
ben sowohl eine begleitende Erfolgskontrolle während der 
Durchführung als auch eine abschließende Erfolgskont-
rolle nach Beendigung einer fi nanzwirksamen Maßnahme 
vor. Dabei sollen drei Dinge geprüft werden. Erstens, ob 
und in welchem Ausmaß die angestrebten Ziele erreicht 
wurden (Zielerreichungskontrolle). Zweitens, ob die Maß-
nahme ursächlich für die Zielerreichung war und ob es un-
beabsichtigte Nebenwirkungen gab (Wirkungskontrolle). 
Und drittens, ob die Maßnahme wirtschaftlich im Sinne 
eines angemessenen Ressourceneinsatzes umgesetzt 
wurde (Wirtschaftlichkeitskontrolle). Das entspricht im 
Kern genau dem Evaluationsdesign, das auch den höchs-
ten wissenschaftlichen Standards genügt: Zielerreichung, 
Kausalität und eine Kosten-Nutzen-Abschätzung.

Doch wie sieht es in der Realität aus? Die Praxis bleibt 
oft hinter diesen Ansprüchen zurück. Der Bundesrech-
nungshof kommt in einer Querschnittsprüfung im Jahr 
2023 zu dem Schluss, dass die Bundesverwaltung den 
rechtlichen Vorgaben zu § 7 BHO häufi g nicht oder nur 
unzureichend nachkommt, unter anderem wegen man-
gelnder methodischer Vorgaben (Bundesrechnungshof, 
2023). Ebenso kritisierte die Expertenkommission For-
schung und Innovation (EFI) im Jahresgutachten 2024 

die mangelnde wissenschaftliche Tiefe bei der Evaluation 
von deutschen Fördermaßnahmen. Sie untersuchte dazu 
81 Evaluationsstudien forschungs- und innovationspo-
litischer Maßnahmen und Instrumente, die im Zeitraum 
2009 bis 2023 vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) und Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz (BMWK) in Auftrag gegeben wurden. Die 
EFI kritisierte insbesondere, dass die Evaluationsstudien 
Aussagen über die Wirksamkeit treff en, ohne belastbare 
kausalanalytische Methoden zu verwenden. Häufi g ließen 
sich die Eff ekte nicht eindeutig auf die Förderung zurück-
führen. Sie fordert daher eine deutliche Verbesserung der 
Evaluationsstandards durch fundiertere Kausalanalysen 
mit Kontrollgruppenansätzen, um die tatsächliche Wirk-
samkeit von Innovations- und Forschungspolitik belast-
bar messen zu können (EFI, 2024).

Evaluation von politischen Maßnahmen als 

Herausforderung

Doch warum ist das so? Im Grunde stehen einer Evalua-
tion nach wissenschaftlichen Standards häufi g drei Her-
ausforderungen entgegen: Erstens fehlt vielfach eine ge-
eignete Datengrundlage. Zweitens fallen nicht selten der 
Evaluationszeitraum und der Zeitpunkt, zu dem sich die 
Wirkungen entfalten, auseinander. Und drittens ist die Re-
alität meist komplizierter, als es klassische Evaluations-
methoden abbilden können.

Klassische Evaluationsmethoden – etwa Diff erenz-von-
Diff erenzen-Schätzungen, Propensity-Score-Matching 
und randomisierte Kontrollgruppenstudien – beruhen auf 
einem einfachen Prinzip. Die Wirkung einer Maßnahme 
lässt sich dadurch kausal bestimmen, dass eine geför-
derte Gruppe einer möglichst ähnlichen, aber nicht ge-
förderten Kontrollgruppe gegenübergestellt wird. In einer 
Krise wie beispielsweise der Coronapandemie war diese 
Voraussetzung aber häufi g nicht erfüllt: Nahezu alle Un-
ternehmen einer Branche – etwa in der Gastronomie oder 
im Einzelhandel – waren von den Schließungsanordnun-
gen betroff en und wurden daher  gleichzeitig gefördert. 
Eine vergleichbare, aber unbeeinfl usste Kontrollgruppe 
existierte damit oft nicht. Hinzu kommen Übertragungs-
eff ekte zwischen Unternehmen entlang der Wertschöp-
fungsketten. Die Evaluation steht damit vor dem Problem, 
dass sich Förder- und Krisenwirkung kaum trennen las-
sen. Hat ein Betrieb nach Erhalt von Coronahilfen über-
lebt, bleibt unklar, ob er auch ohne Förderung überlebt 
hätte oder ob die staatliche Förderung den Ausschlag 
gegeben hat.

Eine weitere Herausforderung für Evaluationen besteht 
darin, dass in Krisenzeiten Förderprogramme häufi g noch 
während ihrer Laufzeit angepasst werden. Fördersätze, 
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Antragsvoraussetzungen oder Zielgruppen können sich 
innerhalb weniger Monate mehrfach ändern. Für die Eva-
luation bedeutet dies, dass die zu evaluierende Maßnah-
me selbst nicht stabil ist. Klassische Ansätze verlieren an 
Aussagekraft, weil unklar bleibt, welche konkrete Aus-
gestaltung des Programms für die beobachteten Eff ekte 
verantwortlich ist.

Ohne geeignete Daten keine zuverlässige Evaluation

Die Erfahrungen am ZEW mit Evaluationen in verschie-
densten Politikbereichen und für unterschiedliche Maß-
nahmentypen zeigen vor allem eines: Das Hauptproblem 
für eine Evaluation nach wissenschaftlichen Standards 
sind die eingeschränkte Verfügbarkeit und Qualität von 
Daten. Für eine solide Untersuchung von Zielerreichung, 
Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit sind umfangreiche 
Informationen erforderlich, die in der Praxis nur sehr 
selten vorliegen. Die Verantwortung für die Bereitstel-
lung solcher Informationen liegt primär beim Staat als 
Auftraggeber. Mangels geeigneter Daten behelfen sich 
Evaluationen daher oft mit dem Verfügbaren. Dies führt 
zwangsläufi g zu Einschränkungen in der Aussagekraft 
der Analysen, die in guten Studien auch benannt werden. 
Besser als keine Evaluation, könnte man meinen. Aber ist 
es tatsächlich besser? Nein.

Die Konsequenz daraus muss lauten: Die Evaluation muss 
bei der Ausgestaltung von Förderprogrammen von Anfang 
an mitgedacht werden. Dies umfasst sowohl die wissen-
schaftliche Methode als auch die dafür notwendigen Da-
ten. Idealerweise würden Programme schon so gestaltet, 
dass eine Evaluation mit wissenschaftlichen Methoden 
möglich ist. Das müssen nicht gleich randomisierte Verga-
ben sein, etwa Losverfahren, um Förderungen an Förder-
berechtigte zuzuteilen. Das ist bei vielen Maßnahmen auch 
nur schwer vermittelbar, denn es besteht in der Regel ein 
Interesse an der Zielgerichtetheit der Maßnahmen. Diese 
Ziele müssen jedoch klar formuliert und messbar sein.

Als absolutes Minimum müssen Informationen dazu vor-
liegen, wie geförderte Projekte oder Akteure ausgewählt 
bzw. bewertet werden. Die Evaluatoren müssen wissen, 
wer sich beworben hat oder grundsätzlich förderfähig 
gewesen wäre, aber sich nicht beworben hat und wer 
letztlich gefördert und nicht gefördert wurde. Wenn keine 
ausreichenden Informationen zu den Förderempfängern 
vorliegen, dann muss zumindest die Verknüpfung mit an-
deren Datenquellen möglich sein. Es fehlen insbesondere 
häufi g Daten auch nach Ende der Förderung. Für die nicht 
geförderte Kontrollgruppe gibt es in den Förderdaten ty-
pischerweise überhaupt keine (oder nur sehr begrenzte) 
Informationen, sodass eine Verknüpfung mit anderen Da-
tensätzen häufi g unumgänglich für eine Evaluation ist.

Es geht aber nicht nur um das Vorliegen geeigneter Da-
ten, sondern auch um die Verfügbarkeit bzw. Nutzbarkeit. 
Die übermäßig strikte Interpretation der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) in Deutschland führt dazu, 
dass vorhandene Datenbestände, insbesondere die amt-
lichen Statistiken, nicht in ausreichendem Maße verwen-
det werden können. Für eine Evaluation sind häufi g Ver-
knüpfungen von Datenquellen erforderlich, was durch die 
strenge Interpretation verhindert wird. Eine bessere Ab-
stimmung zwischen den involvierten Einheiten könnte zu 
einer deutlichen Verbesserung der Datenlage und damit 
der Qualität der Evaluationen führen.

Eine der größten Herausforderungen bei der Evaluation 
von Einzelmaßnahmen besteht darin, ihre Wirkungen von 
denen anderer Maßnahmen zu trennen. Die Identifi zierung 
von Wirkungen einer bestimmten Maßnahme erfordert 
notwendigerweise, dass Informationen zur Teilnahme an 
anderen relevanten Fördermaßnahmen vorliegen. In vie-
len Politikbereichen zeichnen sich Fördermaßnahmen oft 
über Portfolioansätze über verschiedene Akteursgruppen 
hinweg aus. Unternehmen profi tieren oft zeitgleich oder 
zeitlich versetzt von unterschiedlichen Förderungen. Oh-
ne eine umfassende und transparente Förderdatenbank 
ist die Identifi zierung der Wirksamkeit einzelner Maßnah-
men immer ungenau. Dazu braucht es dringend eine ge-
eignete Dateninfrastruktur, die es erlaubt, Wirkungen zu 
isolieren oder explizit in Kombination zu evaluieren. Das 
Projekt „Erstellung und Analyse einer Datenbasis für die 
Evaluierung von Outputs und Outcomes der FuE- und 
Innovationsförderung von Unternehmen (EVALDAT)“, an 
dem das ZEW beteiligt ist, geht mit Erfolg in diese Rich-
tung. Weitere Initiativen für andere Förderkontexte er-
scheinen daher sehr sinnvoll.

Ein weiteres Problem ist die Wirkgeschwindigkeit. Bei 
manchen Maßnahmen kann eine Evaluation direkt nach 
Beendigung oder vielleicht sogar noch während der Lauf-
zeit sinnvoll sein. Bei anderen Maßnahmen, insbesondere 
wenn es um die Förderung von längerfristigen Aktivitäten 
wie Forschung und Entwicklung oder Technologieadopti-
on geht, ist es oft direkt nach Ende einer Maßnahme noch 
zu früh, um Ergebnisse sehen zu können. Wann ist also 
der richtige Zeitpunkt zur Messung der Wirkung?

In diesem Zusammenhang sei jedoch auch gesagt, dass 
die Wirkungsanalyse einzelner Maßnahmen nur ein Teil 
einer guten Evaluation ist. Daneben gilt es auch, das Zu-
sammenspiel mit anderen Fördermaßnahmen und die 
Implementierungseffi  zienz, d. h. die Frage „welche Pro-
gramme mit welchen Zielen gibt es und wie passen sie 
zusammen?“ explizit zu analysieren. Hier stoßen auch 
einzelne experimentelle Designs an die Grenzen der Inter-
pretier- und Generalisierbarkeit. Es scheint daher in der 
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Tat wichtig und richtig, sich nicht nur auf sehr gut identifi -
zierbare Wirkungen zu beschränken. Kontextfaktoren und 
Rahmenbedingungen, die sich förderlich oder hinderlich 
auf die Zielerreichung von staatlichen Interventionen und 
die Wirkungsentfaltung auswirken können, sind ebenfalls 
wichtige Bausteine einer guten Evaluation, auch wenn 
hier kausale Aussagen grundsätzlich schwieriger sind. 
Der Einsatz qualitativer Methoden kann hier die quantita-
tiven Ansätze sinnvoll ergänzen.

Es ist allerdings auch wichtig zu betonen, dass selbst 
bei idealer Datenverfügbarkeit alle Evaluationsmethoden 
auf Annahmen beruhen, die sich nicht immer überprüfen 
lassen. Ziel kann es also nicht sein, nur noch solche Pro-
gramme zu implementieren, bei denen eine kausale Wir-
kungsanalyse nach höchsten wissenschaftlichen Stan-
dards ohne Einschränkungen möglich ist. Das würde in 
vielen Fällen zur politischen Handlungsunfähigkeit führen. 
Aber die Programme, die eingeführt werden, sollten zu-
mindest grundsätzlich evaluierbar sein.

Gute Politikberatung braucht Zusammenarbeit 

zwischen Wissenschaft und Politik

Für die Evaluation spielt die Einbindung der Entschei-
dungsträger und ausführenden Einheiten ebenfalls eine 
wichtige Rolle. So schwierig es auch erscheinen mag, 
die für Konzeption und Umsetzung verantwortlichen Ak-
teure in Politik und Verwaltung in den Evaluationsprozess 
einzubinden – so unverzichtbar ist es dennoch. Externen 
Evaluatoren fehlt häufi g das nötige Prozesswissen, um 
beispielsweise sinnvolle Kosten-Nutzen-Analysen durch-
führen zu können.

Die Defi zitdiagnose ist eine Handlungsauff orderung an 
die Wissenschaft und die Politik zugleich. Wie können wir 
unsere Ansätze weiterentwickeln, sodass sie einer Rea-
lität von komplexen, gleichzeitigen, sich überlappenden 
oder sich gegenseitig beeinträchtigenden Maßnahmen 
gerecht werden? Wie können Verknüpfungen zu Daten-
quellen rechtssicher hergestellt werden? Wie können Be-
hörden verpfl ichtet werden, Daten so zur Verfügung zu 
stellen, dass sie für Evaluationen genutzt werden können? 
Fortschritte wären hier bereits eine saubere Dokumenta-
tion von abgelehnten und bewilligten Anträgen, Protokolle 
von Beschlüssen, etc. und die Speicherung von Informa-
tionen auf eine Art und Weise, die eine lückenlose Nach-
vollziehbarkeit erlaubt. Ein Beispiel für eine Planung, die 
eine bessere Evaluation erlaubt: Wenn Förderprogramme 
aus administrativen oder fi nanziellen Gründen nicht auf ei-
nen Schlag, sondern in zeitlich oder regional gestaff elten 
Wellen eingeführt werden, entstehen dadurch Vergleichs-
gruppen: Wer zuerst gefördert wurde, kann mit noch nicht 
geförderten, aber später begünstigten Betrieben vergli-

chen werden. Solche „Staggered Rollout“-Designs erlau-
ben kausale Schätzungen, obwohl keine klassische Kont-
rollgruppe absichtlich zurückgehalten wurde.

Datenverfügbarkeit ist aber auch für jede Methodenwei-
terentwicklung ein zentraler Faktor: Die amtlichen Statis-
tiken liefern Zahlen mit einer Verzögerung von Monaten 
oder Jahren, während sich die reale Wirtschaft gerade in 
Krisen schnell verändert und Programme eingeführt, er-
setzt oder beendet werden. Die klassische Antwort der 
Wirtschaftsforschung – abzuwarten, bis belastbare Da-
ten vorliegen, um Förderwirkungen sauber identifi zieren 
zu können – ist in solchen Situationen keine Option. Denn 
bis dahin hat sich die Welt meist schon derart geändert, 
dass der Erkenntnisgewinn der Realität hinterherhinkt. 
Hinzu kommt ein methodisches Problem, das in ruhigen 
Zeiten kaum ins Gewicht fällt, in der Krise aber gravierend 
wird: die nachträgliche Revision amtlicher Daten. Gerade 
dieser Punkt zeigt aber, dass eine umfangreiche und auf 
verschiedenen Quellen beruhende kontinuierliche Infra-
struktur zur Datenbereitstellung zur Evaluation staatlicher 
Fördermaßnahmen auch bei der methodischen Weiter-
entwicklung der Generierung und Auswertung von Daten 
helfen kann. Gleichzeitig kann wirtschaftspolitische Bera-
tung auch früher ansetzen. Statt nur ex-post Evaluationen 
auszuschreiben, sollte auch das Design von Maßnahmen 
ex-ante verstärkt wissenschaftlich begleitet werden.

Die Frage, die sich aus diesen Ausführungen ergibt, be-
rührt das Selbstverständnis der Wirtschaftsforschungs-
institute als Anbieter evidenzbasierter wirtschaftspoliti-
scher Beratung: Wie lässt sich der Evidenzanspruch erfül-
len, wenn die Realität eine andere ist. Ist evidenzbasierte 
Beratung in der Krise überhaupt noch möglich? Die Ant-
wort ist, dass Pragmatismus gefordert ist, der allerdings 
die Grundstandards nicht über den Haufen wirft. Dabei ist 
neben einer engeren Zusammenarbeit mit den ausführen-
den Organisationen (z. B. mit den entsprechenden Ein-
heiten in den zuständigen Ministerien) auch die Kommu-
nikation gegenüber Politik und Öff entlichkeit wichtig. Evi-
denzbasierte Politikberatung bedeutet nicht, Sicherheit 
zu simulieren, sondern Unsicherheit explizit zu machen. 
Konfi denzintervalle und die Sensitivität der Ergebnisse 
gegenüber einzelnen Annahmen oder Methoden sollten 
fester Bestandteil jeder Maßnahmenevaluation sein.

Eine sinnvolle Auswahl an Wirkungsindikatoren ist eben-
falls zentral. Wenn die eigentlichen Zielgrößen – etwa 
langfristige Innovationsleistung oder Produktivitäts-
wachstum – erst mit erheblicher Verzögerung mess-
bar sind, kann die Evaluation auf Zwischenindikatoren 
ausweichen: Wurde die Liquidität der Unternehmen ge-
sichert? Wurden Entlassungen vermieden oder neue 
Personen eingestellt? Wurden Forschungsabteilungen 
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personell erweitert, verlagert oder geschlossen? Diese 
Indikatoren sind prinzipiell früher verfügbar und erlau-
ben zumindest vorläufi ge Aussagen zur Plausibilität eines 
Programms, bevor belastbare Langfristevaluationen vor-
liegen. Allerdings setzt dies auch wieder die Kombination 
von Datenquellen voraus. In diesem Beispiel das Zusam-
menspiel von Förderinformationen, Unternehmens- und 
Beschäftigtenstatistiken.

Wenn belastbare kausale Schätzungen kurzfristig nicht 
möglich sind, kann Politikberatung sich auf die Umset-
zungsqualität konzentrieren: Wie hoch ist die Antragsbe-
arbeitungsdauer? Wie viele Anträge werden abgelehnt 
und warum? Wird die Zielgruppe überhaupt erreicht? 
Solche Prozessindikatoren sind kein Ersatz für Wirkungs-
nachweise, liefern der Politik aber schnell verwertbare 
Stellschrauben, um ein Programm noch während der Kri-
se nachzusteuern.

Da valide Wirkungsanalysen oft erst Jahre nach einer In-
tervention möglich sind, sollte bereits bei der Programm-
gestaltung der spätere Evaluierungsansatz mitgedacht 
werden – etwa durch Dokumentation abgelehnter Anträ-
ge als potenzielle Vergleichsgruppe, durch Zufallskom-
ponenten bei der Antragsbearbeitung dort, wo rechtlich 
möglich, durch die Erfassung der wirtschaftlichen Situa-
tion und Entwicklung von Antragstellern vor Maßnahmen-
beginn oder durch verpfl ichtende Datenlieferungen der 
geförderten Unternehmen über die Förderlaufzeit hinaus. 

Wirtschaftsforschungsinstitute können hier eine wichtige 
beratende Funktion übernehmen, indem sie evaluations-
freundliches Programmdesign von Anfang an einfordern, 
statt erst im Nachhinein zu beklagen, dass valide Aussa-
gen nicht möglich sind.

Für wissenschaftliche Evaluationen ergibt sich daraus 
eine wichtige Konsequenz: Die Frage „Wirkt Maßnahme 
X?“ lässt sich in der Realität selten mit Ja oder Nein be-
antworten. Seriöse Evaluationen sollten stattdessen klar 
diff erenzieren zwischen dem, was kurzfristig über Reich-
weite und Prozessqualität gesagt werden kann, und dem, 
was erst mittel- oder langfristig über kausale Wirkung 
ausgesagt werden kann. Diese Unterscheidung sollte bei 
Ausschreibungen für Evaluationsstudien besser berück-
sichtigt werden. Dies gilt umso mehr in unruhigen Zeiten, 
in denen pragmatische Ansätze zur Bewertung von Maß-
nahmen zur Milderung der negativen Auswirkungen von 
Schocks erforderlich sind.
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Politische Entscheidungen müssen besonders in Polykrisen unter hoher Unsicherheit und 
Zeitdruck getroff en werden. Umso wichtiger ist es, unterschiedliche wissenschaftliche 
Perspektiven und Erfahrungen einzubeziehen. Das führt nicht nur zu einer gründlicheren 
Ursachenforschung und Lösungsermittlung, sondern trägt auch dazu bei, die Perspektiven 
unterschiedlicher Betroff enengruppen einzubeziehen. Beratung kann mehr Legitimität 
entfalten, wenn das Beratungsgremium als inklusiver und repräsentativer wahrgenommen 
wird. Dennoch sind viele Teile der Bevölkerung in wirtschaftspolitischen Beratungsgremien in 
Deutschland deutlich unterrepräsentiert. In diesem Beitrag konzentrieren wir uns auf Frauen, 
die die Hälfte der Gesellschaft bilden. Viele unserer Argumente gelten aber auch für andere 
unterrepräsentierte Gruppen wie Ostdeutsche oder Personen mit migrantischem Hintergrund.

Nicola Fuchs-Schündeln, Dorothea Kübler, Ana Helena Palermo Kuss

Blinde Flecken in der Polykrise: Mehr Diversität 
führt zu einer solideren Wirtschaftspolitik

Die Tatsache, dass Frauen in ökonomischen Beratungs-
gremien häufi g in der deutlichen Minderheit sind, ist eine 
schlechte Nachricht für die Vielfalt an Themen, die auf-
gegriff en werden, und kann dazu führen, dass zentrale 
gesellschaftliche Probleme außer Acht gelassen werden. 
Ein deutliches Beispiel ist das Thema Kita- und Schul-
schließungen während der Coronapandemie. Beispiel-
haft sei auf die Stellungnahme einer Arbeitsgruppe der 
Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina 
(2020) verwiesen, die aus 24 Männern und nur zwei Frau-
en bestand. Diese Stellungnahme beschäftigte sich mit 
vielfältigen Aspekten des Umgangs mit der Coronakrise. 
Entscheidungsprozesse, wirtschaftspolitische Maßnah-
men und Risikokommunikation wurden darin ausführlich 
diskutiert, während die Organisation der Kinderbetreuung 
und die soziale Funktion des Schulbesuchs nur am Ran-
de erwähnt wurden. Zwar empfahl die Arbeitsgruppe eine 
schrittweise Wiedereröff nung von Bildungseinrichtungen, 
ließ jedoch die Frage off en, wie die Betreuung im fami-
liären Alltag praktisch organisiert werden soll, solange 
Einrichtungen nur eingeschränkt arbeiten. Insbesonde-
re wurden die psychische Belastung und die möglichen 
sozialen und gesundheitlichen Folgen für Kinder und 
Jugendliche durch die Schul- und Kitaschließungen gar 
nicht diskutiert.

Die Beratung in Gremien mit ausgewogenem Geschlech-
terverhältnis verläuft gründlicher und engagierter, da 
sowohl Männer als auch Frauen in diversen Gremien 
umfassender über vielfältige Themen debattieren (Ber-
le et al., 2022). Weitere Studien zeigen, dass gemischte 
Teams im Wirtschaftskontext besser kommunizieren und 
Sachverhalte kritischer hinterfragen (Hoogendoorn et al., 
2013; Adams & Ferreira, 2009). Inhaltliche Erweiterungen 
und Verschiebungen ergeben sich somit nicht allein da-
raus, dass Frauen anwesend sind und eigene Themen 
einbringen. Vielmehr verändert ihre Präsenz die gesamte 
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Gremiendynamik, wodurch sich der Fokus der Debatten 
verschiebt. Das in der Psychologie bekannte Phänomen 
des groupthink – also die Tendenz von Gruppen, kritische 
Sichtweisen zu unterdrücken, um Harmonie und Konsens 
zu erreichen – wird mit einer stark ausgeprägten Ähn-
lichkeit der Gruppenmitglieder in Verbindung gebracht 
(Janis, 1972). Dass Frauen zu ökonomischen Themen 
kaum Stellung nehmen, verfestigt zudem das bestehen-
de Geschlechter stereotyp, was wiederum zu Selbstzen-
sur führt: Menschen tragen weniger zu Diskussionen über 
geschlechtsinkongruente Themen bei (Coff man, 2014).

Auch bei der thematischen Ausrichtung der wirtschafts-
politischen Beratung wirken solche Dynamiken. So legen 
May et al. (2018) anhand einer Umfrage unter Ökonomin-
nen und Ökonomen in 18 EU-Ländern nahe, dass Verän-
derungen des Männer-Frauen-Verhältnisses in den Wirt-
schaftswissenschaften das Potenzial haben, sowohl die 
Art der gestellten Forschungsfragen als auch die Themen 
der wissenschaftlichen Politikberatung zu beeinfl ussen.

Ein konkretes Beispiel für den Einfl uss geschlechtlicher 
Vielfalt auf Themen und Ergebnisse, nicht in Politikbera-
tungsgremien, sondern in politischen Entscheidungsgre-
mien selbst, zeigt die Forschung der Nobelpreisträgerin 
Esther Dufl o (Chattopadhyay & Dufl o, 2004). Basierend 
auf der Einführung von Quotenregelungen für Frauen in 
indischen Stadträten weist sie kausal nach, dass weibli-
che Entscheidungsträgerinnen mehr in Infrastrukturen 
investieren, die in direktem Zusammenhang mit den von 
Frauen geäußerten Entwicklungsprioritäten stehen. Das 
verweist erneut auf das zu Beginn dieses Textes genannte 
Beispiel der Stellungnahme während der Coronapande-
mie: Bestimmte Themen gewinnen an Bedeutung, wenn 
Entscheidungsgremien die Zusammensetzung der Ge-
sellschaft besser abbilden.

Wie Diversität den Forschungshorizont erweitert

Was für die Beratung gilt, ist auch für die Forschung 
selbst beobachtbar: Mehr Diversität kann etwa dazu 
führen, dass die Forschenden sich stärker mit unterre-
präsentierten Gruppen beschäftigen. Truff a und Wong 
(2025) untersuchten 76 US-Universitäten, die früher nur 
Männer aufnahmen, aber dann für Frauen geöff net wur-
den. Sie fanden heraus, dass diese Veränderung zu einer 
44 %igen Zunahme der Veröff entlichungen zu Geschlech-
terthemen führte. Ein Teil dieser Veröff entlichungen kam 
dadurch zustande, dass es schlicht mehr Frauen an den 
Universitäten gab und sich deswegen mehr Forschende 
für Gender-Themen interessierten. Ein großer Teil des 
Anstiegs ist aber auch dadurch zu erklären, dass männ-
liche Forschende, die bereits an den Universitäten ar-
beiteten, ihren Forschungsschwerpunkt in Richtung Ge-

schlechterthemen verlagerten. Die Ergebnisse stützen 
die Annahme, dass die Interaktion zwischen Frauen und 
Männern oder allgemein zwischen verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen zentral für mehr Vielfalt in der Wahl 
der Forschungsthemen ist.

Auch in der ökonomischen Forschung nehmen Männer 
und Frauen unterschiedliche Themen in den Fokus. So 
zeigen Friebel et al. (2021a), dass an deutschen Universi-
täten der Frauenanteil unter den Professuren für Arbeits-
markt- oder Entwicklungsökonomie bei über 20 % liegt, in 
der Makroökonomie allerdings nur bei 7 %. Die Unterre-
präsentation von Frauen führt somit auch zur Vernachläs-
sigung wichtiger Forschungsgebiete (Friebel et al., 2021a).

Ein Blick in die Medizin verdeutlicht die Nachteile von 
Homogenität in Forschung, Politik und Wirtschaft, die in 
diesem Bereich bereits deutlicher erkannt und diskutiert 
werden. Laut der Association of American Medical Col-
leges (Balch, 2024) wurden Frauen in den USA vor 1993 
generell nur selten in klinische Studien einbezogen. Eine 
Studie von Forscherinnen der Harvard Medical School 
(Sosinsky et al., 2022), die Daten aus klinischen Studien 
der Jahre 2016 bis 2019 untersucht, beziff ert den durch-
schnittlichen Anteil von Frauen in Studien zu Arzneimitteln 
und Medizinprodukten auch in jüngeren Jahren nur auf 
42 %. In vielen zentralen Krankheitsbereichen liegt dieser 
Wert somit weiterhin unter dem Frauenanteil an der jewei-
ligen Patientengruppe. Als Konsequenz dieses Defi zits 
ist bis heute bei vielen Medikamenten und Medizinpro-
dukten unklar, wie gut sie spezifi sch bei Frauen wirken, 
und unerwünschte Nebenwirkungen von Medikamenten 
sind bei Frauen deutlich weiter verbreitet als bei Männern 
(Balch, 2024). Zudem bleiben spezifi sch weibliche Krank-
heiten und Symptome (z. B. Endometriose) untererforscht 
(Davaki, 2025; Smith, 2023).

Der Status quo: Stagnation des Frauenanteils in der 

wirtschaftspolitischen Beratung

Bereits im Jahr 2020 lieferten Denise Barth und Katharina 
Wrohlich eine Bestandsaufnahme zur Rolle von Frauen in 
der wirtschaftspolitischen Beratung in Deutschland. Das 
Ergebnis war ernüchternd: Ökonominnen sind in vielen 
Gremien stark unterrepräsentiert – ein Muster, das sich 
auch in der Medienpräsenz widerspiegelt. Schon damals 
zeigte sich, dass interdisziplinäre Beiräte tendenziell ei-
nen höheren Frauenanteil aufwiesen.

Sechs Jahre später ist das Bild nahezu unverändert. Die 
Gremien weisen ein ähnliches Geschlechterverhältnis 
auf, und die interdisziplinäre Ausrichtung korreliert weiter-
hin mit einem höheren Frauenanteil. Dennoch lassen sich 
zwei interessante Beobachtungen machen: Erstens sind 
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die meisten der fast paritätisch besetzten Beiräte – ob rein 
ökonomisch oder interdisziplinär – für eine begrenzte Zeit 
eingesetzt oder durch befristete Mandate für die Mitglieder 
gekennzeichnet. Zweitens zeigt sich, dass viele der diver-
seren Gremien ihre Mitglieder nicht selbst auswählen, son-
dern die Zusammensetzung von der Politik bestimmt wird.

Institutionelle Hebel: Wie Besetzungsverfahren 

Diversität beeinfl ussen

Folgende Gremien sind Beispiele für Gremien, die ihre 
Mitglieder auf begrenzte Zeit berufen. Der Corona-Exper-
tenrat und die Expertenkommission Gas und Wärme, die 
jeweils interdisziplinär besetzt und nur für eine gewisse 
Zeit eingesetzt waren, bestanden zu etwa einem Drittel 
aus Frauen. Die acht wissenschaftlichen Mitglieder der 
Alterssicherungskommission 2026 waren zur Hälfte weib-
lich, im Wissenschaftlichen Beirat der Bundesregierung 
Globale Umweltveränderungen sind fünf von neun Mit-
gliedern Frauen. Seit 2020 ist der Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung, dessen Mitglieder für fünf Jahre mit der Möglich-
keit zur Wiederberufung berufen werden, durchgehend 
zu mindestens 40 % mit Frauen besetzt. Die Mitglieder 
dieser Gremien werden von der Politik bestimmt, und der 
Druck, auf Diversität zu achten, ist in der Politik höher als 
in der Wissenschaft. Im Wissenschaftlichen Beirat für Fa-
milienfragen, der das Bundesfamilienministerium berät, 
beträgt der Frauenanteil 72 %.

Im Gegensatz dazu sind die wissenschaftlichen Beirä-
te des Finanz- und Wirtschaftsministeriums, deren neue 
Mitglieder auf Lebenszeit berufen werden, nur zu 19 bzw. 
24 % mit Frauen besetzt (BMF: 6 von 31, BMWE: 10 von 
41). Als Barth und Wrohlich (2020) ihre Studie verfassten, 
lag der Anteil bei 14 % beziehungsweise 15 %. In den ver-
gangenen sechs Jahren wurde also eine Verbesserung 
erzielt, dennoch sind die Prozentzahlen weit von Parität 
entfernt. Das ist nicht erstaunlich, denn durch die Beru-
fung auf Lebenszeit können Veränderungen nur langsam 
stattfi nden. Wie beim Beirat für Familienfragen kooptieren 
diese Beiräte ihre neuen Mitglieder, bestimmen sie also 
in einem Vorschlags- und Wahlverfahren selbst. Dadurch 
können weitere Gründe für die Persistenz des geringen 
Frauenanteils eine Rolle spielen, zum Beispiel männlich 
geprägte Netzwerke, Homophilie oder Geschlechterste-
reotype, denen zufolge wirtschaftspolitische Beratung als 
Männerdomäne angesehen wird (Kübler et al., 2018).

Netzwerke und Medien: Wo Einfl uss und Sichtbarkeit 

entstehen

Die Berufung in Beratungsgremien bietet die Chance, 
die strukturelle Unterrepräsentation von Frauen in der 

Ökonomie eff ektiv anzugehen. Denn bislang sind Öko-
nominnen in Deutschland nicht nur in der Politikbera-
tung, sondern auch in Führungspositionen und Netz-
werken mit öff entlicher Sichtbarkeit unterrepräsentiert 
(McDonald, 2011; Friebel et al., 2021b). Dabei gilt: Wer 
sichtbar ist, wird häufi ger eingeladen, zitiert, für weitere 
Gremien berücksichtigt (Friebel et al., 2021a) – und ge-
winnt dadurch an Einfl uss. Ein Blick auf die Medienre-
sonanz bestätigt die bescheidenen Zahlen von Frauen: 
Laut dem INSM-Ökonomenranking 2024 sind unter den 
102 einfl ussreichsten Ökonominnen und Ökonomen nur 
neun Frauen. Auch im FAZ-Ranking 2019 fanden sich 
unter den Top 100 lediglich neun Frauen. Wie von Barth 
und Wrohlich (2020) aufgezeigt, liegen diese Werte deut-
lich unter dem ohnehin niedrigen Frauenanteil an allen 
unbefristeten VWL-Professuren, der im Jahr 2020 15 % 
betrug (Friebel et al., 2021a).

Einfl uss entsteht de facto nicht nur durch institutio-
nalisierte Gremien, sondern oft in informellen Runden 
und auch in Beraterrollen. So wurde beispielsweise die 
jüngste Reform der Schuldenbremse maßgeblich von 
einer Vierergruppe männlicher Ökonomen beeinfl usst, 
und auch die persönlichen Berater der Finanz- und 
Wirtschaftsminister:innen der letzten Jahre waren fast 
ausschließlich männlich.

Ein globales Problem: Beratungsgremien im 

internationalen Vergleich

Die Unterrepräsentation von Frauen in der wirtschafts-
politischen Beratung ist kein rein deutsches Phänomen, 
sondern zeigt sich auch im internationalen Vergleich. 
Der Women in Economics (WiE) Index von Schuetz et al. 
(2024) verdeutlicht, dass die Repräsentation von Frau-
en in Beratungsgremien und in Führungspositionen von 
Thinktanks weltweit seit Jahren auf niedrigem Niveau ver-
harrt. So bewegte sich der Frauenanteil von 2019 bis 2023 
in den Führungsetagen wirtschaftspolitischer Thinktanks 
global um die 20 %. Auch in den wirtschaftspolitischen 
Gremien lag der Frauenanteil im selben Zeitraum interna-
tional stabil bei rund 25 %.

Das Problem betriff t also viele Länder. Aber es gibt in-
teressante Unterschiede, die darauf hinweisen, dass in-
stitutionelle Strukturen und Rekrutierungspraktiken die 
Zusammensetzung von Gremien maßgeblich bestimmen. 
So ist beispielsweise das französische Pendant zum Wis-
senschaftlichen Beirat des Wirtschaftsministeriums und 
zum Sachverständigenrat, der Conseil d’analyse écono-
mique (CAE), fast geschlechterparitätisch besetzt – acht 
von 18 Mitgliedern sind Frauen. Die Mitglieder werden 
vom französischen Premierminister auf Vorschlag des für 
Wirtschaft zuständigen Ministers für eine verlängerbare 
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Amtszeit von zwei Jahren ernannt, wobei de facto auch 
der Vorsitzende des CAE Vorschläge macht. Die Mitglied-
schaft ist zeitlich begrenzt, ähnlich wie im Sachverständi-
genrat mit ähnlichem Frauenanteil, aber im Gegensatz zu 
Lebenszeitberufung in die wissenschaftlichen Beiräte von 
Finanz- und Wirtschaftsministerium.

Vielfalt als Fundament exzellenter Politikberatung

Eine exzellente Politikberatung lebt gerade in komplexen 
Krisensituationen von der Vielfalt der eingebrachten Pers-
pektiven. Unterschiedliche Erfahrungen und soziale Hinter-
gründe erweitern den Blick auf die gesellschaftlichen Pro-
bleme und beeinfl ussen, über welche Themen überhaupt 
gesprochen und diskutiert wird. Divers zusammengesetzte 
Gruppen verfügen über breitere Problemlösungsstrategi-
en und können dabei helfen, blinde Flecken zu vermeiden. 
Sind bestimmte Gruppen dagegen in der wirtschaftspoliti-
schen Beratung unterrepräsentiert, steigt das Risiko, dass 
essenzielle Fragen und innovative Lösungsansätze unbe-
achtet bleiben. Geschlechterdiversität ist dabei nur eine 
von vielen Diversitätskomponenten, auch der persönliche 
und akademische Hintergrund spielen eine Rolle.

Wie lässt sich Abhilfe schaff en gegen Expertengre-
mienmonokulturen, die ihre Mitglieder aus den immer 
gleichen gesellschaftlichen Gruppen rekrutieren? Beim 
Blick auf Deutschland und die Nachbarländer liegt der 
Eindruck nahe, dass die Kooptation von Mitgliedern in 
weitgehend monodisziplinären ökonomischen Gremien, 
kombiniert mit lebenslanger Mitgliedschaft, zu wenig Di-
versität führt. Es könnte also ein Spannungsverhältnis 
bestehen zwischen Diversität und Unabhängigkeit der 
Gremien. Andererseits könnte ein Kooptationssystem 
mit zeitlich begrenzten Amtszeiten und weichen Quo-
ten für unterrepräsentierte Gruppen zu deutlichen Ver-
besserungen führen. Eine Modernisierung der Rekru-
tierungspraktiken und Gremienstrukturen erscheint uns 
dringend geboten, um die Politikberatung vor themati-
schen Schiefl agen und blinden Flecken zu schützen, sie 
zu legitimieren und damit die Qualität und Akzeptanz der 
Beratung zu sichern.
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Title: Blind spots in the polycrisis: diversity matters for sound economic policy
Abstract: In times of a polycrisis, policy advice needs diverse perspectives to better navigate uncertainty and avoid blind spots. This 
article shows that women remain signifi cantly underrepresented in German economic policy advisory bodies, especially in permanent 
and co-opted committees. This is not only an issue of gender equality, but also of advisory quality. Evidence from international and sec-
toral examples suggests that diversity broadens the range of topics discussed, improves problem-solving, and strengthens policy resil-
ience. Reforming recruitment and appointment procedures is essential to ensure more inclusive and eff ective economic policy advice.
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Die Bewertung von Steuerpolitik erfolgt in der Regel aus verschiedenen Blickwinkeln. 
Betrachtet werden die Auswirkungen von Steueränderungen auf die Finanzierung staatlichen 
Handelns, die Eff ekte auf wirtschaftliche Größen wie Beschäftigung und Wachstum; ebenso 
bedeutsam sind Verteilungseff ekte, und Steuerregeln sollten nach Möglichkeit nicht zu 
komplex sein. Steuerpolitische Ziele aber stehen bisweilen in einem Spannungsverhältnis. 
Beispielsweise kann die Vereinfachung des Steuersystems erfordern, dass weniger Rücksicht 
auf die unterschiedlichen persönlichen Verhältnisse der Steuerzahler genommen wird. Was 
kann politische Beratung hier leisten? Anhand des Tankrabatts, der kalten Progression und 
der Finanzierung steigender Staatsausgaben wird deutlich: Steuerpolitische Politikberatung 
sollte weniger die eine oder andere Steueridee empfehlen, sondern verdeutlichen, welche 
Konsequenzen mit welchen Handlungsoptionen verbunden sind.

Clemens Fuest

Folgen sichtbar machen: Grundlinien einer 
steuerpolitischen Politikberatung

Die Steuerpolitik gehört zu den besonders umstrittenen 
und wirtschaftlich bedeutsamen Politikbereichen. Es geht 
um die fi nanziellen Grundlagen staatlichen Handelns, um 
teils erhebliche Belastungen für die Steuerpfl ichtigen, um 
Fragen der Lastenverteilung und Perspektiven für Wachs-
tum und Beschäftigung. Außerdem prallen konträre öko-
nomische Interessen aufeinander. Diejenigen, die von 
einer Expansion des Staatshaushalts profi tieren – bei-
spielsweise die Empfänger von Subventionen oder Sozi-
alleistungen – stehen den Steuerzahlern gegenüber, die 
am meisten beitragen müssen. Derzeit kommt hinzu, dass 
die Energieversorgung durch Kriege gestört wird und die 
Verschlechterung der Sicherheitslage in Europa Deutsch-
land zwingt, massiv aufzurüsten. Zugleich belastet der de-
mografi sche Wandel die sozialen Sicherungssysteme und 
schwächt die Wachstumskräfte. Das wirft die Frage auf, 
wie die Solidität der Staatsfi nanzen erhalten werden kann.

Welche Rolle spielt Politikberatung in diesem Umfeld? 
Zunächst ist zu betonen, dass wissenschaftliche Politik-
beratung sich nicht allein an politische Entscheidungsträ-
ger richtet, sondern an die Gesellschaft insgesamt, also 
an die Regierenden, die Opposition und die Öff entlichkeit 
sowie die breite Bevölkerung, insbesondere die Wählerin-

nen und Wähler. Wissenschaftliche und obendrein staat-
lich fi nanzierte Politikberatung hat darüber hinaus in der 
Regel den Anspruch, die gesamtwirtschaftliche Perspek-
tive in den Mittelpunkt zu stellen, statt spezifi sche Grup-
pen bzw. deren Interessenvertretungen – beispielsweise 
Gewerkschaften, Arbeitgeber oder Branchenverbände – 
zu beraten, wie sie ihre spezifi schen Interessen durchset-
zen können.

Wie kann man diesem Anspruch gerecht werden bei ei-
nem Thema wie der Steuerpolitik, bei dem Interessen-
gegensätze eine so zentrale Rolle spielen? Das wirft 
die Frage nach Kriterien für aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht „gute“ Steuerpolitik auf. In steuerpolitischen Debat-
ten stehen in der Regel vier Kriterien für die Bewertung 
steuerlicher Änderungen im Mittelpunkt. Erstens sollten 
Steuerreformen die Finanzierbarkeit staatlichen Handelns 
nicht gefährden. Das heißt nicht, dass das Steueraufkom-
men nicht gesenkt werden darf. Wenn es sinkt, müssen 
die Folgen für die öff entlichen Haushalte allerdings be-
dacht werden. Die Steuersenkung muss gegenfi nanziert 
werden, beispielsweise durch Ausgabensenkungen. 
Zweitens beeinfl ussen Steuern Beschäftigung, Investi-
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tionen, Konsum und andere Größen von erheblicher ge-
samtwirtschaftlicher Bedeutung. Die Folgen einer Steu-
erreform für diese Größen sind ein wichtiges Bewertungs-
kriterium. Drittens haben Steuern Verteilungseff ekte. Die-
se Verteilungseff ekte werden meistens unter dem Aspekt 
der Steuergerechtigkeit betrachtet. Darüber, was Steu-
ergerechtigkeit bedeutet, gibt es sehr unterschiedliche 
Vorstellungen, aber der grundsätzliche Gedanke, dass 
die Steuerlastverteilung gerecht sein soll, wird weithin 
geteilt. Viertens wird immer wieder gefordert, das Steu-
ersystem zu vereinfachen. Komplexität belastet Steuer-
zahler und Finanzämter mit administrativem Aufwand, 
reduziert Transparenz und Akzeptanz des Steuersystems 
und ermöglicht unerwünschte Steuervermeidung. Diese 
vier Kriterien stehen zueinander teilweise in einem Span-
nungsverhältnis. Beispielsweise kann Vereinfachung des 
Steuersystems erfordern, dass weniger Rücksicht auf 
Unterschiede in den persönlichen Verhältnissen der Steu-
erzahler genommen wird. Hier und in vielen anderen Be-
reichen der Steuerpolitik entstehen Abwägungsprobleme.

Steuerwirkungsanalyse und steuerpolitische 

Empfehlungen am Beispiel des Tankrabatts

Eine zentrale Aufgabe wissenschaftlicher Beratung der 
Steuerpolitik besteht darin, die Wirkung unterschiedli-
cher Steuern zu analysieren und verständlich zu machen. 
Ein Beispiel dafür ist die Debatte über den so genannten 
Tankrabatt, also die temporäre Senkung der Mineralöl-
steuer in Reaktion auf Energiekrisen. In den letzten Jahren 
hat die deutsche Steuerpolitik dieses Instrument zweimal 
eingesetzt. Der erste Fall war die Mineralölsteuersenkung 
um 14 Cent auf Diesel und um 29,6 Cent auf Benzin vom 
1. Juni bis zum 31. August 2022 – eine Reaktion auf die 
Energieverknappung in Folge des russischen Angriff s auf 
die Ukraine. Der zweite Fall war die Mineralölsteuersen-
kung in Reaktion auf den Iran-Krieg und die Schließung 
der Straße von Hormus, mit einer Laufzeit vom 1. Mai bis 
zum 30. Juni 2026.

In der Debatte über dieses Thema galt es, zwei Fragen zu 
unterscheiden. Die eine ist die grundsätzliche Frage, ob 
es sinnvoll ist, den Tankrabatt einzuführen. Hier geht es 
teilweise um normative Fragen wie die Effi  zienzwirkungen 
einer solche Steuersenkung oder die Frage, ob es wün-
schenswert ist, wenn der Teil der Bevölkerung, der Au-
tos mit Verbrennungsmotor fährt, auf Kosten derjenigen 
entlastet wird, die sich anders fortbewegen. Die zweite 
Frage fokussiert auf den Aspekt der Überwälzung und 
damit auf Steuerwirkungen im engeren Sinne: Wird die 
Steuersenkung an die Benzinkunden weitergereicht oder 
bleiben die Preise unverändert, so dass die Steuersen-
kung in die Taschen der Mineralölkonzerne fl ießt. Kritiker 
der Mineralölsteuersenkung haben verschiedentlich be-

hauptet, die Steuersenkung würde nicht weitergegeben. 
Empirische Analysen ergaben, dass der größte Teil der 
Steuersenkung tatsächlich an die Kunden weitergegeben 
wurde, und zwar in beiden Fällen (Fuest et al., 2022; ifo 
Institut, 2026). Diese Ergebnisse beruhen auf Vergleichen 
der Benzinpreisentwicklung zwischen Deutschland und 
Frankreich. Diese Vergleiche bieten sich an, da sich die 
Benzinpreise in Frankreich in den relevanten Zeiträumen 
ohne einen Tankrabatt weitgehend parallel zu jenen in 
Deutschland bewegten.

Die Diagnose, dass der Tankrabatt größtenteils weiterge-
reicht wurde, war nicht umstritten. Natürlich folgte daraus 
nicht, dass der Rabatt insgesamt als eine sinnvolle Maß-
nahme anzusehen sei. Beispielsweise beruht der Kritik-
punkt, dass sinkende Preise die Nachfrage nach einem 
knapper gewordenen Gut steigern, auf der Prämisse, 
dass der Tankrabatt die Preise tatsächlich senkt. Immer-
hin erlauben die Ergebnisse zur Überwälzung aber eine 
sachgerechtere Diskussion darüber, wie der Tankrabatt zu 
bewerten ist und ob er beispielsweise verlängert werden 
sollte oder nicht. Dazu kann wissenschaftliche Politik- und 
Gesellschaftsberatung in diesem Fall einen Beitrag leisten.

Konzeptionelle Fragen: Wie hoch ist die kalte 

Progression?

Das Problem der kalten Progression ist zwar kein Kri-
senthema, bietet aber ein Beispiel dafür, wie steuerpo-
litische Politikberatung auf der konzeptionellen Ebe-
ne hilfreich sein kann. Dabei geht es um die Frage, was 
sinnvollerweise als kalte Progression betrachtet werden 
sollte und wie sie folglich gemessen werden sollte. Da es 
zu den Grundlinien der Steuerpolitik gehört, den Steuer-
pfl ichtigen durch Anpassungen bei der Einkommensteuer 
regelmäßig einen Ausgleich für die kalte Progression zu 
gewähren, ist die Defi nition dessen, was kalte Progressi-
on ist, wichtig, denn davon hängt ab, um welchen Betrag 
die Steuerzahler entlastet werden.

Das Bundesfi nanzministerium verwendet eine auf den 
ersten Blick plausible, aber letztlich zu enge Defi nition der 
kalten Progression. Auf der Homepage des Ministeriums 
(BMF, 2022) wird sie anhand des folgenden Beispiels ei-
ner fi ktiven Steuerzahlerin namens Anna erläutert:

„Was ist Progression? Steigt das Einkommen, dann 
steigt der Steuersatz mit – ein kleines Stück mit jedem 
zusätzlich verdienten Euro. So trägt jede und jeder 
nach seinen Möglichkeiten zum Gemeinwohl bei. Das 
nennt man Steuerprogression.

Anna hat mehr im Portemonnaie und zahlt auch etwas 
mehr Steuern. Wird beim Einkaufen mal etwas teurer, 
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dann macht Anna das nicht so viel aus. Doch was, 
wenn plötzlich alles teurer wird?

Was ist kalte Progression? Steigen ganz allgemein die 
Preise, nennt man das Infl ation. Obwohl Anna mehr 
Geld verdient, wird ihr Gehaltsplus zum Teil oder so-
gar ganz von der Infl ation ‚aufgefressen‘. Anna kann 
sich nicht mehr leisten, zahlt wegen der Progression 
aber mehr Steuern. Das nennt man auch ‚kalte Pro-
gression‘.“

Hier wird kalte Progression allein als Resultat der Interak-
tion von Infl ation und Progression defi niert. Das ist prob-
lematisch, denn kalte Progression entsteht auch ohne In-
fl ation. Man nehme an, die Infl ation sei null und das reale 
Wirtschaftswachstum betrage 2 %. Wenn die Einkommen 
ebenfalls um 2 % pro Jahr steigen, nimmt der Anteil der 
Steuern an der gesamten Wirtschaftsleistung bei einem 
progressiven Steuersystem immer mehr zu.

Das Bundesfi nanzministerium argumentiert, steigende 
reale Einkommen würden mehr steuerliche Leistungs-
fähigkeit bedeuten, daher sei ein höherer Steuersatz 
gerechtfertigt. Das ist jedoch ein Denkfehler. Die indivi-
duelle wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ist eine Norm 
für die Verteilung einer gegebenen Steuerlast unter den 
Steuerzahlern. Diese Norm verlangt nicht, dass der An-
teil des Staates an der gesamtwirtschaftlichen Leistung 
bei wachsendem Wohlstand steigen soll. Eine Politik, 
die nur infl ationsbedingte kalte Progression ausgleicht, 
nimmt in Kauf, dass der Staat sich auf Kosten des priva-
ten Sektors immer mehr ausbreitet und einen wachsen-
den Anteil an der Wirtschaftsleistung in Form von Steu-
ern beansprucht. Eine solche Ausdehnung der Steuerlast 
sollte, wenn sie gewünscht wird, vom Parlament explizit 
beschlossen werden, aber kein Resultat automatischer 
Steuererhöhungen sein.

Dem könnte man entgegenhalten, dass die tatsächliche 
Steuerquote in Deutschland seit Jahrzehnten bei rund 
23 % liegt und keinen steigenden Trend aufweist. Das 
ändert aber nichts daran, dass das von der Bundesre-
gierung verwendete Konzept zur Messung der kalten 
Progression in Richtung einer steigenden Steuerquote 
verzerrt ist. Es sind andere Steuersenkungen, die dafür 
gesorgt haben, dass die Steuerquote stabil bleibt. Diese 
Zusammenhänge off enzulegen, ist eine typische Aufgabe 
steuerpolitischer Beratung.

Wachstums- und Verteilungseff ekte abwägen: Wie 

soll man steigende Staatsausgaben fi nanzieren?

Ein deutlich komplexeres Beispiel für Politikberatung in 
Besteuerungsfragen betriff t die Frage, wie das Steuersys-

tem reformiert werden sollte, wenn die Staatsausgaben 
signifi kant erhöht werden. Ein Beispiel für eine derartige 
Lage bietet die aktuelle Ausweitung der Verteidigungs-
ausgaben in Deutschland. Zwar wird dieser Anstieg vor-
erst vollständig über eine höhere Neuverschuldung fi nan-
ziert. Es besteht aber weitreichende Einigkeit darüber, 
dass Schuldenfi nanzierung keine Dauerlösung sein kann. 
Sicherlich ist es naheliegend zu fordern, Ausgaben umzu-
schichten, um zumindest einen Teil der zusätzlichen Rüs-
tungsausgaben zu fi nanzieren. Allerdings besteht auch in 
anderen Bereichen erheblicher Druck, Staatsausgaben 
eher auszudehnen. Dazu gehört insbesondere der Be-
reich der alterungsbedingten Staatsausgaben, darunter 
Ausgaben für Renten, Pensionen, Gesundheitsleistungen 
und Pfl ege. Daraus folgt nicht, dass Steuererhöhungen 
zwingend sind. Aber es wird angenommen, die Entschei-
dung für Steuererhöhungen sei gefallen.

In der Debatte darüber, welche Steuern erhöht werden 
sollen, prallen ideologische Vorstellungen und handfeste 
ökonomische Interessengegensätze aufeinander. Auf der 
einen Seite stehen Forderungen nach „Reichensteuern“, 
die mit dem Argument begründet werden, die Belastung 
der Besserverdienenden und der Besitzer großer Vermö-
gen sei gerecht. Dazu gehören Erhöhungen des Spitzen-
satzes der Einkommensteuer, der Erbschaftsteuer oder 
der Unternehmenssteuern, oder auch die Forderung nach 
der Einführung von Nettovermögensteuern. Auf der ande-
ren Seite stehen Forderungen, Steuern dort zu erhöhen, 
wo sie möglichst geringe negative Wachstumseff ekte 
verursachen, um zu verhindern, dass durch sinkendes 
Wachstum die Steuereinnahmen noch mehr einbrechen. 
Was kann wissenschaftliche Politikberatung zu einer sol-
chen Debatte beitragen?

Zum einen geht es darum, die Wirkungen unterschied-
licher Steuern auf die Lastenverteilung und das Wirt-
schaftswachstum zu bestimmen. In öff entlichen Debat-
ten darüber überlagern sich meistens konjunkturelle und 
strukturelle Argumente. So wird gegen eine Belastung 
niedriger und mittlerer Einkommen angeführt, diese 
Gruppen würden mit ihrer Konsumnachfrage stärker auf 
Fluktuationen ihres laufenden Einkommens reagieren als 
Haushalte mit höheren Einkommen, die Einkommens-
schwankungen eher durch Anpassungen ihrer Ersparnis-
se auff angen. Das Problem dieses Arguments besteht da-
rin, dass eine dauerhafte Erhöhung der Steuerlast etwas 
anderes ist als eine konjunkturbedingte Einkommens-
schwankung. Erstere führt auch bei Haushalten mit hö-
heren Einkommen zu einer Einschränkung der Konsum-
nachfrage. Hinzu kommt, dass bei Wachstumseff ekten 
nicht nur die konjunkturelle, sondern auch die längerfris-
tige, strukturelle Perspektive beachtet werden muss. Aus 
dieser Perspektive gilt es zu vermeiden, dass Steuererhö-
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hungen Anreize verzerren und Arbeits- und Investitions-
bereitschaft untergraben.

Kritiker der Erhöhung von Unternehmenssteuern betonen 
häufi g, dass Investitionen stark auf Steueränderungen 
reagieren, während Befürworter derartige Ausweichre-
aktionen eher herunterspielen. Empirische Messungen 
dieser Eff ekte sind in der Tat herausfordernd. Die OECD 
kam im Jahr 2008 in einer einfl ussreichen Studie zu dem 
Ergebnis, dass man Steuern nach ihren Wachstumswir-
kungen reihen kann (Johansson et al., 2008). Demnach 
sind Unternehmensgewinnsteuern am schädlichsten für 
Wirtschaftswachstum, es folgen Einkommensteuern, 
dann Konsumsteuern wie etwa die Umsatzsteuer, am we-
nigsten schädlich sind Grundsteuern. Dieses Resultat ist 
allerdings nicht unumstritten; spätere Studien haben das 
Ergebnis teils gestützt, teils aber auch in Zweifel gezogen 
(Xing, 2012).

Aber selbst wenn man das Ergebnis akzeptiert, dass Un-
ternehmenssteuern oder Einkommensteuern das Wirt-
schaftswachstum stärker beeinträchtigen als beispiels-
weise Umsatzsteuern, folgt daraus noch nicht zwingend, 
dass man höhere Staatsausgaben mit der Umsatzsteuer 
fi nanzieren sollte, denn die Verteilungswirkungen sind 
unterschiedlich. Es ist durchaus denkbar, dass im politi-
schen Prozess zwischen Wachstums- und Verteilungs-
wirkungen abgewogen wird und der Gesetzgeber zu dem 
Ergebnis kommt, dass es sich lohnt, auf Wachstum zu 
verzichten, um Verteilungsziele zu erreichen. Der Beitrag 
der Politikberatung kann dann darin liegen, Informationen 
darüber bereitzustellen, auf wie viel Wachstum man ver-
zichten muss, wenn man aus distributiven Gründen eine 
eher wachstumsschädliche Steuer wählt.

Ein Beispiel dafür bietet die Studie von Dorn et al. (2021), 
die auf der Basis eines Simulationsmodells zu dem Er-
gebnis kommen, dass die Beschaff ung eines zusätzlichen 
Euros an Steuergeld über eine höhere Körperschaftsteuer 
das Bruttoinlandsprodukt um 2,79 € senkt, eine Finan-
zierung über die Umsatzsteuer hingegen weniger als 1 € 
Wirtschaftsleistung „kostet“. Daraus folgt ebenfalls nicht, 
dass man notwendigerweise zur Umsatzsteuer greifen 
sollte. Wenn man die mit der Umsatzsteuer verbunde-
nen Verteilungseff ekte deutlich negativer gewichtet als 
jene der Körperschaftsteuererhöhung, kann man sich 
durchaus dafür entscheiden, in Kauf zu nehmen, dass die 
Körperschaftsteuer höhere gesamtwirtschaftliche Effi  -
zienzverluste verursacht. Eine Politik hingegen, die Wirt-
schaftswachstum priorisiert, wird die Umsatzsteuererhö-
hung wählen. Aufgabe steuerpolitischer Politikberatung 
ist es weniger, die eine oder die andere Steuer zu empfeh-
len, sondern zu verdeutlichen, welche Konsequenzen mit 
diesen beiden Handlungsoptionen verbunden sind.
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Wissenschaftliche Politikberatung in Krisen erfordert belastbare Evidenz trotz Zeitdruck 
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ein verbesserter Zugang zu konsistenten und zeitnahen Aufsichtsdaten unerlässlich.

Florian Heider, Vincent Lindner, Claudia Schaff ranka

Wie evidenzbasierte Politikberatung in 
Krisenzeiten trotz unvollständiger Daten gelingt

“Prognosen sind schwierig, vor allem, wenn sie die Zu-
kunft betreff en” lautet ein gefl ügeltes Wort. Es verweist 
auf den Konfl ikt zwischen notwendigen Entscheidungen 
und fehlendem Wissen über die (un)beabsichtigten Folgen 
dieser Entscheidungen. Dieser Konfl ikt charakterisiert 
auch die Beziehung zwischen politischen Systemen und 
wissenschaftlicher Beratung. Dies gilt umso mehr in der 
von Zeitzeug:innen und Wissenschaftler:innen diagnos-
tizierten Polykrise, in der sich überlagernde Krisen und 
Schocks über räumliche, zeitliche und sektorale Grenzen 
hinweg zusammenwirken und sich gegenseitig verstärken 
können. Auch die Regulierung europäischer Banken lässt 
sich daher zunehmend weniger von Fragen geopoliti-
scher Abhängigkeit und strategischer Autonomie trennen 
(Dewatripont et al., 2025). Die ständig wechselnde Welt-
lage erzeugt auf Seiten der politischen Entscheider:innen 
eine Nachfrage nach stets detaillierter, detailgetreuer wis-
senschaftlicher Beratung. Häufi g fehlen die unmittelbaren 
historischen Vergleichsfälle; vorhandene Datensätze und 
Erkenntnisse beziehen sich auf Fragestellungen, die unter 
stabileren Rahmenbedingungen relevant waren.

Unweigerlich besteht ein Spannungsverhältnis zwischen 
schnellen Entscheidungen unter großer Unsicherheit 
und der Notwendigkeit belastbarer Evidenz. Erstens sind 
Wissenschaft und Politik grundlegend verschieden. Wis-
senschaft bewertet die Belastbarkeit von Aussagen und 
Maßnahmen anhand von Daten, Methoden und trans-
parenter Überprüfbarkeit. Politik muss Zielkonfl ikte lö-

sen, gesellschaftliche Akzeptanz herstellen und explizit 
normative Erwägungen miteinbeziehen. Wissenschaft 
kann Unsicherheit als Zustand akzeptieren, Politik muss 
Entscheidungen unter Unsicherheit treff en. Glaubwür-
dige Politikberatung setzt voraus, dass Unsicherhei-
ten, fachliche Grenzen und mögliche Interessenkonfl ik-
te transparent gemacht werden (zur Orientierung siehe 
z. B. Leibniz-Gemeinschaft, 2021). Zweitens verweist das 
Spannungsverhältnis auf Legitimationskrisen europäi-
scher Demokratien, die den Bedarf an wissenschaftlicher 
Beratung erhöhen, da die Politik datengetriebene Studien 
zur Begründung ihrer Entscheidungen anführen möchte. 
Wissenschaftliche Politikberatung kann daher einerseits 
wichtiger werden, andererseits besteht die Gefahr, als 
Legitimationsressource von Machtinteressen genutzt zu 
werden. Die zunehmende Nutzung wissenschaftlicher 
Expertise kann dabei paradoxerweise sowohl zur Be-
gründung politischer Entscheidungen beitragen als auch 
die Autorität der Wissenschaft schwächen, wenn wissen-
schaftliche Aussagen in politische Auseinandersetzungen 
hineingezogen und selektiv verwendet werden (Weingart, 
1999). Auf diese Gefahr weist z. B. der Wissenschaftsrat 
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(2020) in einem Positionspapier zur Anwendungsorientie-
rung in der Forschung hin. Damit werden schnell verfüg-
bare Daten und eine saubere wissenschaftliche Methodik 
zu wichtigen Elementen, um unabhängige wissenschaft-
liche Politikberatung von politisch instrumentalisierten 
Gutachten zu unterscheiden.

Für Wirtschaftsforschungsinstitute stellt sich daher ins-
besondere folgende Frage:

Wie kann wissenschaftliche Politikberatung belastbare Evi-
denz erzeugen, wenn politisch relevante Größen nicht di-
rekt beobachtbar sind oder die benötigten Informationen 
nur unvollständig und fragmentiert vorliegen?

Der Beitrag untersucht diese Frage anhand zweier Bei-
spiele aus der Banken- und Finanzmarktforschung. Im 
ersten Fall ist der gesuchte Eff ekt in den vorhandenen 
Daten nicht separat ausgewiesen und muss über einen 
Vergleich verschiedener Erhebungen angenähert wer-
den. Im zweiten Fall sind die relevanten Informationen auf 
mehrere öff entliche, administrative und kommerzielle Da-
tenquellen verteilt, die jeweils nur einen Teil des Gesamt-
bildes erfassen.

Institutionelle Voraussetzungen glaubwürdiger 

Politikberatung

Wissenschaftliche Politikberatung muss an politisch rele-
vante Fragen anknüpfen und relevante Akteure erreichen. 
Ein vielversprechender Weg ist die direkte Beauftragung 
durch die Politik, wobei jedoch ein Zielkonfl ikt zwischen 
Nähe zur Politik und Unabhängigkeit der Forscher:innen 
erwächst. Entscheidend ist daher die Trennung von poli-
tischer Fragestellung und wissenschaftlicher Bearbeitung 
in einem transparenten Verfahren. Die diskutierten Fall-
beispiele sind aus Studien im Auftrag des Europäischen 
Parlaments hervorgegangen, dessen Verfahren zur Poli-
tikberatung von Europaabgeordneten vor diesem Hinter-
grund besonders positiv hervorzuheben ist.

Auf diese Studien bewerben sich Institute und For-
schungsgruppen in einem wettbewerblichen Verfah-
ren als Expert:innen. Im Rahmen einer transparenten 
Ausschreibung werden fachliche und institutionelle 
Eignung anhand von wissenschaftlichen Lebensläu-
fen und Beispieltexten bewertet. Erfolgreiche Grup-
pen sind dann für einen Zeitraum (in der Regel für die 
Dauer einer Legislatur) Teil eines Expertenpools zum 
ausgeschriebenen Thema (z. B. “Geldpolitik”, “Finanz-
stabilität” oder “Bankenunion”) und erhalten jährlich 
Anfragen zu relevanten Themen. Diese können sie je 
nach Eignung und Zeitaufwand an- oder ablehnen und 
dann innerhalb von ca. zwei Monaten bearbeiten. Der 

Prozess erfüllt drei zentrale Gütekriterien erfolgreicher 
wissenschaftlicher Politikberatung. Erstens wird er von 
der administrativen, nicht der politischen, Seite des Par-
laments gesteuert, ist also nicht unmittelbar von parla-
mentarischen Mehrheiten abhängig. Die Auswahl der 
Themen erfolgt wiederum in Absprache mit den Abge-
ordneten, womit politische Relevanz sichergestellt wird. 
Zweitens verbessert das wettbewerbliche Verfahren mit 
mehreren Gewinnern die Voraussetzung für wissen-
schaftliche Unabhängigkeit und ermöglicht anderer-
seits eine gewisse Meinungspluralität, da verschiedene 
Forschergruppen zum gleichen Thema unterschiedliche 
Fragestellungen, Methoden und Schlussfolgerungen 
entwickeln können. Drittens schaff t das Verfahren so-
wohl in der Beantragungsphase als auch beim Erstel-
len der Studien Transparenz. Die Studien werden als 
Namensbeiträge der Forscher:innen auf der Seite des 
Europäischen Parlaments veröff entlicht. Somit werden 
die methodischen und theoretischen Entscheidungen 
der Wissenschaftler:innen sowie ihre Datenquellen nicht 
nur der Politik, sondern auch ihren wissenschaftlichen 
Peers kenntlich gemacht. Diese externe Kontrolle kann 
positive Eff ekte auf die wissenschaftliche Gründlich-
keit haben. Gleichwohl löst auch dieses Verfahren das 
Spannungsverhältnis nicht vollständig auf. Das Parla-
ment bestimmt Fragestellung, Zeitrahmen und Bearbei-
tungsumfang und die Ergebnisse können politisch se-
lektiv durch Abgeordnete rezipiert werden.

Anhand ausgewählter Studien lässt sich der Vorteil die-
ses Settings dennoch zeigen. In beiden Fällen formulierte 
das Europäische Parlament Forschungsfragen, ohne je-
doch eine methodische oder datenspezifi sche Richtung 
vorzugeben. Vielmehr war es Aufgabe der Forscher:innen 
sich diesen Fragen zuzuwenden, wie sie es in ihrer wis-
senschaftlichen Praxis auch ohne externen Auftrag tun.

Fallbeispiel 1: Wie analysiert man geopolitische Risiken 

europäischer Banken, die nicht separat erfasst wurden?

Das Europäische Parlament fragte nach der Belastung 
europäischer Banken durch geopolitische Risiken. Wie 
diese Belastung empirisch erfasst werden konnte, blieb 
Teil der wissenschaftlichen Bearbeitung. Für die Politik 
stellte sich die Frage, wie stark diese Risiken die Kapital-
ausstattung der Banken in der Bankenunion tatsächlich 
belasten und damit zusammenhängend, ob die beste-
henden Regulierungen, insbesondere Eigenkapitalanfor-
derungen, ausreichend waren. Langfristige historische 
Analysen zeigen, dass insbesondere starke Ausschläge 
geopolitischer Risiken mit einer Verschlechterung der Ka-
pitalausstattung von Banken verbunden sind, während 
moderate Veränderungen im Durchschnitt nur geringe Ef-
fekte haben (Behn et al., 2025).
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Abbildung 1
Veränderung der Kernkapitalquote (CET1) auf Bankenebene aufgrund geopolitischer Risiken

Quelle: Haselmann et al. (2025, S. 21). EBA (2025, 2023, 2021), eigene Berechnung und Bearbeitung.

Der EU-weite Bankenstresstest der Europäischen Ban-
kenaufsichtsbehörde (EBA) erfasste 2025 erstmals geo-
politische Risiken als Bestandteil des adversen Szenarios 
und unterschied sich damit von den in den Jahren 2021 
und 2023 durchgeführten Erhebungen. Das Problem: 
Geopolitische Risiken werden im EBA-Bankenstresstest 
2025 zwar berücksichtigt; ihr isolierter Einfl uss auf das 
Geschäft europäischer Banken lässt sich daraus jedoch 
nicht ableiten (Haselmann et al., 2025). Um den Eff ekt von 
geopolitischen Risiken für Länder und einzelne Banken 
zu bestimmen, haben wir den Unterschied zwischen den 
Stresstest-Ergebnissen 2025 und dem Durchschnitt der 
Vorgängerrunden berechnet und als Näherungswert ver-
wendet. Dadurch erhalten wir eine quantitative Messgröße 
für die Widerstandsfähigkeit unter geopolitischem Stress, 
wobei wir die Heterogenität zwischen den einzelnen Ins-
tituten und Ländern hervorheben. Gemessen wurde dies 
konkret über die zusätzliche Erosion der harten Kernkapi-
talquote (CET1) – das besonders verlusttragfähige Eigen-
kapital einer Bank –, weil dieser Kanal am direktesten und 
verlässlichsten in den Stresstest-Daten abgebildet ist.

Abbildung 1 zeigt, dass im Durchschnitt der 45 Banken, 
die an allen drei Stresstest-Runden teilnahmen, rund 50 
Basispunkte des Rückgangs der Kernkapitalquote auf 
geopolitische Risiken entfallen – ein moderater, aber ge-
genüber anderen Stressfaktoren keineswegs vernachläs-

sigbarer Eff ekt. Entscheidender als dieser Durchschnitt 
ist die Streuung: Kleinere und weniger diversifi zierte 
Banken sind deutlich stärker betroff en, mit einem Kapi-
talabbau von bis zu 250 Basispunkten, während größere, 
breiter aufgestellte Institute kaum Eff ekte zeigen. Dassel-
be Muster zeigt sich auf Länderebene. Exportabhängige 
Bankensysteme mit kleinteiliger Bankenlandschaft sind 
deutlich stärker exponiert als große, diversifi zierte Ban-
kensysteme. Auch geografi sche Nähe zu Russland hat 
einen Einfl uss.

Worin besteht der Mehrwert für politische 
Entscheidungsträger:innen? Unsere Analyse erlaubt es, 
von der Einschätzung einer allgemeinen Bedrohung eu-
ropäischer Banken durch veränderte geopolitische Be-
dingungen zu einer detaillierteren und abwägenderen 
Perspektive zu kommen. Wir sehen: Die Mehrheit der 
europäischen Banken, insbesondere die großen Institute, 
ist nur mäßig betroff en und aufgrund ihrer diversifi zierten 
Geschäftsbeziehungen vergleichsweise gut vorbereitet. 
Als zentrale Erkenntnis konnte gegenüber den Abgeord-
neten also kommuniziert werden, dass eine pauschale 
Verschärfung der Kapitalanforderungen von Banken nicht 
notwendig erscheint. Aufsichtsbehörden verfügen viel-
mehr bereits über geeignete Mittel: institutsspezifi sche 
Evaluierungen von Risikopositionen sowie länderspezifi -
sche systemische Risikopuff er (SyRB), also ein zusätzli-
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cher Kapitalaufschlag, den nationale Aufsichtsbehörden 
verordnen können, um der Heterogenität des geopoliti-
schen Risikos gerecht zu werden.

Fallbeispiel 2: Wie verhindert man glaubwürdig die Rettung 

von Banken mit Steuergeld?

Ein zweites Beispiel betriff t ein zentrales Politikziel als 
Reaktion auf die Finanzkrise 2007/2008. Damals mussten 
insolvenzgefährdete Banken mit öff entlichen Geldern ge-
rettet werden, um einen Zusammenbruch des Finanzsys-
tems zu verhindern (Bail-out) (Veronesi & Zingales, 2010). 
Als Reaktion wurde das Bail-in-Instrument eingeführt, 
damit Banken im Krisenfall mit privatem Kapital statt mit 
Steuergeld gerettet werden bzw. Verluste von den Eigen-
tümern und Gläubigern der Bank im Restrukturierungs-
prozess getragen werden. Die Situation, wonach Ge-
winne verlässlich privatisiert, Verluste im Krisenfall aber 
sozialisiert würden, sollte sich nicht wiederholen. Private 
Investoren, die Eigenkapital und Schuldtitel einer Bank 
halten, sollten Verluste aus der Geschäftstätigkeit selbst 
tragen. Implizite staatliche Garantien könnten entfallen, 
wodurch sich für Inhaber von Eigenkapital- und Schuld-
titelinstrumenten mit dem Allgemeinwohl kompatible An-
reize ergeben.

Bei zwei Gruppen von Fremdkapitalhaltern lässt sich ein 
Bail-in nur schwer durchsetzen, nämlich bei inländischen 
Kleinanlegern und bei anderen Finanzinstituten, die in 
größerem Umfang entsprechende Anleihen halten und 
somit too-interconnected-to-fail (TITF, untereinander zu 
vernetzt, um sie Bankrott gehen zu lassen) waren. Pri-
vatanleger könnten über politisch-medialen Druck und 
in ihrer Doppelrolle als Halter von Schuldtiteln und Wäh-
ler auf einen Bail-out drängen, während bei Banken, die 
gegenseitig Schuldtitel hielten, die Gefahr einer Anste-
ckung und Verbreitung der Krise durch den Bankensektor 
bestünde (Acemoglu et al., 2015). Für beide Risiken gibt 
es Präzedenzfälle: So war das Problem insolventer oder 
insolvenzgefährdeter Banken 2007/2008 nicht nur ihre 
Größe, sondern ihre Vernetzung untereinander: Sie wa-
ren TITF (Markose et al., 2012). Die italienische Regierung 
wiederum entwarf 2017 Kompensationsmechanismen für 
Privatinvestoren dreier insolventer Banken; eine Reakti-
on auf den politischen Backlash, der entstanden war, als 
2015 in einem ähnlich gelagerten Fall private Halter von 
Schuldtiteln bei der Umstrukturierung von Banken Geld 
verloren hatten (Mecatti & Tröger, 2023).

Das Europäische Parlament wollte deshalb wissen, wer 
diese bail-in-fähigen Anleihen europäischer Banken tat-
sächlich hält (Farina et al., 2022). Das Problem einer sol-
chen Analyse ist, dass weder ein europäisches noch ein 
nationales Register existiert, das die Halterstruktur voll-

ständig und zeitnah abbildet. Stattdessen werden diese 
Informationen von zuständigen Institutionen auf natio-
naler und europäischer Ebene erhoben und gesammelt, 
jedoch nicht zentral miteinander verknüpft und der For-
schung zur Verfügung gestellt.

Für eine Annäherung haben wir drei Datenquellen kom-
biniert:

1. Wir nutzen die europäische Wertpapierstatistik (Secu-
rities Holders Statistics by Sector, SHSS), die von der 
Europäischen Zentralbank erstellt und verfügbar ge-
macht wird. Sie erfasst nur handelbare Wertpapiere, 
schließt Einlagen und andere nicht handelbare Instru-
mente aus, wird nur mit zweimonatiger Verzögerung 
veröff entlicht und lässt sich öff entlich nicht nach Bail-
in-Fähigkeit fi ltern. 

2. Wir verwenden von der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) erhobene Meldedaten 
für 25 deutsche Banken. Sie erfassen zusätzlich nicht 
handelbare Verbindlichkeiten, sind aber nicht öff entlich 
zugänglich, beruhen teils auf Schätzungen der Banken 
selbst und liegen nur jährlich mit erheblichem Zeitver-
zug vor.

3. Wir ziehen Daten kommerzieller Anbieter wie LSEG 
Database (vormals Refi nitiv) und Bloomberg Data he-
ran. Diese liefern zusätzliche Wertpapierinformationen, 
weisen bei einem Abgleich für italienische Anleihen 
mehrere hundert nicht übereinstimmende Papiere auf 
und sind damit für sich genommen nicht verlässlich.

Keine dieser Quellen beantwortet die politische Frage al-
lein. Erst ihre Kombination ermöglicht eine Annäherung, 
ohne jedoch eine vollständige Halterstruktur abzubilden. 
In einem ersten Schritt haben wir die Schuldtitel von 
Banken in der Eurozone auf aggregierter Ebene betrach-
tet (Abbildung 2). Banken halten im Durchschnitt 40  % 
des Fremdkapitals anderer Banken, wobei der Daten-
satz nicht erfasst, ob diese prinzipiell bail-in-fähig sind. 
Hierdurch können im Krisenfall Ansteckungseff ekte quer 
durch den Bankensektor ausgelöst werden. Allerdings gilt 
diese Analyse nur für größere Institute, da kleine Banken 
nicht meldepfl ichtig und somit in den Datensätzen nicht 
erfasst sind. Im Vergleich dazu halten Privatanleger nur 
etwa 5 % der Schuldtitel.

Jedoch zeigt eine detaillierte Analyse deutscher Banken 
auf Grundlage der von der BaFin zur Verfügung gestell-
ten Meldebögen ein deutlich heterogeneres Bild (Abbil-
dung 3). Zwei Banken sind deutliche Ausreißer nach oben; 
38 bzw. 51,4 % ihrer Schuldtitel werden von Privatanle-
gern gehalten. Ebenso gibt es fünf Banken im Panel, bei 
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Abbildung 3
Struktur der Inhaber verschiedener Arten verlusttragender Bankanleihen

Die Abbildung zeigt einen Boxplot der Verteilung nach Haltergruppen innerhalb der Haftungsränge AT1, Tier 2 bzw. nachrangig sowie Senior Non-Pre-
ferred. Jeder Punkt steht für eine der 25 erfassten deutschen Banken im Jahr 2018. Die Box bildet das zweite und dritte Quartil ab, also den Interquartils-
abstand. Die Linie innerhalb der Box kennzeichnet den Median, das Kreuz (x) den Durchschnitt. Die Whisker sind als das 1,5-Fache des Interquartilsab-
stands defi niert. Die Y-Achse zeigt die gehaltenen Anteile in Prozent, die X-Achse die jeweilige Haltergruppe. Lesebeispiel zu Banken: Jeder Punkt steht 
für eine Bank, die verlusttragfähige Verbindlichkeiten ausgegeben hat. Je höher der Punkt, desto mehr dieser Verbindlichkeiten werden von anderen 
Banken gehalten. Der Median liegt bei ca. 25 %, der Durchschnitt knapp unter 30 %, in der Box liegen die Werte der Hälfte der untersuchten Banken. Die 
Länge des oberen Whiskers zeigt eine ungleichmäßige und ausgedehnte Verteilung an, wobei keine Bank ein klarer Ausreißer ist (anders als z.B. bei von 
Haushalten gehaltenen Anleihen. Quelle: Farina et al. (2022, S. 24).

denen mehr als die Hälfte aller Titel von anderen Finanzin-
stituten gehalten werden.

Auch hier stellt sich die Frage: Was ist die Erkenntnis 
für politische Akteure? Aus unserer Perspektive stechen 
zwei klare Schlussfolgerungen hervor. Erstens macht 

unsere Analyse deutlich, dass selbst eine Verknüp-
fung vorhandener Datensätze ein nur unzureichendes 
Bild zeigt. Aufgrund von unterschiedlichen Meldefris-
ten, einer dezentralen Meldung von Informationen und 
der Beschränkung von Meldepfl ichten auf Institute ei-
ner bestimmten Größe verbleibt ein hohes Maß an Un-
sicherheit. Aktuell ist die Politik nicht in der Lage, die 
Umsetzung ihres politischen Ziels (Vermeidung staat-
licher Bankenrettungen) zu bewerten. Die Einführung 
eines europaweiten, in Echtzeit zugänglichen Registers 
zur Halterstruktur bail-in-fähiger Anleihen sowie ein ver-
bindlicher Datenaustausch zwischen den heute frag-
mentiert zuständigen Aufsichtsbehörden ist daher un-
bedingt notwendig. Als wünschenswerter Nebeneff ekt 
stünde dieser Datensatz Forscher:innen zur Verfügung 
und würde somit nicht nur zu besserer Politikberatung, 
sondern auch zu wissenschaftlichem Fortschritt sui ge-
neris beitragen. Zweitens zeigen die Ergebnisse aber 
auch praktische Handlungsanweisungen jenseits von 
Datentransparenz auf. Aufsichtsbehörden sollten einen 
oberen Grenzwert für den Anteil der Titel defi nieren, die 
von anderen Finanzinstituten gehalten werden dürfen, 
um das Risiko von TITF zu begrenzen. Privatanleger 
sollten erst ab einer ausreichend hohen Mindestsumme 
bail-in-fähige Titel halten dürfen, was Kleinanleger auto-
matisch ausschlösse.

Von besseren Daten zu besserer Beratung

Der Beitrag und die diskutierten Fallstudien zeigen drei 
Lehren für gelungene wissenschaftliche Politikberatung, 

Abbildung 2
Struktur der Inhaber von Schuldverschreibungen, die 

von Banken des Euroraums begeben wurden

 1. Quartal 2022

Datengrundlage sind Banken des Euro-Währungsgebiets: Einlagen ent-
gegennehmende Unternehmen mit Ausnahme der Zentralbank. Es ist 
zu beachten, dass diese Grafi k alle von Banken begebenen Schuldver-
schreibungen umfasst und nicht nur solche, die für ein Bail-in in Frage 
kommen.

Quelle: Farina et al. (2022, S. 18), mit Daten der EZB-Wertpapierstatistik.
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die sich mit den Herausforderungen globaler Krisen kon-
frontiert sieht und zugleich wissenschaftliche Unabhän-
gigkeit und methodische Genauigkeit bewahren muss. 
Erstens kann Politikberatung in Krisen nicht auf perfekte 
Daten warten. Forschende können stattdessen Annähe-
rungen entwickeln, unterschiedliche Datenquellen kombi-
nieren und klar benennen, wie belastbar ihre Ergebnisse 
sind. Die weiterhin existierende Unsicherheit sollte nach 
Ursachen und Ausmaß eingeordnet und für politische 
Entscheidungen transparent kommuniziert werden. Zwei-
tens ist die institutionelle Ausgestaltung entscheidend: 
Die Politik sollte Fragestellung und das politische Problem 
vorgeben, während Datenwahl, Methode, Interpretation 
und Veröff entlichung in wissenschaftlicher Verantwortung 
bleiben. Drittens kann methodische Kreativität eine bes-
sere Dateninfrastruktur nicht ersetzen. Wiederkehrende 
Datenlücken, uneinheitliche Meldungen und verzöger-
ter Zugang erschweren sowohl Politikberatung als auch 
Evaluation. Politik sollte daher Datenzugang und -qualität 
verbessern, ohne hiermit direkte Anforderungen an Er-
gebnisse zu verbinden. Gerade deshalb ist ein kontinuier-
licher Dialog erforderlich, in dem Wissenschaftler:innen 
der Politik nicht nur punktuell Ergebnisse vermitteln, son-
dern regelmäßig Erkenntnisse, Grenzen und Datenbedar-
fe erörtern.

Title: Evidence-based policy advice in times of crisis: How to carry out successful empirical analyses despite incomplete data
Abstract: Policy decisions in times of crisis often cannot wait for complete data. This article examines how scientifi c policy advice can 
nevertheless generate credible evidence. Two studies commissioned by the European Parliament illustrate complementary approach-
es: comparing successive EBA stress tests to approximate banks’ exposure to geopolitical risk, and combining public, supervisory, and 
commercial data to assess who holds bail-inable bank debt. The fi ndings support targeted rather than uniform prudential measures 
and reveal substantial gaps in the data infrastructure for bank resolution. Transparent assumptions, institutional independence, and 
improved access to timely, consistent supervisory data are essential for credible evidence-based policy advice.
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Politische Beratung braucht eine gute und schnell zugängliche Datengrundlage. Beides ist 
in Krisenzeiten besonders schwer zu bekommen. Was es daher braucht: leistungsfähige, 
dauerhaft betriebene Dateninfrastrukturen, die im Krisenfall schnell aktiviert und für 
wissenschaftliche Analysen nutzbar gemacht werden können. Auch die SOEP-Daten-
infrastruktur soll besser werden. Ab 2028 beginnt eine Transformation mit dem Ziel, die 
bestehende Forschungsdateninfrastruktur so weiterzuentwickeln, dass sie künftig schneller, 
fl exibler und thematisch adaptiver auf gesellschaftliche Krisen reagieren kann. Unter anderem 
wird eine „quartalsweise Repräsentativität“ eingeführt, wodurch erstmals unterjährige 
Analysen gesellschaftlicher Entwicklungen möglich werden.

Sabine Zinn

Transformation des SOEP: Evidenzbasierte 
Politikberatung für Krisenzeiten

 Zum Editieren dieses Beitrags wurde von der Autorin GPT 5.5 genutzt.

Politische Entscheidungen sollten grundsätzlich auf be-
lastbaren und aussagekräftigen empirischen Befunden 
beruhen. Gerade in gesellschaftlichen Krisen, die tief-
greifende Veränderungen in mehreren gesellschaftlichen 
Lebensbereichen auslösen, große Unsicherheit erzeugen 
und bestehende soziale Strukturen und Institutionen un-
ter Druck setzen, stellt diese Anforderung jedoch eine be-
sondere Herausforderung dar.

Evidenzbasierte Politikberatung unter Krisenbedin-

gungen

Besonders ausgeprägt ist dieses Problem in akuten Kri-
sensituationen, die durch abrupte und unerwartete Er-
eignisse mit disruptivem Charakter gekennzeichnet sind. 
Hierzu zählen beispielsweise Pandemien, militärische 
Konfl ikte, Naturkatastrophen oder plötzliche Migrations-
bewegungen. Derartige Krisen erfordern häufi g rasche 
politische Reaktionen, obwohl belastbare empirische In-
formationen zu Beginn der Krise naturgemäß noch nicht 
vorliegen. Selbst Echtzeitdaten stehen im Regelfall nur 
mit zeitlicher Verzögerung zur Verfügung und müssen 
zunächst aufbereitet, analysiert und interpretiert werden. 
Befunde aus früheren Krisenkontexten können zwar eine 
erste Orientierung bieten, bleiben jedoch aufgrund unter-
schiedlicher historischer, institutioneller und sozialer Rah-
menbedingungen nur begrenzt übertragbar.

Um diesem Dilemma möglichst wirksam zu begegnen, 
bedarf es leistungsfähiger, dauerhaft betriebener Daten-
infrastrukturen, die im Krisenfall schnell aktiviert und für 
wissenschaftliche Analysen nutzbar gemacht werden 
können. Hierzu zählen insbesondere bevölkerungsweite 
administrative Register, amtliche Statistiken, bevölke-
rungsrepräsentative Längsschnittstudien sowie themen-
spezifi sche Monitoring-Systeme. Da gesellschaftliche 
Krisen in der Regel mehrere Lebensbereiche zugleich be-
treff en, müssen solche Infrastrukturen Informationen zu 
unterschiedlichen Domänen des sozialen Lebens bereit-
stellen. Zu den zentralen Lebensbereichen zählen Familie 
und Haushalte, Bildung und Qualifi kation, Erwerbsarbeit 
und Arbeitsmarkt, Einkommen und wirtschaftliche Lage, 
Gesundheit und Gesundheitsversorgung, Migration und 
Mobilität, soziale Sicherung und Wohlfahrt, Wohnen und 
räumlicher Kontext, demografi sche Entwicklungen sowie 
Politik, Staat und Recht. Für robuste Ursache-Wirkungs-
analysen und die Evaluation politischer Maßnahmen sind 
insbesondere Längsschnittdaten erforderlich, die identi-
sche Personen, Haushalte oder andere relevante Einhei-
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ten über längere Zeiträume hinweg beobachten, idealer-
weise vor, während und nach einer Krise.

Registerbasierte Dateninfrastrukturen für 

gesellschaftliche Echtzeitkrisen in Deutschland

Deutschland verfügt bislang über keine integrierte Daten-
basis, die unterschiedliche gesellschaftliche Lebensbe-
reiche umfassend, längsschnittlich und zugleich hinrei-
chend zeitnah für eine empirisch fundierte Politikberatung 
in gesellschaftlichen Echtzeitkrisen abbildet. Zwar exis-
tieren bevölkerungsweite administrative Datenbestän-
de in einzelnen gesellschaftlichen Bereichen, diese sind 
jedoch überwiegend sektoral organisiert und nur einge-
schränkt miteinander verknüpfbar.

Im Bereich von Erwerbsarbeit und Arbeitsmarkt stellen 
insbesondere die administrativen Daten der Bundes-
agentur für Arbeit eine zentrale Forschungsressource dar. 
Über das Forschungsdatenzentrum (FDZ) des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) stehen Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern unter anderem 
die Integrierten Erwerbsbiografi en (IEB) zur Verfügung. 
Diese umfassen detaillierte Informationen zu sozialver-
sicherungspfl ichtiger Beschäftigung, Arbeitslosigkeit, 
Leistungsbezug und arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men und erlauben Längsschnittanalysen individueller 
Erwerbsverläufe über lange Zeiträume hinweg. Für den 
Bereich der Alterssicherung und Erwerbsverläufe im hö-
heren Lebensalter stellt die Deutsche Rentenversiche-
rung umfangreiche Registerdaten bereit, die über das 
Forschungsdatenzentrum der Rentenversicherung für 
wissenschaftliche Analysen zugänglich sind. Diese Daten 
enthalten unter anderem Informationen zu Versicherungs-
zeiten, Erwerbsbiografi en, Rentenzugängen, Rentenhö-
hen sowie Rehabilitationsleistungen und ermöglichen 
detaillierte Analysen von Lebensverläufen im Übergang in 
den Ruhestand.

Trotz umfangreicher administrativer Datenbestände blei-
ben die verfügbaren Informationsquellen stark fragmen-
tiert. Sie sind überwiegend auf einzelne gesellschaftliche 
Bereiche beschränkt, nur eingeschränkt miteinander 
verknüpfbar und häufi g nicht für kurzfristige Analysen 
gesellschaftlicher Krisendynamiken ausgelegt. Insbeson-
dere fehlt bislang eine integrierte, lebensbereichsüber-
greifende und längsschnittliche Dateninfrastruktur, die 
zeitnah empirische Evidenz für die Politikberatung in ge-
sellschaftlichen Echtzeitkrisen bereitstellen könnte. Eine 
Verbindung der Register und auch ihre Verknüpfung über 
verschiedene gesellschaftliche Bereiche hinweg ist durch 
das Forschungsdatengesetz anvisiert. Doch bisher gibt 
es hier noch immer kein nennenswertes Fortkommen, 
weil föderale Zuständigkeiten, uneinheitliche Datenstan-

dards und datenschutzrechtliche Re strik tionen die prak-
tische Umsetzung bislang behindern. Im europäischen 
Vergleich rangiert Deutschland damit eher im Mittelfeld 
der Verfügbarkeit und Verknüpfbarkeit von populations-
weiten Registerdaten über verschiedene gesellschaftli-
che Lebensbereiche hinweg. Innerhalb der EU-27 gelten 
insbesondere Dänemark, Schweden, Finnland, die Nie-
derlande, Belgien und Estland als führend in der register-
basierten Bevölkerungsforschung. Diese Länder ermögli-
chen populationsweite Längsschnittanalysen zu Familie, 
Bildung, Erwerbsverläufen, Einkommen, Gesundheit, Mi-
gration und sozialer Sicherung auf Individualebene über 
den gesamten Lebensverlauf hinweg (Bakker et al., 2014; 
Thygesen & Ersbøll, 2014; UNECE, 2018).

Bevölkerungsrepräsentative Befragungen als 

Grundlage der Politikberatung

Eine wichtige Ergänzung zu den Registerdaten stellt der 
Mikrozensus dar. Als größte amtliche Haushaltsbefragung 
Deutschlands erfasst er jährlich rund 1 % der Wohnbevöl-
kerung und liefert Informationen zu einer Vielzahl gesell-
schaftlicher Lebensbereiche, darunter Erwerbstätigkeit, 
Bildung, Migration, Haushalts- und Familienstrukturen, 
Einkommen, Wohnen und soziale Sicherung. Die Erhe-
bung des Mikrozensus ist durch das Mikrozensusgesetz 
(MZG) rechtlich abgesichert. Die Auskunftspfl icht für die 
ausgewählten Haushalte ergibt sich aus §13 MZG in Ver-
bindung mit §15 des Bundesstatistikgesetzes (BStatG). 
Für den überwiegenden Teil der Erhebungsmerkmale be-
steht damit eine gesetzliche Verpfl ichtung zur Auskunfts-
erteilung. Lediglich einzelne Fragen sind ausdrücklich als 
freiwillig gekennzeichnet. Der Mikrozensus bildet damit 
eine unverzichtbare empirische Grundlage für die Sozi-
alberichterstattung und evidenzbasierte Politikberatung. 
Für die Analyse kurzfristiger Krisendynamiken stößt er 
jedoch an Grenzen. So erfolgt die Datenerhebung im Mik-
rozensus lediglich einmal jährlich, während die Integration 
neuer Themen aufgrund umfangreicher Abstimmungs-
prozesse nur eingeschränkt kurzfristig möglich ist.

Neuere Arbeiten des Rates für Sozial- und Wirtschafts-
daten (RatSWD) zeigen darüber hinaus, dass bestehen-
de sozialwissenschaftliche Bevölkerungsumfragen in 
Deutschland zwar eine Vielzahl krisenrelevanter The-
men abdecken, zentrale Inhalte für das Verständnis ge-
sellschaftlicher Krisen und Katastrophen jedoch bislang 
nur unzureichend oder sehr heterogen erfasst werden 
( Saravia et al., 2026). Hierzu zählen insbesondere Aspekte 
individueller und kollektiver Vulnerabilität, Krisenvorsorge 
und Vorbereitetsein, Resilienz, Vertrauen in staatliche Ins-
titutionen und Krisenmanagement, Verhaltensabsichten in 
Krisensituationen sowie die Wahrnehmung und Bewertung 
von Risiken und Bedrohungen. Die Analyse bestehender 
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Bevölkerungsumfragen verdeutlicht zudem erhebliche 
Unterschiede hinsichtlich der Operationalisierung entspre-
chender Konzepte und weist auf eine bislang unzureichen-
de Standardisierung krisenbezogener Erhebungsinstru-
mente hin. Dies erschwert sowohl den Vergleich zwischen 
Studien als auch die kumulative Wissensbildung über ver-
schiedene Krisenkontexte hinweg. 

Vor diesem Hintergrund wurde im Rahmen von 
 KonsortSWD und der Nationalen Forschungsdateninfra-
struktur NFDI4Society die Informationsplattform „Krisen- 
und Katastrophendaten“ aufgebaut. Ziel der Plattform ist 
es, die Auffi  ndbarkeit, Nutzung und Nachnutzung krisen- 
und katastrophenbezogener Daten, Erhebungsinstrumen-
te und Forschungsressourcen zu verbessern sowie be-
stehende Datenangebote systematisch zu dokumentieren 
und zu vernetzen. Die Plattform stellt damit eine wichtige 
Ressource für Wissenschaft, Politik und Praxis des Bevöl-
kerungsschutzes dar. Die Ergebnisse des RatSWD ver-
deutlichen insgesamt, dass Deutschland nicht nur lang-
fristig angelegte Bevölkerungsstudien benötigt, sondern 
zugleich Forschungsinfrastrukturen, die fl exibel auf un-
erwartete gesellschaftliche Entwicklungen reagieren und 
zeitnah standardisierte krisenbezogene Inhalte erheben 
können. Erforderlich sind insbesondere Dateninfrastruk-
turen, die langfristige Beobachtungen gesellschaftlicher 
Entwicklungen mit einer hohen Reaktionsfähigkeit auf 
kurzfristige Krisendynamiken verbinden.

Forschungsbasierte Infrastruktur Sozio-

oekonomisches Panel

Vor dem Hintergrund der identifi zierten Defi zite bestehen-
der Dateninfrastrukturen kommt großen bevölkerungsre-
präsentativen Längsschnittstudien eine besondere Be-
deutung zu. Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) bietet 
aufgrund seines langfristigen Designs, seiner themati-
schen Breite und seiner hohen wissenschaftlichen Quali-
tät bereits heute eine zentrale Grundlage für die Analyse 
gesellschaftlicher Entwicklungen in Deutschland. Die im 
Folgenden beschriebene Transformation der SOEP-Da-
teninfrastruktur zielt darauf ab, die vom RatSWD identifi -
zierten Bedarfe nach größerer Flexibilität, höherer Aktuali-
tät und einer besseren Erfassung krisenbezogener Inhalte 
systematisch zu adressieren.

Das SOEP ist seit über 40 Jahren eine zentrale For-
schungsdateninfrastruktur für die Analyse gesellschaft-
licher Entwicklungen in Deutschland. Als bevölkerungs-
repräsentative Haushaltspanelstudie erhebt das SOEP 
jährlich Daten zu ca. 20.000 Haushalten und ihren Mit-
gliedern in Deutschland und ermöglicht dadurch diff eren-
zierte Analysen sozialer, wirtschaftlicher, demografi scher 
und verhaltensbezogener Dynamiken. Die Studie umfasst 

neben der Gesamtbevölkerung auch gezielte Zusatzstich-
proben, unter anderem zu Gefl üchteten (IAB-BAMF-SOEP 
Befragung von Gefl üchteten, Brücker et al., 2026), Migran-
tinnen und Migranten (IAB-SOEP Studien) sowie Haushal-
ten in deprivierten Gebieten (in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumplanung, BBSR). 
Darüber hinaus bestehen Verknüpfungsmöglichkeiten 
mit regionalen Informationen, Geodaten, administrativen 
Erwerbsbiografi en (den IEB, Antoni et al., 2026) und den 
Registerdaten der Deutschen Rentenversicherung (Lüthen 
et al., 2022); weitere Verknüpfungen, etwa mit Lohn- und 
Einkommenssteuerregisterdaten (in Kooperation mit dem 
Statistischen Bundesamt und dem Bundesministerium 
der Finanzen über die Initiative Netzwerk für empirische 
Steuerforschung, NeSt), befi nden sich in Vorbereitung.

Gleichwohl steht auch das SOEP bislang vor dem Problem 
begrenzter Aktualität. Die reguläre Befragung erfolgt jähr-
lich, und die vollständig aufbereiteten Daten werden erst 
nach Datenprüfung, Anreicherung, Dokumentation und In-
tegration in den Längsschnittbestand bereitgestellt.

In früheren Krisen, insbesondere während der COVID-19-
Pandemie mit der SOEP-CoV-Studie (Kühne et al., 2020) 
sowie der CORONA-MONITORING bundesweit-Studie 
(RKI-SOEP, u. a. Neuhauser et al., 2022) und im Kontext 
der Fluchtmigration aus der Ukraine im Jahr 2022 mit 
der IAB-FReDA/BIB-BAMF-SOEP-Studie (Brücker et al., 
2023), reagierte das SOEP-Team daher mit zusätzlichen 
Ad-hoc-Erhebungen in Kooperation mit wissenschaft-
lichen Partnern. Diese Studien lieferten wichtige empiri-
sche Befunde und konnten an den bestehenden SOEP-
Datenbestand angebunden werden. Zugleich waren sie 
jedoch mit erheblichem Koordinationsaufwand  und Kos-
ten verbunden. Die hierfür erforderliche Mobilisierung fi -
nanzieller und personeller Ressourcen band erhebliche 
Kapazitäten und ging zulasten anderer wissenschaftli-
cher Aufgaben, insbesondere der Dokumentation, Qua-
litätssicherung und nachhaltigen Weiterentwicklung der 
Forschungsinfrastruktur.

Transformation der SOEP-Dateninfrastruktur für 

gesellschaftliche Echtzeitkrisen

Aus diesen Erfahrungen leitet sich die ab 2028 geplan-
te Transformation der SOEP-Dateninfrastruktur ab. Ziel 
ist es, die bestehende Forschungsdateninfrastruktur so 
weiterzuentwickeln, dass sie künftig schneller, fl exibler 
und thematisch adaptiver auf gesellschaftliche Krisen 
reagieren kann. Die Strategie verfolgt vier zentrale Ziel-
setzungen:

1. Steigerung der Flexibilität durch häufi gere Erhebungs-
intervalle und adaptive Stichprobendesigns.
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Daten werden bereits im Folgequartal in vorläufi g aufbe-
reiteter Form bereitgestellt.

Darüber hinaus wird die Datennutzungsinfrastruktur aus-
gebaut. Geplant sind unter anderem ein gesellschaftliches 
Monitoring-System mit zentralen Indikatoren des sozialen 
Wandels, ein Kompetenz- und Beratungszentrum für Pa-
nelanalysen sowie verbesserte Möglichkeiten des daten-
schutzkonformen Fernzugriff s auf sensible Datenbestände.

Schrittweise Umsetzung der SOEP-Transformation

Die Umsetzung der SOEP-Transformation erfolgt stufen-
weise und umfasst die sukzessive Einführung neuer Erhe-
bungs- und Datenbereitstellungsverfahren, die Erweite-
rung der Stichproben- und Datenbasis sowie die stärkere 
Integration digitaler Erhebungsformen und externer Da-
tenquellen. Die einzelnen Maßnahmen werden zunächst 
in Pilotstudien erprobt und wissenschaftlich evaluiert, be-
vor sie in den Regelbetrieb überführt werden. Auf diese 
Weise soll sichergestellt werden, dass die neuen Kompo-
nenten sowohl hohen wissenschaftlichen Qualitätsstan-
dards genügen als auch den Anforderungen einer zeit-
nahen evidenzbasierten Politikberatung gerecht werden. 
Die Wirksamkeit der Transformation wird kontinuierlich 
anhand wissenschaftlicher, infrastruktureller und gesell-
schaftlicher Nutzungskriterien überprüft und im Rahmen 
regelmäßiger externer Evaluationen bewertet.

Fazit

Die Transformation der SOEP-Dateninfrastruktur verbin-
det die Stärken einer etablierten bevölkerungsrepräsen-
tativen Längsschnittstudie mit der Flexibilität einer ad-
aptiven und zeitnahen Erhebungsinfrastruktur. Dadurch 
entsteht ein Instrument, das kurzfristige gesellschaftliche 
Entwicklungen in längsschnittliche Kontexte einordnen 
und zugleich empirische Grundlagen für evidenzbasierte 
Politikberatung in gesellschaftlichen Echtzeitkrisen be-
reitstellen kann. Angesichts der begrenzten Verfügbarkeit 
integrierter Registerdaten in Deutschland kann die Wei-
terentwicklung des SOEP eine zentrale Lücke schließen. 
Sie ermöglicht die zeitnahe Beobachtung gesellschaft-
licher Krisenfolgen über verschiedene Lebensbereiche 
hinweg und schaff t damit eine wesentliche Grundlage für 
wissenschaftlich fundierte, sozial diff erenzierte und hand-
lungsrelevante Politikberatung. Darüber hinaus eröff net 
die Transformation erhebliche wissenschaftliche und ge-
sellschaftliche Potenziale. Durch die Kombination hoch-
frequenter Erhebungen mit mehr als vier Jahrzehnten 
längsschnittlicher Beobachtung entsteht ein in Deutsch-
land einzigartiges Datenökosystem zur Analyse komple-
xer sozialer Phänomene. Dies ermöglicht nicht nur die 
Untersuchung kurzfristiger gesellschaftlicher Dynamiken, 

2. Erhöhung der Aktualität durch beschleunigte Daten-
aufbereitung und zeitnähere Bereitstellung.

3. Erweiterung des Themenspektrums durch fl exible Be-
fragungsmodule sowie die Verknüpfung mit externen 
Datenquellen.

4. Verbesserung der Datennutzbarkeit durch optimierte 
Zugangs-, Beratungs- und Dokumentationsstrukturen.

Das SOEP-Team plant diese Ziele durch drei Innovations-
bausteine mit je zwei Maßnahmen umzusetzen.

Innovationsbaustein 1: Quartalsweise 

Repräsentativität

Ein zentrales Element der Transformation ist die Einfüh-
rung quartalsweiser Repräsentativität. Durch eine rando-
misierte Aufteilung der Gesamtstichprobe auf vier Quar-
tale sollen erstmals belastbare unterjährige Analysen ge-
sellschaftlicher Entwicklungen möglich werden.

Ergänzend ist ein Ausbau der Stichprobe vorgesehen, um 
auch auf Quartalsebene ausreichend große Fallzahlen für 
robuste Analysen und Subgruppenvergleiche zu gewähr-
leisten. Dadurch können politische Maßnahmen zeitnah 
evaluiert und Entwicklungen in spezifi schen Bevölke-
rungsgruppen präziser analysiert werden.

Innovationsbaustein 2: Flexible Erhebungen und 

Datenanreicherung

Die bestehende jährliche Befragung wird durch fl exible 
Befragungsmodule ergänzt, die kurzfristig an aktuelle ge-
sellschaftliche Entwicklungen angepasst werden können. 
Zusätzlich werden technische Voraussetzungen geschaf-
fen, um sogenannte Flash Surveys durchzuführen. Diese 
ermöglichen es, innerhalb kürzester Zeit Informationen zu 
unerwarteten Ereignissen oder akuten gesellschaftlichen 
Entwicklungen zu erheben.

Darüber hinaus soll die Verknüpfung mit externen Daten-
quellen systematisch ausgebaut werden. Hierzu zählen 
insbesondere administrative Individualdaten, regionale 
Kontextdaten sowie weitere externe Datenbestände. Die 
Kombination verschiedener Datenquellen eröff net neue 
Möglichkeiten für innovative Forschungsdesigns und kau-
sale Analysen.

Innovationsbaustein 3: Zeitnahe Datenbereitstellung 

und verbesserte Datennutzung

Um die Nutzbarkeit der Daten für Forschung und Politik-
beratung zu erhöhen, soll die bisherige jährliche Daten-
bereitstellung durch quartalsweise Fast-Track-Datenliefe-
rungen ergänzt werden. Die in einem Quartal erhobenen 
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sondern auch deren Einordnung in langfristige Entwick-
lungsprozesse und historische Kontexte. Dynamische 
und kausale Zusammenhänge, etwa intergenerationale 
und haushaltsbezogene Ungleichheitsdynamiken oder 
die Folgen gesellschaftlicher Krisen, können dadurch 
diff erenzierter analysiert und bestehende Theorien empi-
risch weiterentwickelt oder überprüft werden. 

Gleichzeitig stärkt die Transformation die evidenzbasierte 
Politikberatung substanziell. Die Verfügbarkeit hochauf-
lösender Längsschnittdaten erlaubt eine zeitnahe Eva-
luation politischer Maßnahmen unter Berücksichtigung 
von Ursache-Wirkungs-Beziehungen und schaff t damit 
die Grundlage für fundierte und zukunftsorientierte Poli-
tikempfehlungen. Schließlich trägt die zeitnahe Bereitstel-
lung wissenschaftlicher Befunde dazu bei, gesellschaft-
liche Debatten und öff entliche Diskurse empirisch zu 
fundieren und wissenschaftliche Erkenntnisse schneller 
für Politik, Medien und Gesellschaft nutzbar zu machen. 
Insgesamt besitzt die Transformation des SOEP das Po-
tenzial, die evidenzbasierte Entscheidungsfi ndung in Wis-
senschaft, Politik und Gesellschaft nachhaltig zu stärken.
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Title: Transformation of the SOEP: evidence-based policy advice for times of crisis
Abstract: Policy advice requires a robust and readily accessible data foundation—elements that are particularly diffi  cult to secure dur-
ing times of crisis. What is needed, therefore, are high-performance, permanently maintained data infrastructures that can be rapidly 
activated and utilised for scientifi c analysis in the event of a crisis. The SOEP data infrastructure is also set to improve; starting in 2028, a 
transformation process will begin with the aim of further developing the existing research data infrastructure to enable faster, more fl ex-
ible, and thematically adaptable responses to societal crises. Among other measures, “quarterly representativeness” will be introduced, 
making it possible for the fi rst time to conduct within-year analyses of societal developments.
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In Zeiten multipler Krisen wird der Rahmen für evidenzbasierte Politikberatung zunehmend 
durch gesellschaftliches Vertrauen in Wissenschaft und Institutionen geprägt. Veränderungen 
im öff entlichen Diskurs stellen eine zusätzliche Herausforderung dar. Fragmentierte 
Informationsräume und ein abnehmendes institutionelles Vertrauen befeuern die Polarisierung 
in der Gesellschaft und erschweren den Transfer wissenschaftlicher Expertise in Politik 
und Gesellschaft. Darüber hinaus beeinfl ussen die Spannungen zwischen politischem 
Handlungsdruck und wissenschaftlicher Unabhängigkeit die Wirksamkeit der Politikberatung 
in erheblichem Maße. Transparenz, der Erhalt des Dialogs sowie die Wahrung der 
Wissenschaftsfreiheit sind entscheidend für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen 
politischen Entscheidungsträgern:innen und wissenschaftlichen Expert:innen. Wissenschaftliche 
Erkenntnisse müssen zudem so aufbereitet und kommuniziert werden, dass sie für die breite 
Öff entlichkeit verständlich sind.

Reint E. Gropp, Vera Wolter

Einfl uss gesellschaftlichen Vertrauens auf die 
Wirksamkeit evidenzbasierter Politikberatung

Multiple Krisen der vergangenen Jahre, darunter die Co-
ronapandemie, geopolitische Spannungen, die durch 
Kriege ausgelöste Energiekrise, der Klimawandel und ho-
he Infl ationszahlen bei stagnierendem Wirtschaftswachs-
tum stellen Politik und die wissenschaftliche Politikbera-
tung vor komplexe Herausforderungen. Zugleich steigt 
der Bedarf an unabhängiger Beratung. Polykrisen bringen 
oftmals gegensätzliche Anforderungen und Interessenla-
gen mit sich und multiplizieren sich gegenseitig. Zudem 
löst jede Aktion an verschiedenen Stellschrauben Reakti-
onen aus. Diese dynamischen Herausforderungen treff en 
auf einen veränderten Diskurs in der Gesellschaft, in wel-
chem Expertise zunehmend stärker hinterfragt wird und 
konkurrierende Deutungen oder Wahrnehmungen ihren 
Platz einnehmen. Das erschwert es, einen analytischen 
Überblick zu vermitteln – in Zeiten, in denen der Bedarf 
danach wächst.

Gegenseitiges Vertrauen ist für eine erfolgreiche evidenz-
basierte Politikberatung heute wichtiger denn je. Dabei 
reicht allein die Qualität der Wissenschaftskommunikati-
on nicht aus. Letztendlich kann sie nur gesellschaftliche 
Wirkung entfalten, wenn sie von den adressierten Akteu-
ren – insbesondere politischen Entscheidungsträgern, 

wirtschaftlichen Akteuren und der Bevölkerung – verstan-
den und akzeptiert wird. Gleichzeitig nimmt das gesell-
schaftliche Vertrauen ab. Die Gesellschaft spaltet sich 
zunehmend oder nimmt sich zumindest stärker als ge-
spalten wahr. In der schnelllebigen Art und Weise, wie ge-
genwärtig Informationen aufgenommen werden, wird es 
schwieriger für wissenschaftlich fundierte Erkenntnisse 
von Experten Gehör zu fi nden. Mehr und mehr wird sich 
anderer Quellen zur Informationsgewinnung bedient und 
teilweise größeres Vertrauen dem direkten persönlichen 
Umfeld geschenkt, selbst ohne den Wahrheitsgehalt 
von Meinungen oder Erkenntnissen aus sozialen Kreisen 
oder sozialen Medien zu überprüfen. Diese Entwicklung 
erschwert es, Menschen zu erreichen und diff erenzierte, 
abwägende Erkenntnisse zu vermitteln, nach welchen 
Akteure der Politik, Wirtschaft und Gesellschaft entspre-
chend handeln können.
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Eine veränderte Rhetorik ist deutlich spürbar: Ein rauerer 
Ton, provokante und überspitzte Äußerungen und pola-
risierende Meinungsbildung werden im Diskurs gesell-
schaftlich akzeptiert. Dieser veränderte Diskurs in der 
Gesellschaft, zusammen mit der Wahrnehmung von Kri-
sen und wie sie sich auf das persönliche Leben auswirken 
(können), bietet Nährboden für populistische Parteien und 
hat dabei geholfen, dass diese weltweit erstarken konn-
ten. Umso wichtiger ist es, dass besonnenere Stimmen 
und wissenschaftlich fundierte, auf gesamtgesellschaft-
liche Wohlfahrt ausgerichtete Erkenntnisse weiterhin Be-
achtung fi nden. Politikberatung unterliegt damit sowohl 
den veränderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
als auch politischen Zielkonfl ikten, welche die Entwick-
lung von Beratungskonzepten besonders in Krisenzeiten 
beeinfl ussen.

Vertrauen als Grundlage wirksamer Politikberatung

Algorithmen und soziale Blasen können dazu führen, 
dass Menschen sich eher an Quellen und Netzwerken 
orientieren, die ihre bereits bestehenden Überzeugun-
gen bestätigen. Der Blick auf die Welt und der Radius des 
Informationsgewinnes verkleinern sich, es kommt zu In-
selbildungen. Von der eigenen Meinung abweichende Äu-
ßerungen werden weniger akzeptiert. Dieses Phänomen 
ist verknüpft mit einem höheren Misstrauen gegenüber 
öff entlichen Institutionen, Unternehmen, der Politik oder 
den Medien. Höhere Unsicherheiten durch die Krisen der 
vergangenen Jahre begünstigen einen Rückzug zum Lo-
kalen. Auch die stetige Weiterentwicklung von KI-Tools 
schürt die Sorge, durch den Fortschritt abgehängt zu 
werden – ähnlich wie zuvor die fortschreitende Globalisie-
rung. Diese Entwicklungen spiegeln sich auch im institu-
tionellen Vertrauen wider. Das Edelman Trust Barometer 
2026 (Edelman Trust Institute, 2026) weist auf anhaltende 
Herausforderungen beim institutionellen Vertrauen in ent-
wickelten Volkswirtschaften hin.

Wie langlebig und einfl ussreich Vertrauenseff ekte sein 
können, zeigt ein Blick in die ökonomische Literatur. So 
untersuchen etwa Guiso et al. (2008), wie soziales Kapital 
von historischen Ereignissen beeinfl usst und über meh-
rere Generationen geprägt sein kann. Soziales Kapital 
beschreibt die in einer Gesellschaft vorhandenen Vertrau-
ensbeziehungen, gemeinsamen Normen und Netzwerke, 
die Kooperation ermöglichen und die Funktionsfähigkeit 
von Institutionen unterstützen. Selbst innerhalb eines 
Landes können unterschiedliche Erfahrungen den Wert 
von vertrauensvollen Beziehungen und Kooperationen 
nachhaltig verändern. Für das Funktionieren von Institu-
tionen ist dieser Gedanke zentral, da ein über längere Zeit 
hinweg weitergegebenes Maß an Vertrauen und eine Nei-
gung zu kooperativem Verhalten auch beeinfl ussen kön-

nen, welche Institutionen eine Gesellschaft unterstützt. 
Misstrauen kann in einer Gesellschaft über lange Zeit 
tief verankert sein. Auf der anderen Seite können schon 
kurzzeitige positive Kooperationserfahrungen (z. B. über 
zwei oder drei Generationen hinweg) permanente positi-
ve Eff ekte haben. Mit Blick auf die EU zeigen Guiso et al. 
(2009), dass auch das gegenseitige gesellschaftliche Ver-
trauen zwischen verschiedenen europäischen Ländern 
direkte Auswirkungen auf Handelsbeziehungen hat. Län-
der, deren Bevölkerung als vertrauenswürdiger wahrge-
nommen wird, weisen demnach intensivere Handels- und 
Investitionsbeziehungen auf. Damit gilt Vertrauen gemäß 
der Literatur als eine zentrale Voraussetzung für Koopera-
tionen und funktionierende wirtschaftliche und institutio-
nelle Beziehungen. Vertrauen kann dabei auch komplexe 
Verträge ersetzen bzw. ergänzen, was zu einer effi  ziente-
ren Interaktion zwischen verschiedenen Interessensgrup-
pen führt.

Dies führt uns zur Betrachtung des institutionellen Ver-
trauens in Deutschland, das die Grundlage für wirt-
schaftliche und institutionelle Beziehungen legt. Dabei 
hat dieses Vertrauen auch einen großen Einfl uss auf die 
Wirksamkeit von evidenzbasierter Politikberatung und die 
Beziehung zwischen Wissenschaft und der Politik. Was 
sagen Umfragen zu dem Vertrauen in Politik und ande-
re Institutionen in Deutschland? Eine Umfrage der OECD 
aus dem Jahr 2025 zeigt exemplarisch, dass das Vertrau-
en in die Bundesregierung in Deutschland im internati-
onalen Vergleich moderat ausgeprägt war. In Deutsch-
land geben 35 % der Befragten ein hohes oder moderat 
hohes Vertrauen in die Bundesregierung an, gegenüber 
40 % im OECD-Durchschnitt (OECD, 2026). 2023 lag der 
deutsche Wert noch bei 36 %. Wie in anderen Ländern 
auch, setzt die deutsche Bevölkerung höheres Vertrauen 
in andere öff entliche Institutionen, wie die Polizei oder das 
Justizsystem sowie in andere Menschen. Medien schnei-
den in einer Umfrage ähnlich schlecht ab wie politische 
Parteien und der Bundestag. Der öff entliche Dienst auf 
Bundes-, Landes- und Kommunalebene hingegen er-
hält ein Vertrauensvotum von der Hälfte der Bevölkerung 
(OECD, 2024, S. 2–3). Da Vertrauen in politische Institutio-
nen stark von aktuellen politischen Rahmenbedingungen 
beeinfl usst wird, sind solche Befragungen stets als Mo-
mentaufnahmen zu verstehen. Sie geben jedoch Hinwei-
se auf langfristige Vertrauensmuster und die Akzeptanz 
politischer Institutionen.

Interessanterweise besteht eine Diskrepanz zwischen der 
individuellen Zufriedenheit deutscher Bürger:innen und 
ihrer gesamtgesellschaftlichen Skepsis und der aktuellen 
wirtschaftlichen und politischen Situation, wie eine Um-
frage der Körber-Stiftung im Jahr 2025 zeigt. Demnach 
haben 52 % der Deutschen einen optimistischen Aus-



Wirtschaftsdienst 2026 | 8
588

Zeitgespräch

blick auf die Zukunft in Bezug auf ihre eigene Situation. 
Die wirtschaftliche Lage in Deutschland jedoch bewerten 
76 % als weniger gut oder schlecht.

Dieselbe Studie ergab, dass die Wissenschaft in der deut-
schen Bevölkerung auch in der Vertrauenskrise nach wie 
vor einen hohen Stellenwert hat. In Deutschland sprechen 
71 % der Wissenschaft großes oder sehr großes Vertrau-
en aus (Körber-Stiftung, 2025). Die jährliche Erhebung 
„Wissenschaftsbarometer“ der Organisation Wissen-
schaft im Dialog zeigt, dass das Vertrauen in Wissenschaft 
und Forschung während der Coronapandemie gegenüber 
den Jahren vor der Pandemie zeitweise deutlich zunahm 
(Wissenschaft im Dialog, 2025, S. 26). Dies könnte darauf 
hindeuten, dass die Gesellschaft sich in Krisenzeiten ver-
stärkt auf die Wissenschaft beruft. Unter der Vorausset-
zung, dass sich das erhöhte Vertrauen der Bevölkerung 
wiederum auf die politische Entscheidung auswirkt, sich 
mit Expertenergebnissen ernsthaft auseinanderzusetzen, 
könnte dies positive Eff ekte für die Politikberatung in Kri-
senzeiten haben. Auf Krisensituationen im Allgemeinen 
übertragen lässt sich dieser Zusammenhang jedoch nicht, 
da verschiedene Dynamiken, Kontexte und Anforderungen 
einer individuellen Krise in der Defi nition einer passenden 
wissenschaftlichen Politikberatung immer berücksichtigt 
werden müssen (Hirschi et al., 2022, S. 34).

Auf die Wirksamkeit von Politikberatung haben auch wei-
tere Faktoren und Akteure Einfl uss, wie die Betrachtung 
des Verhältnisses und der Spannungen zwischen Politik, 
Wissenschaft und Wirtschaft zeigt.

Wissenschaftliche Politikberatung zwischen 

Unabhängigkeit und politischer Steuerung

Die Politik steht in Krisenzeiten unter dem Druck, souve-
räne Maßnahmen zu ergreifen und schnell auf komplexe 
Anforderungen zu reagieren. Die Auswirkungen aktueller 
geopolitischer Krisen stellen die Bundesregierung vor 
große Herausforderungen. Die steigenden Energiepreise 
aufgrund des Konfl ikts im Mittleren Osten interagieren 
mit den mittelfristigen Klimazielen und der Notwendigkeit 
für höhere CO2 -Preise. Wirtschaftspolitisch gilt es daher 
komplexe geostrategische Entscheidungen abzuwägen, 
welche die inländische und globale Sicherheit sowie die 
Stabilität internationaler (Wirtschafts-)Beziehungen be-
treff en. Entscheidungen müssen oft unter großem Zeit-
druck getroff en werden, da Krisen dynamisch sind und 
sich kontinuierlich verändern. Jede Aktion ruft eine Re-
aktion hervor, auf welche dann erneut in Echtzeit reagiert 
werden muss. Um dieser Komplexität gerecht zu werden, 
braucht die Politik eine zuverlässige Expertenberatung, 
die sehr schnell liefern kann. Hier zeigt sich der grund-
legendste Zielkonfl ikt zwischen Politik und Wissenschaft 

und eines der größten Hindernisse in der Politikberatung: 
der Faktor Zeit. Wissenschaftlich fundierte Ergebnisse 
benötigen Zeit, welche besonders in einer Krise nicht vor-
handen ist. Wissenschaftler:innen müssen daher abwä-
gen, um Ergebnisse und Empfehlungen auch kurzfristig 
liefern zu können und dennoch umfassende Faktoren und 
deren Auswirkungen in ihre Beobachtungen einbeziehen. 
Nur mit einer vertrauensvollen Beziehung zwischen Politik 
und Wissenschaft kann mit diesem Problem umgegangen 
werden: Die Politik muss darauf vertrauen können, dass 
die kurzfristigen Ergebnisse der Wissenschaft zuverlässig 
sind und die Wissenschaft muss darauf vertrauen kön-
nen, dass die Politik mit diesen, meist wissenschaftlich 
vorläufi gen, Ergebnissen verantwortlich umgeht. Gerade 
in schwierigen Zeiten ist also gegenseitiges Vertrauen un-
erlässlich für eine gute, evidenzbasierte Politik.

Ein weiterer Interessenkonfl ikt besteht in den unterschied-
lichen Perspektiven der beiden Akteure. Die Wirtschafts-
wissenschaft untersucht beispielsweise, wie langfristiges 
volkswirtschaftliches Wachstum erreicht werden kann. 
„Die Bedürfnisse vieler sind wichtiger als die Bedürfnisse 
weniger oder eines einzigen“. Science-Fiction-Begeister-
ten dürfte dieser Satz von Mr. Spock aus dem Star Trek-
Universum bekannt sein. Politiker hingegen haben einen 
kürzeren Planungshorizont, typischerweise eine Legisla-
turperiode. Es werden schnelle Ergebnisse erwartet, die 
unmittelbare und sichtbare Lösungen für die Gesellschaft 
mit sich bringen. Empfohlene Maßnahmen, die zwar im 
Sinne des kollektiven Wachstums am sinnvollsten wären, 
jedoch kurzfristig zumindest für einige Personengruppen 
Kosten verursachen, erscheinen aus politischer Sicht we-
niger attraktiv. Daher werden oft Strukturreformen, also 
Reformen, die langfristig große Vorteile versprechen, auf 
die lange Bank geschoben und erst in Angriff  genommen, 
wenn der Leidensdruck in der Mehrheit der Bevölkerung 
ausreichend groß geworden ist.

Die Politik möchte die Interessen ihrer Wähler wahren und 
wird unter diesem Druck wissenschaftliche Beratung nur 
selektiv nutzen. Unbequeme Ergebnisse oder erforderliche 
Maßnahmen, die positive Eff ekte erst über einen längeren 
Zeithorizont sichtbar machen oder einen hohen Umset-
zungsaufwand mit sich bringen, wird sie eher vermeiden. 
Solange Policy-Angebote zur Ausrichtung des politischen 
Programms passen, werden sie jedoch gern im politischen 
Wettbewerb genutzt (Straßheim & Kettunen, 2014). Umso 
wichtiger ist es für die Wissenschaft, sich nicht instrumen-
talisieren zu lassen. Weder die Politik möchte verwissen-
schaftlicht werden noch die Wissenschaft politisiert. Ge-
nau hier gilt es die richtige Balance zu fi nden, wenn man an 
einem gut zugeschnittenen System für eine eff ektive und 
bedürfnisorientierte evidenzbasierte Politikberatung arbei-
tet (Brozus & Geden, 2017, S. 240–242).
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Wissenschaftsfreiheit ist eine notwendige Voraussetzung 
für glaubwürdige Politikberatung. Nur der Rat von Wis-
senschaftlern oder wissenschaftlichen Einrichtungen, die 
nicht abhängig sind von politischer oder privatwirtschaftli-
cher Einfl ussnahme, ist wertvoll für die Politik. Der Acade-
mic Freedom Index (AFI, o. J.) zeigt für Deutschland, dass 
die Wissenschaftsfreiheit zwischen 2015 und 2025 zwar 
um 0,085 Punkte gesunken ist, jedoch nach wie vor einen 
hohen Index von 0,88 auf einer Skala von 0 (gering) bis 
1 (hoch) aufweist. Damit ist der Grad an Wissenschafts-
freiheit in Deutschland doppelt so hoch wie in den USA. 
Noch vor fünf Jahren war der Index in den USA höher als 
in Deutschland (also die Wissenschaft in den USA freier 
als in Deutschland), was zeigt, wie fragil Wissenschafts-
freiheit ist, auch in Gesellschaften mit eigentlich starken 
Institutionen. Interessant ist, dass Deutschland etwa 
gleichauf liegt mit Ländern wie Frankreich oder Italien, in 
denen die Wissenschaftsfreiheit nicht wie in Deutschland 
im Grundgesetz verankert ist. Off ensichtlich spielen also 
auch viele andere Faktoren eine Rolle. Es bleibt abzuwar-
ten, inwieweit das Grundgesetz die Wissenschaftsfreiheit 
tatsächlich schützen kann.

Auch wenn die Wissenschaft in Deutschland im Vergleich 
einen hohen Grad an Unabhängigkeit aufweist, so be-
steht auch hier ein Anreiz aus fi nanzieller Sicht, Auftrags-
forschung für politische Zwecke anzunehmen, und damit 
einhergehend eine Gefahr des Wettbewerbs um solche 
Aufträge. Wie eine Umfrage für das Wissenschaftsba-
rometer 2024 ergab, halten 57 % der Bevölkerung in 
Deutschland den Einfl uss der Politik auf die Wissenschaft 
für „eher zu groß“ oder „viel zu groß“. In Bezug auf den 
Einfl uss auf die Wissenschaftskommunikation halten es 
55 % der Befragten für wahrscheinlich, dass politische 
Geldgeber Wissenschaftlern vorschreiben, was sie öf-
fentlich kommunizieren dürfen. 61 % sehen diese Gefahr 
bei wirtschaftlichen Geldgebern (Wissenschaft im Dialog, 
2024, S. 27–30).

Aus dem Druck heraus, global wettbewerbsfähig zu blei-
ben, greift die Politik auch bezüglich der Regulierung von 
Unternehmen vermehrt in Prozesse ein. Laut des Execu-
tive Opinion Survey des World Economic Forums zählt 
Deutschland zu den Ländern, in denen Führungskräfte 
staatliche Regulierung als vergleichsweise komplex wahr-
nehmen und deren Komplexität zwischen 2018 und 2024 
weiter zugenommen hat (World Economic Forum, 2025, 
S. 10). Ein aktuelles Beispiel ist der Subventionswettbe-
werb bei der Halbleiter-Produktion im Rahmen des „Euro-
pean Chips Act“, dessen Sinnhaftigkeit kritisch zu hinter-
fragen ist. Regulatorische Maßnahmen wie diese, jedoch 
auch bürokratische Eingriff e und Kontrollen, verdeutlichen 
das Spannungsfeld zwischen dem Wunsch des Staates 
nach Steuerung auf der einen und der unternehmerischen 

Handlungsfreiheit und der Selbstregulierung des Marktes 
auf der anderen Seite. In einer Firmenbefragung zum The-
ma Bürokratie in Deutschland des ifo Instituts sprachen 
sich Unternehmen deutlich für Vereinfachung und Digitali-
sierung aus (Demmelhuber et al., 2024, S. 2).

Institutionelle Voraussetzungen für wirksame 

Beratung in Polykrisen

Die beschriebenen Spannungsfelder erhöhen die Ansprü-
che an eine evidenzbasierte und unabhängige Politikbe-
ratung. Eine Zusammenarbeit in der Krise ist umso eff ek-
tiver, je besser Politik und Wissenschaft auch in normalen 
Zeiten zusammenarbeiten. Es gilt zudem zu berücksichti-
gen, dass beide Systeme, Politik und Wissenschaft, ihren 
Anspruch auf Autonomie und unterschiedliche Logiken 
und Rahmenbedingungen haben. Die Akteure sollten al-
so grundsätzlich im regelmäßigen Austausch sein (Hirschi 
et al., 2022, S. 34, 51). Dem Vertrauensverlust sollte aktiv 
entgegengewirkt werden, da genau dieses Vertrauen eine 
wichtige Basis für die Nutzung von Synergieeff ekten dar-
stellt, beispielsweise durch die Verbindung wissenschaft-
licher Expertise mit politischer Erfahrung hinsichtlich Um-
setzbarkeit und gesellschaftlicher Akzeptanz. Wichtig ist 
es außerdem transparent zu sein – sowohl über gewonne-
ne Erkenntnisse als auch über Unsicherheiten oder darü-
ber, was von beiden Seiten in welchem zeitlichen Rahmen 
geleistet werden kann.

Die Rolle der Politikberatung ist es letztlich, demokratisch 
umsetzbare Handlungsoptionen anzubieten und die-
se auf sachlich verlässliche Befunde und Prognosen zu 
stützen (Hirschi et al., 2022, S. 16). Während die Politik 
einen Schritt auf die Wissenschaft zugehen kann, indem 
sie sich mit Expertenmeinungen auseinandersetzt bei 
der Entwicklung von Maßnahmen, kann Wissenschaft 
ihr Bestes tun, Ergebnisse so aufzubereiten, dass sie gut 
verständlich und anwendungsorientiert kommuniziert 
werden. Ein wichtiger Fokus sollte darauf liegen, instituti-
onelles Vertrauen wieder zu stärken und Wege zu fi nden, 
die Bevölkerung zu erreichen.

Dazu gehört es auch, bisherige Kommunikationskanäle 
und -strategien zu überdenken und, wo es angebracht 
und möglich ist, zu transformieren. Die Nachrichtennut-
zung unterliegt einem Veränderungsprozess. 36 % der in 
Deutschland befragten erwachsenen Internetnutzer be-
ziehen Informationen und Nachrichten mittlerweile über 
verschiedene Social-Media-Angebote, wie die deutschen 
Ergebnisse des „Reuters Institute Digital News Report 
2026“ zeigen. Für die Gruppe der 18- bis 24-Jährigen sind 
es sogar 60 %. Kanäle wie WhatsApp, YouTube, Face-
book, aber auch Instagram sind für die Nachrichtennut-
zung relevant (Hölig et al., 2026, S. 5).
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Da die Wissenschaft, wie zuvor festgestellt wurde, in der 
Bevölkerung nach wie vor ein hohes Ansehen genießt, ist 
bereits einer der Grundpfeiler für die erfolgreiche Kom-
munikation wissenschaftlicher Erkenntnisse gegeben. 
Dieses Potenzial kann genutzt werden. Es gilt sich die 
Kanäle anzuschauen und die Formate, über die Informa-
tionen transportiert werden. Ebenso wie die Abwägung, 
welche Inhalte relevant sind und welche zugunsten der 
Vereinfachung und der Verständlichkeit möglicherweise 
komprimiert werden können. Dabei muss geprüft werden, 
wie weit Ergebnisse vereinfacht dargestellt werden kön-
nen und dennoch den wissenschaftlichen Anspruch auf 
Vollständigkeit erfüllen.

Mehr Gehör in Politik und Gesellschaft könnte zugleich 
Anreize schaff en, wissenschaftliche Erkenntnisse stärker 
anwendungsorientiert aufzubereiten. Forschungsarbeit 
sucht nach Anerkennung und die Aufbereitung der Er-
kenntnisse richtet sich nach der angesprochenen Ziel-
gruppe. Wenn Erkenntnisse vor allem aus der eigenen 
wissenschaftlichen Community und nicht von der brei-
teren Bevölkerung oder der Politik nachgefragt werden, 
bleiben sie wissenschaftlich anspruchsvoller und weniger 
verständlich formuliert oder weniger direkt anwendbar. 
Ein gegenseitiges Entgegenkommen hätte damit einen 
direkten Einfl uss auf die Wirksamkeit von Politikberatung 
(Ćumurović & Gropp, 2017).

Fazit

Für die Wirksamkeit der wissenschaftlichen Politikbera-
tung insbesondere in Krisenzeiten können wir festhalten, 
dass Vertrauen, Unabhängigkeit und Dialogfähigkeit die 
Grundpfeiler bilden sollten. Das gegenseitige Vertrauen 
zwischen Politik und Wissenschaft muss weiter gestärkt 
werden. Allein das reicht jedoch nicht aus, wenn es im 
Verborgenen passiert. Dieses Signal muss nach außen 
sichtbar und wahrnehmbar werden, um Misstrauen in der 
Bevölkerung abzubauen und der Entwicklung von Pola-
risierung in der Gesellschaft entgegenzuwirken. Wissen-
schaftskommunikation und eine politische Linie, die auf 
Vertrauen und Klarheit aufbaut, bilden die Basis für zu-
geschnittene erfolgreiche Beratungsstrategien und eine 
souveräne Navigation durch Krisensituationen.
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Die demografi sche Alterung setzt die Sozialversicherungen unter erheblichen 
Finanzierungsdruck. Unter geltendem Recht dürfte der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz 
bis 2040 auf knapp 50 % steigen. Der Beitrag zeigt, dass dieser Anstieg nicht nur das 
Wachstum dämpft, sondern auch erhebliche Verteilungswirkungen entfaltet: Jüngere 
Jahrgänge werden im Lauf ihres Erwerbslebens stärker belastet als ältere. Untere und 
mittlere Einkommen sind überproportional betroff en. Zur Stabilisierung der Beitragssätze 
werden verschiedene wirtschaftspolitische Ansatzpunkte diskutiert: die kritische Prüfung 
und Steuerfi nanzierung nicht-beitragsgedeckter Leistungen, Leistungsanpassungen mit 
Regelbindungen an die Demografi e, Förderung höherer Erwerbsbeteiligung und gezielter 
Erwerbsmigration, sowie ein Ausbau der ergänzenden Kapitaldeckung.

Theresa Neef, Charlotte Rochell, Christian Ochsner, Martin Werding

Sozialversicherungsbeiträge stabilisieren, 
Lasten gerecht verteilen

Die deutschen Sozialversicherungen stehen vor einer Be-
lastungsprobe. Aufgrund der demografi schen Alterung 
dürften die Ausgaben der gesetzlichen Renten- (GRV), 
Kranken- (GKV) und sozialen Pfl egeversicherung (SPV) 
voraussichtlich ansteigen. In umlagefi nanzierten Syste-
men schlägt sich dies vor allem in höheren Beitragssätzen 
nieder. Dieser Anstieg triff t auf eine Volkswirtschaft mit 
schwachem Potenzialwachstum, einer im internationalen 
Vergleich bereits hohen Abgabenbelastung und begrenz-
ten fi nanzpolitischen Spielräumen. Das Frühjahrsgutach-
ten 2026 des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR Wirtschaft) 
quantifi ziert den resultierenden Reformdruck. Dieser Bei-
trag leitet daraus ein klares Reformziel ab: den Gesamtso-
zialversicherungsbeitragssatz ungefähr auf dem aktuellen 
Niveau zu stabilisieren. Der projizierte Beitragssatzanstieg 
ist nicht nur eine Wachstumsbremse, sondern birgt vor al-
lem ein doppeltes Verteilungsproblem: Er belastet junge 
Jahrgänge stärker als ältere und niedrige und mittlere Ein-
kommen relativ stärker als hohe. 

Der Weg zu einer tragfähigen und verteilungsgerechten 
Stabilisierung der Sozialversicherungsabgaben besteht 
aus vier Maßnahmenbündeln: Dazu zählen erstens die kri-
tische Überprüfung nicht beitragsgedeckter Leistungen 
(NBL) und die vollständige Steuerfi nanzierung jener NBL, 
die gesamtgesellschaftliche Aufgaben erfüllen. Zweitens 

sollten zentrale Stellschrauben der Sozialversicherungen 
stärker regelgebunden an demografi sche Kenngrößen 
gekoppelt werden. Drittens gilt es, die Finanzierungsba-
sis durch höhere Erwerbsbeteiligung, längere Erwerbs-
phasen und gezielte Erwerbsmigration zu verbreitern. 
Viertens sollten die demografi schen Finanzierungslasten 
durch mehr Kapitaldeckung in der GRV und der SPV in-
tertemporal geglättet werden.
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Der Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz ist seit der 
Wiedervereinigung von 35,6 % auf 42,3 % in 2026 deut-
lich angestiegen (SVR Wirtschaft, 2026, S. 93). Dieser 
Anstieg ist zum einen auf die demografi sche Entwicklung 
zurückzuführen. In umlagefi nanzierten Systemen wie der 
GRV, der GKV und der SPV verschiebt die demografi sche 
Alterung das zahlenmäßige Verhältnis von Beitragszahlen-
den zu Leistungsbeziehenden: Geburtenstarke Jahrgänge 
treten in den Ruhestand ein, die steigende Lebenserwar-
tung verlängert die Rentenbezugsdauer und erhöht die In-
anspruchnahme von Gesundheits- und Pfl egeleistungen, 
während zugleich kleinere Erwerbskohorten nachrücken 
(SVR Wirtschaft, 2026, S. 86-89). Zum anderen haben Leis-
tungsausweitungen und Verbesserungen der Leistungs-
qualität – vor allem in der GKV, aber auch in der SPV – zur 
Ausgabendynamik beigetragen  (SVR Wirtschaft, 2026, S. 
90-91). Bei Gesundheit und Pfl ege werden die Ausgaben 
zudem durch die Lohnentwicklung und den medizinisch-
technischen Fortschritt erhöht. Die Einnahmenseite bleibt 
dagegen an die beitragspfl ichtige Lohnsumme gebunden. 
Sie wächst schwächer, wenn das Arbeitsvolumen sinkt 
oder Produktivitätsfortschritte ausbleiben.

Der SVR Wirtschaft projiziert, dass der Gesamtsozial-
versicherungsbeitragssatz unter geltendem Recht von 
42,3 % der beitragspfl ichtigen Einnahmen im Jahr 2026 
auf 45,4 % im Jahr 2030 und 49,7 % im Jahr 2040 steigen 
dürfte (Abbildung 1). Der Aufwärtstrend dürfte sich auch 
danach fortsetzen (SVR Wirtschaft, 2026, S. 96; Werding 
et al., 2026). Damit verschärft sich nicht nur der Zielkon-
fl ikt zwischen angemessenem Leistungsniveau und nach-

haltiger Finanzierung, sondern auch ein doppelter Vertei-
lungskonfl ikt zwischen und innerhalb von Generationen.

Die doppelte Verteilungswirkung steigender 

Beitragssätze

Steigende Beitragssätze verteilen Lasten in zwei Dimen-
sionen um: zwischen den Generationen und innerhalb 
jeder Generation. Sie belasten junge Jahrgänge stärker 
als ältere und – gemessen am Gesamteinkommen – un-
tere Einkommensgruppen stärker als obere. Diese Ver-
teilungsfragen kommen in der Debatte um Reformen der 
Sozialversicherungen häufi g zu kurz.

Steigende Beitragssätze belasten jüngere Kohorten über 
ihre verbleibende Erwerbsbiografi e hinweg deutlich stär-
ker als ältere Kohorten, die dem Anstieg nur noch für we-
nige Erwerbsjahre ausgesetzt sind. Nach Projektionen 
von Werding et al. (2026) steigt der durchschnittliche Ge-
samtsozialversicherungsbeitragssatz über die gesamte 
Erwerbsphase von 39,4 % für den Geburtsjahrgang 1960 
auf 56,8 % für den Geburtsjahrgang 2020 (Abbildung 2). 
Beitragslast und Leistungsbezug fallen dabei zeitlich 
auseinander. Besonders deutlich zeigt sich diese inter-
generationelle Umverteilung bei der erst 1995 eingeführ-
ten SPV. Für den Geburtsjahrgang 1940 lag der durch-
schnittliche SPV-Beitragssatz über die Erwerbsphase bei 
lediglich 0,4 % der beitragspfl ichtigen Einnahmen. Heute 
befi ndet sich dieser Jahrgang in einer Lebensphase, in 
der das Risiko der Pfl egebedürftigkeit deutlich erhöht ist. 
Demgegenüber wird für den Geburtsjahrgang 2020 ein 

Abbildung 1
Projizierte Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes
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Quelle: BA, BMAS, BMF, BMG, DRV (2025a), Simulationsmodell SIM.24 (Werding et al., 2026).
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durchschnittlicher SPV-Beitragssatz über die Erwerbs-
phase von 6,6 % projiziert. Dies entspricht einer mehr als 
sechzehnfach höheren Beitragsbelastung.

Steigende Beitragssätze verschärfen auch intragenera-
tionelle Verteilungskonfl ikte, da sie niedrige und mittlere 
Arbeitseinkommen relativ stärker belasten als hohe Ar-
beits- und sonstige Markteinkommen. Sozialversiche-
rungsbeiträge unterscheiden sich in ihrer Tarifstruktur 
grundlegend von der Einkommensteuer. Sie sehen kei-
nen Grundfreibetrag vor und werden grundsätzlich pro-
portional bis zur Beitragsbemessungsgrenze erhoben. 
Bei niedrigen Einkommen wird die individuelle Beitrags-
belastung durch die Minijob- und Midijob-Regelungen 
reduziert. Die Einkommensteuer verschont niedrige Ein-
kommen durch den Grundfreibetrag und den progressi-
ven Tarifverlauf zunächst weitgehend. Für Beschäftigte 
mit geringen Einkommen sind die Sozialbeiträge daher 
längst die dominierende direkte Abgabe. Ihre Grenz- und 
Durchschnittsbelastung wird weit stärker vom Beitrags-
satz als vom Steuertarif bestimmt (Blömer & Peichl, 2020; 
OECD, 2025). Abgesehen von den Minijob- und Midijob-
Regelungen belasten steigende Beitragssätze beitrags-
pfl ichtige Einkommen wie eine proportionale Erhöhung 
der Lohnabgaben ohne soziale Staff elung. Oberhalb der 
Beitragsbemessungsgrenzen sinkt die relative Belas-
tung dagegen, weil Erwerbseinkommen jenseits dieser 
Grenzen beitragsfrei bleiben. Bezogen auf das gesamte 
Markteinkommen verstärkt sich dieser regressive Verlauf, 
weil Kapitaleinkommen nicht verbeitragt werden und vor 

allem am oberen Rand der Einkommensverteilung anfal-
len. Steigende Beitragssätze erhöhen daher die Regres-
sivität der Steuer- und Abgabenbelastung, weil sie nur 
Einkommen unterhalb der Beitragsbemessungsgrenzen 
zusätzlich belasten (Blömer & Peichl, 2020).

Zwei Wirkungskanäle verstärken die Belastung unterer 
Einkommensgruppen zusätzlich. Erstens die Konsum-
wirkung: Haushalte mit niedrigen Einkommen weisen ei-
ne deutlich höhere Konsumquote auf. Ein Rückgang des 
Nettoeinkommens schlägt bei diesen Haushalten nahezu 
vollständig auf den Konsum durch und triff t überpropor-
tional Grundbedarfe. Hingegen können einkommensstar-
ke Haushalte höhere Beitragsätze teilweise über eine ge-
ringere Ersparnis abfedern (Blömer & Peichl, 2020, SVR 
Wirtschaft, 2023, S. 250-251). Zweitens entstehen im un-
teren Einkommensbereich durch das Zusammenspiel von 
Transferentzug, also der Verringerung von Sozialleistun-
gen bei steigendem Einkommen, und Einkommensteu-
er und Sozialbeiträgen eff ektive Grenzbelastungen, die 
teils deutlich über denen von Spitzenverdienenden liegen 
(Blömer & Peichl, 2020; SVR Wirtschaft 2023, S. 250-251). 
Vor allem Zweitverdienende, gering Qualifi zierte und Al-
leinerziehende reagieren mit ihrem Arbeitsangebot stark 
auf Veränderungen des Nettolohns – also Gruppen, de-
ren Erwerbsbeteiligung derzeit niedrig ist und die Finan-
zierungsbasis der Sozialversicherungen stärken könnte. 
Steigende Beitragssätze drohen hier Erwerbsanreize wei-
ter zu schwächen und Schwelleneff ekte, etwa an der Mi-
nijobgrenze, zu verfestigen.

Abbildung 2
Projizierte Entwicklung der Beitragssätze in den Zweigen der Sozialversicherung nach Geburtsjahrgängen

1 Erwerbsphase für die Geburtsjahrgänge 1940 und 1950 entspricht dem Alter von 20 bis 65 Jahren, für den Geburtsjahrgang 1960 von 20 bis 66 Jahren, 
für die Geburtsjahrgänge von 1970 bis 2020 von 20 bis 67 Jahren. 2 Die Berechnungen neutralisieren die Veränderung der Durchschnittsentgelte der Ver-
sicherten im Erwerbsverlauf.

Quelle: Simulationsmodell SIM.24 (Werding et al., 2026).
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Steigende Beitragssätze als Wachstumsbremse

Steigende Sozialversicherungsbeiträge vergrößern den 
Keil zwischen den Arbeitskosten der Unternehmen und 
dem Nettolohn der Beschäftigten. Kurzfristig wird diese 
zusätzliche Belastung in Deutschland entsprechend der 
gesetzlichen Aufteilung getragen, die eine weitgehend 
paritätische Finanzierung durch Beschäftigte und Unter-
nehmen vorsieht. Empirische Evidenz deutet darauf hin, 
dass die ökonomische Inzidenz auch langfristig nahe 
bei dieser hälftigen Lastverteilung liegt (Neumann, 2017; 
Müller & Neumann, 2017; Ochsner, 2026). Aufseiten der 
Beschäftigten dämpfen höhere Beitragssätze die ver-
fügbaren Einkommen, die Konsumnachfrage und die Er-
werbsanreize. Aufseiten der Unternehmen erhöhen sie 
die Arbeitskosten und können dadurch Arbeitsnachfra-
ge, Investitionen und Standortentscheidungen belasten, 
insbesondere bei Gründungen, Wachstumsunternehmen 
und arbeitsintensiven Geschäftsmodellen.

Die gesamtwirtschaftlichen Eff ekte steigender Beitrags-
sätze sind eindeutig negativ. Simulationen auf Basis un-
terschiedlicher Methodiken zeigen, dass der bis 2035 
erwartete Beitragssatzanstieg von rund 6 bis 7 Prozent-
punkten das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) gegenüber 
einem Szenario konstanter Beitragssätze um etwa 0,5 % 
bis 0,9 % senkt (Hüther et al., 2025; Ochsner, 2026). In 
beiden Projektionen dämpft der Beitragssatzanstieg das 
BIP vor allem über sinkende verfügbare Haushaltsein-
kommen und schwächeren privaten Konsum. Die BIP-
Niveaueff ekte entsprechen nach Schätzungen des SVR 
Wirtschaft (2026) einem Potenzialwachstum von bis zu 
drei Jahren und sind damit erheblich.

Diese makroökonomischen Rückkopplungen wirken nicht 
verteilungsneutral, sondern verschärfen die beschriebe-
nen Konfl ikte zwischen und innerhalb der Generationen. 
Eine schwächere Beschäftigungsentwicklung, gedämpf-
ter Konsum und geringere Investitionen belasten vor allem 
die Erwerbs- und Einkommensperspektiven derjenigen, 
die noch am Anfang ihres Erwerbslebens stehen. Gerin-
gere Nettoeinkommen schränken bei jüngeren Genera-
tionen zudem den Spielraum für Vermögensaufbau und 
private Vorsorge ein. Gerade diese Eigenvorsorge dürf-
te jedoch an Bedeutung gewinnen, da sich das heutige 
Leistungsniveau der Sozialversicherungen angesichts der 
demografi schen Alterung und der bestehenden Umlagefi -
nanzierung ohne strukturelle Reformen kaum unverändert 
aufrechterhalten lassen wird.  Hohe Abgaben auf Arbeits-
einkommen verringern zudem die Standortattraktivität 
Deutschlands für international mobile, gut qualifi zierte 
Fachkräfte (Kleven et al., 2020; SVR Wirtschaft, 2022, 
S.  313-343). In einer alternden Volkswirtschaft, deren 
Arbeitsvolumen und Potenzialwachstum zunehmend auf 

Zuwanderung angewiesen sind, erhöht dies den Finanzie-
rungsdruck auf die Sozialversicherungen zusätzlich.

Das Ziel: Beitragssatzanstieg bremsen und 

Verteilungskonfl ikte entschärfen

Aus dieser Diagnose folgt als wirtschaftspolitisches Ziel: 
Der unter geltendem Recht projizierte Anstieg des Ge-
samtsozialversicherungsbeitragssatzes sollte deutlich 
gedämpft werden. Spielräume für Beitragssatzsenkun-
gen dürften angesichts der absehbaren demografi schen 
Entwicklung in den kommenden Jahrzehnten hingegen 
kaum bestehen. Eine tendenzielle Stabilisierung verhin-
dert intergenerationell, dass die Finanzierungslasten der 
Alterung einseitig den jüngeren Kohorten aufgebürdet 
werden. Intragenerationell schützt sie untere und mitt-
lere Erwerbseinkommen vor einer Abgabe, die sie über-
proportional triff t. Gesamtwirtschaftlich vermeidet sie 
die beschriebenen Wachstumsverluste und sichert die 
Wettbewerbsfähigkeit des Standorts. Zugleich ist klar: 
Beitragssatzstabilität ist kein Selbstzweck und nicht zum 
Nulltarif zu haben. Wer sie ohne fl ankierende Maßnahmen 
verspricht, erzwingt entweder implizite Leistungskürzun-
gen oder verlagert Lasten intransparent über steigende 
Bundesmittel in den Bundeshaushalt.

Der Weg dahin: Lasten fairer verteilen und die 

Finanzierungsbasis stärken

Ein gangbarer Weg besteht aus vier miteinander verzahn-
ten Maßnahmenbündeln. Das erste Handlungsfeld betriff t 
die sachgerechte Finanzierung nicht beitragsgedeckter 
Leistungen. In der GRV, GKV und SPV gibt es Leistun-
gen, die nicht aus Beitragsmitteln gedeckt sind und teil-
weise gesamtgesellschaftlichen Zielen dienen. Beispiele 
sind die Anerkennung von Kindererziehungszeiten und 
der Grundrentenzuschlag in der GRV oder die beitrags-
freie Mit ver sicherung von Kindern sowie Leistungen rund 
um Schwangerschaft und Mutterschaft in der GKV. Eine 
eindeutige gesetzliche Defi nition „versicherungsfremder 
Leistungen“ fehlt jedoch. Zur Abgeltung vieler dieser Leis-
tungen werden Bundeszuschüsse an die einzelnen Sozi-
alversicherungszweige gewährt. 2026 lagen sie über alle 
Zweige der Sozialversicherungen hinweg bei rund 3,4 % 
des BIP und machten seit 2015 durchschnittlich rund 18 % 
bis 21 % der Gesamteinnahmen der Sozialversicherungen 
aus. Der größte Teil entfällt hierbei auf die GRV. Simulati-
onen von Werding et al. (2026) zeigen einen Anstieg der 
Bundeszuschüsse bis 2040 auf 4,0 % des BIP, der eben-
falls überwiegend auf die GRV zurückgeht  (Abbildung 3).

Die konsequente Steuerfi nanzierung nicht beitragsge-
deckter Leistungen (NBL), soweit diese gesamtgesell-
schaftlichen Aufgaben dienen, ist sachgerecht und ins-
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besondere aus Verteilungsperspektive sinnvoll (SVR Wirt-
schaft, 2023, S. 295-296). Sie setzt jedoch voraus, dass 
klar abgegrenzt wird, welche Leistungen tatsächlich nicht 
aus dem Zweck und der Funktionsweise umlagefi nanzier-
ter Sozialversicherungen heraus begründet sind, sondern 
gesamtgesellschaftlichen Aufgaben dienen. Darüber hi-
naus ist zu prüfen, ob diese Leistungen weiterhin sach-
lich gerechtfertigt, zielgenau ausgestaltet und gegenüber 
anderen Prioritäten im Bundeshaushalt vertretbar sind. 
Wenn NBL gesamtgesellschaftliche Aufgaben erfüllen, 
würde eine Steuerfi nanzierung die Last auf eine breitere 
Bemessungsgrundlage verteilen, die auch Einkommen 
oberhalb der Beitragsbemessungsgrenzen, Kapitalein-
kommen sowie Einkommen von Beamt:innen, Selbst-
ständigen und Ruheständlern umfasst. Zudem würden 
untere und mittlere Erwerbseinkommen entlastet, die von 
der lohnbezogenen Beitragsfi nanzierung besonders stark 
betroff en sind. Das Ausmaß günstiger Verteilungseff ekte 
hängt jedoch von der Zusammensetzung des Steuermix 
ab. Insbesondere der hohe Anteil der tendenziell regres-
siv wirkenden Umsatzsteuer am Steueraufkommen könn-
te sie abschwächen oder aufheben.

Eine stärkere Steuerfi nanzierung klar abgegrenzter NBL 
mit gesamtgesellschaftlichem Zweck löst den Finanzie-
rungskonfl ikt allerdings nicht auf, sondern verlagert ihn. 
Der Bundeshaushalt steht bereits unter Konsolidierungs-
druck. Ohne stärkere Ausgabenpriorisierung erhöhen sich 
entweder der Bedarf an Steuereinnahmen, der Verschul-
dungsdruck und künftige Zinslasten oder der Druck zur 
Kürzung anderer Ausgaben. In den ersten beiden Fällen 
würden erneut Lasten auf jüngere Generationen verlagert. 

Daher sind zwei Punkte zentral. Erstens kann die Steuer-
fi nanzierung der NBL nicht zur Deckung zusätzlicher Aus-
gaben dienen, sondern bereits beschlossene Leistungen 
umfi nanzieren. Eine breitere Bemessungsgrundlage und 
ein progressiver Tarif können Zusatzlast und Regressivi-
tät gegenüber einer Beitragsfi nanzierung senken. Zwei-
tens muss die Gegenfi nanzierung vorrangig über Ausga-
benpriorisierung im Bundeshaushalt und den Abbau nicht 
zielgenauer Steuervergünstigungen erfolgen, nicht über 
zusätzliche Verschuldung. Die Bundeszuschüsse zur all-
gemeinen Rentenversicherung und zur GKV belaufen sich 
im Jahr 2026 bereits auf rund 112 Mrd. € und machen da-
mit gut ein Fünftel des Bundeshaushalts aus. Hinzu kom-
men weitere Bundesmittel an die Sozialversicherungen. 
Die Ausgaben des Bundes für die Sozialversicherungen 
binden im Jahr 2026 rund 159 Mrd. € bzw. rund 30 % des 
Bundeshaushalts (BMF, 2026). Diese langfristige Mittel-
bindung verringert den fi skalischen Spielraum für Politik-
gestaltung. Ein weiterer Aufwuchs könnte vor allem kurz-
fristig ungebundene Mittel wie Investitionen verdrängen.

Das zweite Maßnahmenbündel sorgt für eine stärke-
re Regelbindung zentraler Parameter der Sozialversi-
cherungen. Diese sollten  langfristig an demografi sche 
Kenn größen geknüpft werden, statt immer wieder dis-
kretionären politischen Eingriff en und Verteilungskämp-
fen zu unterliegen. Dazu zählen etwa eine Kopplung des 
Renteneintrittsalters an die fernere Lebenserwartung, 
konsequent wirkende Nachhaltigkeitsfaktoren in der 
Rentenanpassung sowie analoge demografi sche Korrek-
turfaktoren vor allem in der Leistungsdynamik der SPV. 
Regelbindung verstetigt Erwartungen, erhöht die Plan-

Abbildung 3
Projizierte Entwicklung der Bundeszuschüsse zu den Sozialversicherungen
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% des BIP

Basisszenario Bundeszuschüsse

Gesetzliche Rentenversicherung Gesetzliche Krankenversicherung Soziale Pflegeversicherung

Arbeitslosenversicherung

Projektionszeitraum

2005 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 2055 2060 2065 2070 2075

4,5

3,7 3,7
4,0

4,2
4,5

4,8
5,0

0

1

2

3

4

5

6
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barkeit für Versicherte und Kassen und entlastet die Poli-
tik von Anreizen, Anpassungen zulasten künftiger – heute 
nicht stimmberechtigter – Generationen aufzuschieben. 
Zugleich gilt: Regelbindung ersetzt politische Grundsatz-
entscheidungen über das Sicherungsniveau nicht, sie 
macht deren Konsequenzen aber transparent und ver-
bindlich. Verteilungspolitisch wichtig ist eine diff erenzier-
te Ausgestaltung, etwa beim Renteneintrittsalter. Da die 
Lebenserwartung mit dem Einkommen korreliert, sollten 
die genannten Regelmechanismen mit abgesicherten Er-
werbsminderungs- und Härtefallregelungen für gesund-
heitlich belastete Berufsgruppen kombiniert werden, um 
neue intragenerationelle Schiefl agen zu vermeiden.

Das dritte Maßnahmenbündel verbreitert die Finanzie-
rungsbasis. Längere Erwerbsphasen, die weitgehende 
Abschaff ung von Minijobs und Ehegattensplitting, ge-
glättete Transferentzugsraten, Weiterbildung und gezielte 
Erwerbsmigration können das Arbeitsvolumen und damit 
Beitrags- und Steuereinnahmen erhöhen. Zugleich besei-
tigen sie intragenerationell wirkende Fehlanreize. Hohe 
eff ektive Grenzbelastungen im unteren Einkommensbe-
reich sind nicht nur ein Verteilungs-, sondern auch ein 
Wachstumsproblem. Wer Transferentzug, Minijobschwel-
len und Beitragsbelastung gemeinsam reformiert, entlas-
tet untere Einkommen und stärkt Erwerbsanreize dort, wo 
das Arbeitsangebot besonders reagibel ist.

Das vierte Maßnahmenbündel zielt schließlich auf eine in-
tergenerationelle Glättung der demografi schen Finanzie-
rungslasten durch mehr Kapitaldeckung in der GRV und 
der SPV. In rein umlagefi nanzierten Systemen schlagen 
demografi sche Verschiebungen unmittelbar auf Beitrags-
sätze oder Leistungsniveaus durch. Eine ergänzende Ka-
pitaldeckung kann diese Lasten stärker über die Zeit ver-
teilen, wenn Mittel frühzeitig aufgebaut, regelgebunden 
verwaltet und ausschließlich zur Stabilisierung künftiger 
Leistungen und Beitragssätze eingesetzt werden. In der 
GRV könnte ein dauerhaft angelegter, kapitalgedeckter 
Fonds dazu beitragen, die Finanzierungslasten der gebur-
tenstarken Jahrgänge nicht vollständig den nachrücken-
den Erwerbskohorten aufzubürden. Eine kapitalgedeckte 
Vorsorgekomponente könnte daher helfen, die künftige 
Beitragssatzentwicklung zu dämpfen und die intergene-

rationelle Lastenverteilung zu verbessern. Voraussetzung 
ist allerdings, dass kapitalgedeckte Elemente nicht kre-
ditfi nanziert aufgebaut werden und nicht als Ersatz für 
ausgabenseitige Reformen missverstanden werden. Sie 
können die demografi schen Lasten nicht beseitigen, aber 
ihre zeitliche Konzentration verringern und damit stabile 
Beitragssätze generationengerechter absichern.
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Die Gesetzliche Krankenversicherung steht vor einem strukturellen Finanzierungsproblem. 
Seit Jahren wachsen die Ausgaben stärker als die Einnahmen. Dies ist nicht nur auf die 
demografi sche Alterung zurückzuführen. In der Krankenhausversorgung wurden in den 
vergangenen Jahren auch Anreize zu Kostendisziplin und Effi  zienz gemindert. Um die 
Entwicklung der Beitragssätze zu dämpfen und eine bedarfsgerechte, qualitativ hochwertige 
und effi  ziente Versorgung sicherzustellen, bedarf es einer Krankenhausreform, die die 
Fallzahlabhängigkeit der Vergütung reduziert, die Vorhaltung bedarfsgerechter Kapazitäten 
sichert und stärkere Spezialisierung schaff t. Darüber hinaus sollten das Pfl egebudget zielgenauer 
begrenzt und die Verantwortung der Länder für Investitionen in Krankenhäuser gestärkt werden.

Anina Harter, Lenard Holler, Peter Kreß, Martin Werding, Christopher Zuber

Krankenhausfi nanzierung und Angebotsstruktur 
bedarfsgerecht ordnen

Seit dem Jahr 2005 sind die Ausgaben der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) deutlich stärker gestiegen als 
die beitragspfl ichtigen Einnahmen. Der durchschnittliche 
Beitragssatz hat sich dadurch erhöht und dürfte weiter 
steigen. Treiber sind neben der demografi schen Ent-
wicklung und dem medizinisch-technischen Fortschritt 
(MTF) Probleme bei der effi  zienten Mittelverwendung im 
Gesundheitswesen. Nach den Langfristsimulationen des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung (SVR Wirtschaft) auf Grund-
lage von Werding et al. (2026) dürfte der Beitragssatz von 
17,7 % im Jahr 2027 auf 18,2 % im Jahr 2030 und 19,8 % 
im Jahr 2040 zunehmen (Abbildung 1 links). Wird ein un-
gebremster Anstieg der Ausgaben wie in den letzten 20 
Jahren unterstellt, könnte der Beitragssatz bis zum Jahr 
2040 sogar auf 20,2 % steigen. Die Finanzentwicklung 
der GKV im ersten Quartal 2026 deutet darauf hin, dass 
die Ausgaben am aktuellen Rand trotz des im November 
2025 beschlossenen Sparpakets der Bundesregierung 
weiterhin stärker wachsen als die beitragspfl ichtigen Ein-
nahmen (BMG, 2026a).

Dieser Ausgabenanstieg ist nicht allein Ausdruck demo-
grafi scher Alterung, die bei gleicher Versorgungsqualität 
die Pro-Kopf-Ausgaben erhöht, oder medizinisch-tech-
nischen Fortschritts, der die Qualität angemessen ver-
bessern könnte. Im Krankenhausbereich wurden Anreize 

zu Kostendisziplin in den vergangenen Jahren schritt-
weise geschwächt. Die Ausgliederung der Pfl egeperso-
nalkosten aus dem Fallpauschalensystem hat es Leis-
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tungserbringern erleichtert, Kostensteigerungen an die 
Versicherten weiterzugeben. Die Meistbegünstigungs-
klausel bei der Fortschreibung der Landesbasisfallwer-
te erlaubt es, das Maximum aus Kosten- oder Einnah-
menentwicklung mechanisch in höhere Vergütungen zu 
übertragen. Gleichzeitig bestehen vielerorts Angebots-
strukturen fort, die durch geringe Spezialisierung, kleine 
Standorte und Überkapazitäten geprägt sind. Daher ge-
raten die Ausgaben nicht nur wegen steigender Bedarfe, 
sondern auch wegen schwächerer Effi  zienzanreize unter 
Druck.

Steigende Beitragssätze sind gesamtwirtschaftlich rele-
vant. Sie erhöhen die Lohnnebenkosten, verringern die 
verfügbaren Einkommen und können Arbeitsangebot, Ar-
beitsnachfrage, Investitionen und Wettbewerbsfähigkeit 
beeinträchtigen. Vor diesem Hintergrund werden regel-
mäßig Maßnahmen vorgeschlagen, die Finanzierungs-
basis der GKV zu verbreitern. Solche einnahmenseitige 
Reformen können die Beitragslast anders verteilen. Sie 
adressieren jedoch nicht die Frage, ob die fi nanzierten 
Leistungen bedarfsgerecht und effi  zient erbracht wer-
den. Ohne ausgabenseitige Reformen besteht die Ge-
fahr, zusätzliche Mittel in ein System mit fortbestehenden 
Fehlanreizen zu lenken.

Der Krankenhausbereich stellt mit rund einem Drittel der 
GKV-Ausgaben den größten Ausgabenblock und hat mit 
rund 28 % den größten Beitrag zum Anstieg der GKV-
Ausgaben geleistet (Abbildung 1 rechts). Eine verbesserte 
Abstimmung von Vergütungsanreizen, Finanzierungsver-
antwortung und Angebotsstrukturen kann zu einer nach-
haltigen Stabilisierung der GKV beitragen. Das Reformziel 
der Krankenhausfi nanzierung muss sein, Mittel so zu len-
ken, dass bedarfsgerechte Versorgung gesichert, ineffi  -
ziente Strukturen abgebaut und die Behandlungsqualität 
erhöht werden.

Fehlanreize des Fallpauschalensystems

Die stationäre Krankenhausversorgung wird bisher 
überwiegend über diagnosebezogene Fallpauschalen 
fi nanziert. Krankenhäuser haben damit innerhalb eines 
defi nierten Vergütungsrahmens einen Anreiz, Behand-
lungen effi  zient zu erbringen. Das kann grundsätzlich 
kostendisziplinierend wirken. Zugleich setzt es jedoch 
Mengenanreize: Zusätzliche stationäre Fälle führen zu 
zusätzlichen Erlösen. Wegen Informationsasymmetrien 
zwischen Leistungserbringern und Patient:innen kann 
dabei angebotsinduzierte Nachfrage entstehen (Mc-
Guire, 2000;  Schneider, 2002). Empirische Studien für 

Abbildung 1
GKV-Beitragssatz und Ausgaben im Status Quo

1 Entwicklung nach geltendem Recht bei regelbasierter Fortschreibung der Bundesmittel, erwarteter demografi scher Entwicklung und unter Fortschrei-
bung des medizinisch-technischen Fortschritts (MTF) mit moderater Dynamik. 2 Entwicklung nach geltendem Recht, bei regelbasierter Fortschreibung der 
Bundesmittel und bei erwarteter demografi scher Entwicklung. 3 Entwicklung nach geltendem Recht, bei regelbasierter Fort schreibung der Bundesmittel, 
bei erwarteter demografi scher Entwicklung und unter Fortschreibung des MTF mit unge bremster Dynamik. 4 Entwicklung der GKV-Ausgaben im Zeitraum 
der Jahre 2005 bis 2025. Werte für das Jahr 2025 auf Basis der vorläufi gen Rechnungsergebnisse. 5 Behandlungspfl ege und häusliche Krankenpfl ege.

Quellen: BMG (2006), BMG (2026b), Simulationsmodell SIM.24 (Werding et al., 2026), Statistisches Bundesamt (2026), eigene Berechnungen.
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Deutschland zeigen, dass die Einführung der Fallpau-
schalen die Kosten je Aufenthalt zwar tendenziell ge-
senkt, die Zahl stationärer Behandlungen aber zugleich 
erhöht hat (Böcking et al., 2005; Quentin et al., 2010; 
Messerle & Schreyögg, 2024).

Diese Mengenanreize sind insbesondere problematisch, 
wenn Kapazitäten nicht bedarfsgerecht verteilt sind. Das 
kann wirtschaftlichen Druck erzeugen, vorhandene Bet-
ten, Fachabteilungen und Infrastruktur stärker auszulas-
ten. Deutschland weist im internationalen Vergleich eine 
hohe Krankenhausdichte mit vielen kleinen und wenig 
spezialisierten Standorten auf. Analysen zeigen, dass 
größere Häuser und spezialisierte Leistungsprofi le sys-
tematisch mit höherer Effi  zienz einhergehen, während 
kleine Kliniken mit breitem Leistungsspektrum in der 
Krankenversorgung tendenziell weniger effi  zient sind 
(Lindlbauer & Schreyögg, 2014; Varabyova et al., 2017). 
Zudem bestehen erhebliche regionale Unterschiede in 
der Inanspruchnahme stationärer Leistungen, die nicht 
allein durch Morbidität und sozioökonomische Faktoren 
erklärt werden können. Dies deutet auf Unterschiede im 
Versorgungsangebot und Behandlungsstil hin (Eibich & 
Ziebarth, 2014). Solche regionalen Unterschiede können 
Krankenhäuser veranlassen, vorhandene Kapazitäten 
durch zusätzliche Fälle auszulasten (Reiff erscheid et al., 
2015).

Das bisherige System begünstigt die Aufrechterhaltung 
vieler Standorte, selbst wenn dort für bestimmte Leis-
tungen keine ausreichende Nachfrage besteht. Werden 
Leistungen stärker konzentriert, können Mindestmengen 
und Spezialisierungsgewinne realisiert werden. Dies dürf-
te insbesondere bei elektiven und komplexeren Eingriff en 
die Behandlungsqualität erhöhen.

Das Effi  zienzproblem resultiert daher aus der Art der Ver-
gütung im Zusammenspiel mit der Angebotsstruktur. Ein 
Fallpauschalensystem kann Kosten je Fall begrenzen, 
aber bei Überkapazitäten zugleich zusätzliche Fälle be-
günstigen. Eine kleinteilige Krankenhauslandschaft kann 
wohnortnahe Versorgung sichern, aber zugleich Speziali-
sierung und effi  ziente Auslastung erschweren.

Krankenhausreform als Struktur- und 

Qualitätsreform

Die bereits eingeleitete Krankenhausreform setzt an die-
sem Zusammenspiel von Vergütung und Angebotsstruk-
tur an. Ihr Kern besteht darin, die Finanzierung weniger 
stark von Fallzahlen abhängig zu machen und zugleich 
eine stärkere Spezialisierung der Krankenhauslandschaft 
zu erreichen. Fallunabhängige Vorhaltepauschalen sollen 
die Bereitstellung notwendiger Kapazitäten fi nanzieren. 

Bundeseinheitliche Vorgaben sollen dazu beitragen, kom-
plexere Leistungen dort zu konzentrieren, wo Fachperso-
nal, technische Ausstattung und Behandlungserfahrung 
vorhanden sind.

Die Krankenhausreform soll kein pauschaler Rückzug aus 
der Fläche sein. Entscheidend ist eine diff erenzierte Ver-
sorgungsperspektive. Bei zeitkritischen Notfällen müssen 
Erreichbarkeit, Rettungsdienststrukturen und qualifi zierte 
Erstversorgung gewährleistet bleiben. Dazu können auch 
kleinere oder regional verteilte Standorte beitragen. Die 
Bündelung von planbaren Eingriff en in spezialisierten 
Kliniken mit längerer Anfahrt kann die Qualität der Be-
handlung jedoch erhöhen. Vergleichsweise wenig längere 
Fahrzeiten erscheinen vertretbar, wenn dadurch Kompli-
kationsrisiken deutlich sinken und Behandlungsergebnis-
se verbessert werden.

Modellrechnungen zeigen, dass eine stärkere Spezialisie-
rung der Krankenhauslandschaft nicht zwangsläufi g mit 
deutlich längeren Fahrzeiten verbunden wäre. Für die Re-
gelversorgung ergab sich in einer Simulation eine durch-
schnittliche Fahrzeit von 17 Minuten anstelle von 16 Minu-
ten in der jetzigen Krankenhausstruktur. Für 97 % der Be-
völkerung bliebe die Fahrzeit höchstens 30 Minuten (Loos 
et al., 2019). Bei planbaren Eingriff en erhöht sich je nach 
Indikation die durchschnittliche Fahrzeit ebenfalls nur um 
wenige Minuten (Loos et al., 2016). Beispielsweise steigt 
die durchschnittliche Erreichbarkeit für Behandlungen in 
der Hüftendoprothetik nur von neun auf elf Minuten.

Eine vollständige Umsetzung der ursprünglich geplan-
ten Maßnahmen der Krankenhausreform kann nach Si-
mulationen des SVR Wirtschaft den GKV-Beitragssatz 
gegenüber dem Basisszenario dauerhaft um bis zu 
0,4 Prozentpunkte senken (Abbildung 2 links). Nach Ab-
schwächungen im Krankenhausreformanpassungsge-
setz dürfte jedoch nur etwa die Hälfte dieses Potenzials 
realisiert werden. Stärkere Strukturreformen im Kran-
kenhausbereich können daher dauerhafte Basiseff ekte 
entfalten.

Die Umsetzung einer stärker spezialisierten Kranken-
hausstruktur erfordert eine überregionale Koordination. 
Auswirkungen einzelner Standortentscheidungen auf die 
Versorgungsstruktur lassen sich häufi g erst in einer über-
geordneten Betrachtung angemessen einordnen. Für lo-
kale Träger und politische Entscheidungsträger können 
zudem (z. B. Wiederwahl-)Anreize bestehen, Standorte 
zu erhalten, auch wenn dies aus überregionaler Versor-
gungsperspektive ineffi  zient ist. Gerade deshalb müssen 
die Länder ihre Planungs- und Koordinationsverantwor-
tung wahrnehmen, um die angebotsseitigen Ineffi  zienzen 
zu reduzieren.
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Krankenhäuser durch Ausbau der ambulanten 

Versorgung entlasten

Die Krankenhausreform sollte durch eine konsequente 
Ambulantisierung ergänzt werden. Deutschland weist im 
internationalen Vergleich viele stationäre Behandlungen 
und lange Verweildauern auf. Ein Teil dieser Leistungen 
kann bei gleicher Qualität ambulant erbracht werden. Die 
weitere Ausweitung sektorgleicher Vergütungen, etwa 
über die im Jahr 2024 eingeführten Hybrid-DRGs, kann 
dazu beitragen. Für Leistungen im Hybrid-DRG Katalog 
gilt eine einheitliche Fallpauschale, unabhängig davon, 
ob die Behandlung ambulant oder (kurz-)stationär erfolgt. 
Entsprechend sinken die Fallpauschalen für Krankenhäu-
ser, während die ambulante Behandlung im Vergleich zur 
Abrechnung nach ambulanten Vergütungsschlüsseln hö-
her vergütet wird. Dadurch werden die Anreize zugunsten 
ambulanter Behandlungen verschoben, die in vergleich-
barer Qualität erbracht werden können.

Ambulantisierung entlastet die GKV jedoch nur dann, 
wenn ambulante Leistungen stationäre Fälle tatsächlich 
ersetzen und nicht lediglich zusätzliche Behandlungen 
erzeugen. Entscheidend sind daher Qualitätsvorgaben, 
Nachsorgestrukturen und eine bessere Patientensteu-
erung. Ambulantisierung sollte in die übergreifende Re-
formlogik eingebettet werden: Leistungen sollten dort 

erbracht werden, wo sie medizinisch angemessen, qua-
litativ hochwertig und effi  zient organisiert werden können.

Vergütungsfortschreibung am effi  zienten 

Mittelbedarf ausrichten

Zusätzlich zur Strukturreform sollte auch die jährliche 
Fortschreibung der Krankenhausvergütung reformiert 
werden. Der Landesbasisfallwert wird bislang anhand 
eines gesetzlichen Anpassungsmechanismus fortge-
schrieben. Dabei gilt eine Meistbegünstigungsklausel: 
Die Vergütung steigt mit dem Kostenindex für Kranken-
hauskosten, mindestens aber mit der Entwicklung der 
GKV-Einnahmen. Diese Regel kann Krankenhäuser vor 
Unterfi nanzierung schützen. Sie überträgt aber zugleich 
das jeweilige Maximum aus Kosten- oder Einnahmedyna-
miken mechanisch in die Krankenhausvergütung.

In einem System mit ineffi  zienten Angebotsstrukturen 
kann dies problematisch sein. Kostenorientierung ist kein 
geeigneter Maßstab, wenn die Kostenentwicklung aus 
einer ineffi  zienten Mittelverwendung resultiert. Werden 
solche Kosten automatisch fortgeschrieben, gibt es keine 
Anreize zur Anpassung. Die Meistbegünstigungsklausel 
sollte daher abgeschaff t werden. An ihre Stelle sollte kein 
automatischer Anspruch auf Weitergabe sämtlicher Kos-
tensteigerungen treten. Maßgeblich sollte vielmehr sein, 

Abbildung 2
Eff ekte von Reformen der Krankenhausfi nanzierung auf den GKV-Beitragssatz

1 Entwicklung nach geltendem Recht bei regelbasierter Fortschreibung der Bundesmittel, erwarteter demografi scher Entwicklung und unter Fortschrei-
bung des medizinisch-technischen Fortschritts mit moderater Dynamik. 2 Eff ekte der Kranken  hausreform bei einer Umsetzung aller von der Vorgänger-
regierung in der 20. Legislaturperiode geplanten Maßnahmen. 3 Eff ekte einer voll ständigen Übernahme der Investitionskosten der Krankenhäuser durch 
die Länder.

Quellen: Simulationsmodell SIM.24 (Werding et al., 2026).
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welcher Mittelbedarf für eine effi  ziente und qualitativ an-
gemessene Leistungserbringung erforderlich ist.

Kostenentwicklungen wie Tarifsteigerungen und steigen-
de Energiepreise sollten bei sachgerechten Anpassungen 
der Vergütung weiterhin berücksichtigt werden. Zugleich 
sollten sie aber den Mittelbedarf einer effi  zienten Versor-
gung abbilden. Um systemische Unterfi nanzierung bei 
außergewöhnlichen Schocks zu vermeiden, könnten eng 
begrenzte und befristete Ausnahmeregeln vorgesehen 
werden, etwa bei Pandemien oder klar defi nierten krisen-
haften Sonderbelastungen.

Pfl egebudget zielgenauer ausgestalten

Weiterer Reformbedarf besteht beim Pfl egebudget. Seit 
der Ausgliederung der Pfl egepersonalkosten aus dem 
DRG-System werden stationäre Pfl egepersonalkosten 
über krankenhausindividuelle Budgets fi nanziert. Ziel war 
es, die Personalausstattung in der Pfl ege zu stärken und 
zu verhindern, dass Pfl egepersonal im Wettbewerb um 
Fallpauschalen eingespart wird. Jedoch hat die separate 
Finanzierung den Pauschalcharakter der Krankenhaus-
vergütung geschwächt.

So können Kostensteigerungen durch Personalaufbau 
oder Tarifentwicklung unmittelbarer an die GKV weiterge-
geben werden als im DRG-System, auch wenn Fallzah-
len und Fallpauschalen unverändert bleiben (Hentschker 
et al., 2023; Hentschker et al., 2026). Damit wird ein Teil 
der kostendisziplinierenden Wirkung des Fallpauschalen-
systems außer Kraft gesetzt. Besonders problematisch 
wird dies, wenn die Finanzierung nicht hinreichend klar 
auf pfl egerische Tätigkeiten am Bett begrenzt wird oder 
wenn Pfl egekräfte für pfl egefremde Aufgaben eingesetzt 
werden.

Das Pfl egebudget sollte daher zielgenauer ausgestal-
tet werden. Entscheidend ist eine rechtlich und operativ 
klare Abgrenzung fi nanzierungsfähiger Pfl egedienstleis-
tungen. Zugleich sollten Krankenhäuser mehr Verantwor-
tung für eine effi  ziente Personal- und Budgetorganisation 
tragen. Eine bessere Personalausstattung in der Kran-
kenhauspfl ege ist wichtig, darf aber bei knappen Pfl ege-
kräften nicht isoliert betrachtet werden. Zusätzlicher Per-
sonalbedarf im Krankenhaus kann Engpässe in anderen 
Bereichen, insbesondere in der Altenpfl ege, verschärfen. 
Verbesserungen der Pfl egepersonalausstattung sollten 
deshalb sektorübergreifend bewertet werden.

Investitionsverantwortung der Länder stärken

Die duale Krankenhausfi nanzierung sieht vor, dass die 
Betriebskosten der Krankenhäuser über die GKV und In-

vestitionen in Krankenhäuser und ihre Ausstattung durch 
die Länder fi nanziert werden. Diese Aufgabenteilung wird 
seit Jahren unterlaufen. Die Länderinvestitionen in die 
Krankenhausinfrastruktur sind preisbereinigt deutlich zu-
rückgegangen. Nach Schätzungen wird nur etwa die Hälf-
te des jährlichen Investitionsbedarfs von rund 6,8 Mrd. € 
durch öff entliche Mittel gedeckt (Augurzky et al., 2024). 
Die Investitionslücke wird für das Jahr 2022 auf 2,5 bis 
4,5 Mrd. € geschätzt und faktisch teilweise über Kranken-
hausvergütungen von der GKV mitfi nanziert (KH-Regie-
rungskommission, 2025).

Diese Lücke verstärkt damit den Mengendruck im Fall-
pauschalensystem. Wenn Krankenhäuser notwendige 
Investitionen aus Überschüssen der Leistungsentgelte 
fi nanzieren müssen, steigt der Anreiz, zusätzliche Fälle zu 
generieren. Unzureichende Investitionen erzeugen daher 
nicht nur ein Infrastrukturproblem. Sie verschärfen auch 
die Fehlanreize der Leistungsvergütung. Eine vollständi-
ge Übernahme der Investitionskosten durch die Länder 
würde die GKV entlasten und den Beitragssatz nach Si-
mulationen des SVR Wirtschaft dauerhaft um bis zu 0,2 
Prozentpunkte senken (Abbildung 2 rechts).

Auch die ursprünglich vorgesehene Finanzierung von 
Transformationskosten der Reform der Krankenhaus-
struktur aus Mitteln der GKV ist vor diesem Hintergrund 
nicht sachgerecht. Eine Finanzierung über das Sonder-
vermögen Infrastruktur und Klimaneutralität ist gegen-
über einer Finanzierung aus dem Gesundheitsfonds zwar 
vorzugswürdig, weil sie den kurzfristigen Beitragsdruck 
in der GKV mindert. Das Sondervermögen ist jedoch 
temporär, in der Höhe begrenzt und soll zusätzliche In-
vestitionen ermöglichen. Die Finanzierung notwendi-
ger Infrastrukturinvestitionen sollte langfristig gesichert 
und über die Kernhaushalte der Länder getätigt werden. 
Zudem gilt der Grundsatz der Aufgabenkonnexität. Die 
Krankenhausplanung liegt wesentlich in der Verantwor-
tung der Länder. Entsprechend sollten die Länder auch 
die damit verbundenen Investitionskosten tragen.

Fazit

Eine Reform der Krankenhausfi nanzierung kann zu ei-
ner nachhaltigen Stabilisierung der GKV beitragen. Der 
Anstieg des Beitragssatzes lässt sich dämpfen, wenn 
Fehlanreize zur Ausweitung der Fallzahlen, ineffi  ziente 
Angebotsstrukturen und unzureichend geklärte Investi-
tionsverantwortung reduziert werden. Am aktuellen Rand 
verschärft sich dieses Problem, weil kostendisziplinie-
rende Elemente der Krankenhausvergütung geschwächt 
wurden. Pfl egebudget und Meistbegünstigungsklausel 
erleichtern in ihrer derzeitigen Ausgestaltung die Weiter-
gabe von Kostensteigerungen, ohne hinreichend sicher-
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zustellen, dass diese Kosten bei einer effi  zienten und be-
darfsgerechten Versorgung entstehen.

Eine Krankenhausreform sollte deshalb die Fallzahlab-
hängigkeit der Vergütung reduzieren, die Vorhaltung be-
darfsgerechter Kapazitäten sichern, Qualitätsvorgaben 
verbindlicher machen und Spezialisierung erzwingen. Ent-
scheidend ist dabei, dass diese Reformlogik nicht durch 
Ausnahmen und politische Standortinteressen verwässert 
wird. Die Notfallversorgung muss in der Fläche gesichert 
bleiben. Planbare und komplexe Eingriff e sollten hingegen 
dort stärker konzentriert werden, wo Qualität, Erfahrung 
und Ausstattung eine effi  ziente Versorgung ermöglichen.

Ergänzend sollten die Vergütungsfortschreibung am effi  zi-
enten Mittelbedarf ausgerichtet, das Pfl egebudget zielge-
nauer begrenzt und die Investitionsverantwortung der Län-
der gestärkt werden. Eine nachhaltige Stabilisierung der 
GKV erfordert damit weit mehr als zusätzliche Einnahmen. 
Sie setzt voraus, dass Krankenhäuser nicht für möglichst 
viele Fälle und die Fortschreibung bestehender Kosten-
strukturen fi nanziert werden, sondern für bedarfsgerechte, 
qualitativ hochwertige und effi  zient erbrachte Versorgung.
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Die Soziale Pfl egeversicherung (SPV) steht erneut im Zentrum der sozialpolitischen Debatte. In 
den vergangenen Jahren haben reformbedingt steigende Ausgaben eine wiederholte Anhebung 
der Beitragssätze erforderlich gemacht. Künftig dürfte die Finanzierung der SPV zusätzlich durch 
die demografi sche Alterung unter Druck geraten. Mit dem Pfl egeneuordnungsgesetz reagiert 
das Bundesministerium für Gesundheit auf diese Entwicklung. Der Gesetzentwurf setzt an den 
zentralen Ausgabentreibern der SPV an: Er sieht Änderungen beim Zugang zu Leistungen, bei 
der Leistungsdynamisierung und beim Leistungsumfang vor. Ob diese Maßnahmen ausreichen, 
um die SPV dauerhaft zu stabilisieren, ist jedoch off en. Die Reform muss nicht nur kurzfristige 
Finanzierungsprobleme begrenzen, sondern die Pfl egeversicherung auch langfristig auf die 
demografi schen Herausforderungen der kommenden Jahrzehnte vorbereiten. Daher sollte 
zusätzlich ein kapitalgedecktes Vorsorgeelement in die SPV integriert werden, um Eigenanteile 
langfristig zu begrenzen und die Finanzierung generationengerechter auszugestalten.

Tim Hermann, Benedikt Runschke, Monika Schnitzer, Milena Schwarz

Soziale Pfl egeversicherung unter Druck: 
Einordnung der geplanten Pfl egereform

Die SPV steht bereits heute unter erheblichem fi nanziel-
lem Druck (Abbildung 1). Seit Einführung der SPV im Jahr 
1995 sind bis zum Jahr 2025 die Ausgaben von 0,3 % des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) auf 1,7 % gestiegen. Die Ent-
wicklung verlief jedoch nicht gleichmäßig, sondern wurde 
maßgeblich durch einzelne Reformen geprägt. Ein deutli-
cher Strukturbruch zeigt sich ab dem Jahr 2017. Seitdem 
sind die Ausgaben der SPV erheblich stärker gestiegen 
als zuvor.

Verantwortlich dafür ist das 2. Pfl egestärkungsgesetz 
(PSG II). Mit dieser Reform wurde der Begriff  der Pfl e-
gebedürftigkeit neu gefasst. An die Stelle der drei Pfl e-
gestufen traten fünf Pfl egegrade. Außerdem wurde mit 
dem Neuen Begutachtungsassessment (NBA) ein neues 
Verfahren zur Feststellung von Pfl egebedürftigkeit ein-
geführt. Dadurch wurden neben körperlichen Einschrän-
kungen auch kognitive und psychische Beeinträchtigun-
gen stärker berücksichtigt. Zugleich wurden die Leis-
tungen der SPV vor allem in der häuslichen Versorgung, 
etwa beim Pfl egegeld und den Pfl egesachleistungen, 
stark erhöht.

Die Reform weitete damit sowohl den Kreis der An-
spruchsberechtigten als auch den Umfang der Leistun-
gen aus. Die Zahl der sozialrechtlich registrierten Pfl e-
gebedürftigen stieg zwischen den Jahren 2017 und 2024 
von rund 3,5 Mio. auf etwa 6 Mio. Personen. Rund 70 % 
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Abbildung 1
Entwicklung der Ausgaben der SPV

1 Ohne die Leistungsausgaben für vollstationäre Pfl ege in Behindertenheimen, aber einschließlich der stationären Vergütungszuschläge und der Vergü-
tungszuschläge für zusätzliches Personal in vollstationären Einrichtungen. 2 Beinhaltet den im Rahmen im Jahr 2017 durch das PSG II eingeführten Entlas-
tungsbetrag zur Unterstützung Pfl egebedürftiger. 3 Einschließlich der Leistungsausgaben für Verhinderungspfl ege, Tages- und Nachtpfl ege, Kurzzeitpfl e-
ge, Hilfsmittel und Leistungen zur Wohnumfeldverbesserung, vollstationäre Pfl ege in Behindertenheimen, Pfl egeberatung, sonstige Leistungsausgaben, 
die Hälfte der Kosten des Medizinischen Dienstes, Verwaltungsausgaben und Zuführungen zum Pfl egevorsorgefonds.

a – Pfl egeleistungs-Ergänzungsgesetz (Pfl EG) 2002. b – Pfl ege-Weiterentwicklungsgesetz (PfWG) 2008. c – 1. Pfl egestärkungsgesetz (PSG I) 2015. d – 2. 
und 3. Pfl egestärkungsgesetz (PSG II + III) 2017. e – Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz (GVWG) 2021. f – Pfl egeunterstützungs- und Ent-
lastungsgesetz (PUEG) 2023.

Quelle: BMG (2026a), Statistisches Bundesamt (2026b), eigene Berechnungen.

dieses Anstiegs sind auf die Einführung des neuen Pfl ege-
bedürftigkeitsbegriff s und des NBA zurückzuführen (Ab-
bildung 2). Damit stieg die Anzahl der Pfl egebedürftigen 
deutlich stärker, als allein aufgrund der demografi schen 

Entwicklung oder durch die Einbeziehung von Menschen 
mit kognitiven und psychischen Beeinträchtigungen zu 
erwarten gewesen wäre (Schwinger et al., 2023; Nolting et 
al., 2026; SVR Wirtschaft, 2026). Ausschlaggebend dafür 
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Abbildung 2
Einfl uss von Demografi e und der Pfl egestärkungsgesetz-II-Reform auf die Entwicklung der Pfl egeprävalenz

Anstieg der Pfl egeprävalenz nur in geringem Maße demografi sch bedingt

1 Ab dem Jahr 2011: Ergebnisse auf Grundlage des Zensus 2011, ab dem Jahr 2022: Ergebnisse auf Grundlage des Zensus 2022. ² Als Basis für die Alters-
standardisierung wurde das Jahr 2009 zugrunde gelegt. 3 Als Basis dient die altersstandardisierte Zeitreihe, die ab dem Jahr 2017 mit dem linearen Trend 
der Jahre 2009 bis 2016 fortgeschrieben wird.

Quelle: BMG (2026b), Statistisches Bundesamt (2026a), eigene Berechnungen.
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ist, dass im Gesetzgebungsprozess die Schwellenwerte 
in der Pfl egebegutachtung großzügiger gewählt wurden, 
als ursprünglich im Reformprozess von einem Experten-
beirat empfohlen wurde (BMG, 2013).

Darüber hinaus hat sich der Leistungszuschlag zur voll-
stationären Pfl ege in den vergangenen Jahren zu einem 
weiteren bedeutenden Ausgabenposten der SPV entwi-
ckelt (Abbildung 1). Mittlerweile entfallen rund 10 % der 
Ausgaben der SPV auf den Leistungszuschlag. Er wurde 
im Jahr 2022 als politische Reaktion auf die steigenden 
Eigenanteile von Pfl egebedürftigen in stationären Pfl ege-
einrichtungen eingeführt. Problematisch ist jedoch, dass 
der Leistungszuschlag unabhängig von Einkommen und 
Vermögen gewährt wird. Er kommt damit auch Personen 
zugute, die ihre Pfl egekosten grundsätzlich selbst tragen 
können. Dadurch verursacht er höhere Ausgaben für die 
Beitragszahlenden, als eine gezielt auf bedürftige Perso-
nen ausgerichtete Unterstützung erfordern würde.

Die heutigen Finanzierungsprobleme der SPV sind daher 
nicht allein Folge der demografi schen Alterung, sondern 
auch Ergebnis wenig zielgenauer politischer Reformen. 
Künftig wird die demografi sche Entwicklung zu einem 
weiteren maßgeblichen Ausgabentreiber. Bis Mitte der 
2030er Jahre werden die Babyboomer den Arbeitsmarkt 
weitgehend verlassen und allmählich ein Alter erreichen, 
in dem das Risiko der Pfl egebedürftigkeit deutlich zu-
nimmt. Damit verschiebt sich die Altersstruktur, was die 
SPV doppelt belastet: Die Zahl älterer Menschen mit Pfl e-
gebedarf steigt, während die Einnahmenbasis aufgrund 
eines geringeren Anteils von Personen im erwerbsfähigen 
Alter weniger stark wächst. Daraus ergibt sich ein struktu-
relles Finanzierungsproblem.

Projektionen von Werding et al. (2026) zeigen, dass oh-
ne Reformen der Beitragssatz der SPV bis zum Jahr 2030 
auf 4,7 %, bis zum Jahr 2040 auf 5,2 % und bis zum Jahr 
2080 auf 7,3 % steigen könnte (blaue durchgezogene Li-
nie in Abbildung 3). Im Basisszenario werden dabei alle 
Leistungen der SPV entsprechend der Entwicklung der 
Bruttolöhne dynamisiert und zusätzliche Finanzierungs-
bedarfe aufgrund der demografi schen Alterung vollstän-
dig über eine Erhöhung der Beitragssätze gedeckt. Eine 
solche Dynamisierung sieht die geltende Rechtslage zwar 
nicht vor, sie ist jedoch erforderlich, wenn das Leistungs-
niveau der SPV und die Eigenanteile relativ zum Brutto-
lohn langfristig konstant gehalten werden sollen.

Die steigenden Beitragssätze sind nach Analysen des 
SVR Wirtschaft problematisch. Sie belasten vor allem jün-
gere Generationen und können die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung beeinträchtigen (SVR Wirtschaft, 2026). Vor 
diesem Hintergrund sind Reformen in der SPV angezeigt.

Wirkungen zentraler Elemente des 

Pfl egeneuordnungsgesetzes

Das Pfl egeneuordnungsgesetz (PNOG) setzt zur Stabi-
lisierung der Finanzlage der SPV an drei zentralen Stell-
schrauben an: einem restriktiveren Zugang zu Leistungen, 
einer Begrenzung des zukünftigen Leistungsumfangs und 
einer höheren Zielgenauigkeit einzelner Leistungen. Damit 
nimmt der Gesetzentwurf einzelne Reformen der vergan-
genen Jahre teilweise zurück und legt den Schwerpunkt 
auf eine Begrenzung des Ausgabenwachstums. Wie stark 
diese Maßnahmen die Beitragssatzentwicklung dämpfen 
können, lässt sich anhand der Langfristprojektionen von 
Werding et al. (2026) näherungsweise abschätzen.

Leistungszugang und -umfang der SPV korrigieren

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Schwellenwerte im Be-
gutachtungsverfahren auf das Niveau anzuheben, das der 
Expertenbeirat ursprünglich im Jahr 2013 empfohlen hatte 
(BMG, 2013), und greift so eine zentrale Ursache des Aus-
gabenanstiegs der vergangenen Jahre auf (Nolting et al., 
2026; SVR Wirtschaft, 2026). Im Gesetzgebungsverfahren 
zum 2. Pfl egestärkungsgesetz wurden die Schwellenwer-
te, insbesondere für die Pfl egegrade 1 bis 3, niedriger 
angesetzt, wodurch der Kreis der Leistungsberechtigten 
stärker ausgeweitet wurde als ursprünglich vorgesehen.

Das PNOG sieht außerdem Anpassungen bei einzelnen 
Leistungen vor, deren Zielgenauigkeit infrage gestellt 
werden kann (SVR Wirtschaft, 2026). Dies betriff t insbe-
sondere den Entlastungsbetrag sowie den Leistungszu-
schlag in der vollstationären Pfl ege.

Der bisherige Entlastungsbetrag soll künftig in einem 
Sozialraumbudget aufgehen, das ausschließlich für 
niedrigschwellige Unterstützungsangebote im direkten 
Wohnumfeld genutzt werden kann. Dadurch entfällt die 
bisherige Überlappung mit den Pfl egesachleistungen. Für 
Pfl egebedürftige des Pfl egegrads 1 wird der bisherige 
Geldleistungsanspruch vollständig gestrichen und durch 
einen Anspruch auf Pfl egebegleitung ersetzt. Dies könnte 
präventive Maßnahmen stärken und den Eintritt schwerer 
Pfl egebedürftigkeit hinauszögern.

Auch der Leistungszuschlag in der vollstationären Pfl ege 
soll stärker auf Personen mit längeren Heimaufenthal-
ten ausgerichtet werden. Höhere Zuschlagsstufen sollen 
künftig erst nach einer um sechs Monate längeren Ver-
weildauer erreicht werden. Dadurch dürfte sich die Ziel-
genauigkeit des Leistungszuschlags verbessern. Er wird 
jedoch weiterhin unabhängig von Einkommen und Ver-
mögen gezahlt und entlastet damit auch Personen, die 
ihre Pfl egekosten grundsätzlich selbst tragen könnten.
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Abbildung 3
Beitragssatzentwicklung der SPV1 bei einem 

restriktiveren Zugang und Leistungskürzungen

1 Im Modell werden Beitragssatzsenkungen erst vorgenommen, nach-
dem die Reserven der SPV wieder aufgefüllt worden sind. Folglich tritt 
der Rückgang des Beitragssatzes nicht unmittelbar, sondern mit zeitli-
cher Verzögerung ein. 2 Die Schwellenwerte der Pfl egegrade legen fest, 
ab welchem Punktwert Pfl egebedürftige dem jeweiligen Pfl egegrad 
zugeordnet werden. Die Schwellenwerte innerhalb der einzelnen Mo-
dule des NBA legen fest, wie sich die in der Begutachtung tatsächlich 
erreichten Punkte in gewichtete Punkte des NBA übersetzen, und be-
einfl ussen damit die Gesamtpunktzahl im jeweiligen Modul. In diesem 
Szenario werden beide Schwellenwerte auf das vom Expertenbeirat im 
Jahr 2013 empfohlene Niveau angehoben. 3 Das Ausgabenvolumen des 
Entlastungsbetrags wird in der BMG-Finanzstatistik nicht separat aus-
gewiesen. Als Näherung dient die Kategorie „Zusätzliche ambulante Be-
treuungs- und Entlastungsleistungen“. Deren rechnerische Inanspruch-
nahme lag im Jahr 2023 bei rund 40 % der ambulant versorgten Pfl ege-
bedürftigen und wird im Simulationszeitraum als konstant angenommen.

Quelle: Werding et al. (2026).

Simulationen von Werding et al. (2026) zeigen, dass ei-
ne Anhebung der Schwellenwerte einen starken Beitrag 
zur Ausgabendämpfung leisten würde. Der Beitragssatz 
der SPV müsste dadurch bis etwa Mitte der 2040er Jah-
re kaum über das heutige Niveau hinaus ansteigen oder 
könnte sogar temporär abgesenkt werden (blaue Linie mit 
Rautenmarkierungen in Abbildung 3). In einem kombinier-
ten Szenario aus Schwellenwertanpassung sowie einer 
vollständigen Abschaff ung des Leistungszuschlags und 
des Entlastungsbetrags würde sich der ausgabendämp-
fende Eff ekt weiter verstärken, sodass der Beitragssatz 
der SPV bereits kurzfristig auf heutigem Niveau stabili-
siert werden könnte (lila Linie in Abbildung 3). Langfris-
tig setzt sich jedoch die demografi sche Alterung durch, 
sodass der Beitragssatz wieder steigt. Die Reformen 
verschaff en der SPV damit vor allem Zeit, beseitigen den 
langfristigen Finanzierungsdruck jedoch nicht vollständig. 
Zudem nimmt das PNOG lediglich deutlich moderatere 
Änderungen bei Entlastungsbetrag und Leistungszu-
schlag vor, als hier simuliert wurden. Die berechneten Ein-
sparungen stellen daher eher eine Obergrenze der mögli-
chen Reformwirkungen dar.

Automatische und regelgebundene 

Leistungsdynamisierung

Mit dem PNOG soll erstmals eine automatische und regel-
gebundene Dynamisierung der Leistungen der SPV ein-
geführt werden. Ab dem Jahr 2029 sollen die Leistungen 
jährlich anhand des Dreijahresdurchschnitts der Kerninfl a-
tionsrate zunehmen. Damit schaff t das BMG mehr Plan-
barkeit und unterstreicht zugleich den Charakter der SPV 
als Teilversicherung. Die gewählte Dynamisierungsregel 
begrenzt den langfristigen Ausgaben- und Beitragssatzan-
stieg der SPV, weil die Leistungen voraussichtlich langsa-
mer steigen als die Pfl egekosten. Wird eine solche Dynami-
sierung mit der Erhöhung der Schwellenwerte kombiniert, 
könnte der Beitragssatz bereits langfristig auf einem deut-
lich geringerem Niveau stabilisiert werden (blaue Linie mit 
Rautenmarkierungen in Abbildung 4). Die Korrektur wenig 
zielgenauer Leistungen würde in einer solchen Kombina-
tion vor allem kurzfristig wirken und langfristig kaum noch 
ins Gewicht fallen (lila durchgezogene Linie in Abbildung 4).

Eine solche Entwicklung impliziert jedoch eine zunehmen-
de Verlagerung der Pfl egekosten auf die Pfl egebedürfti-
gen über steigende Eigenanteile. Dies liegt daran, dass 
Pfl egeleistungen sehr personalintensiv sind und ihre Kos-
tenentwicklung dadurch langfristig eher der Lohn- als der 
allgemeinen Preisentwicklung folgt. Nach Berechnungen 
von Werding et al. (2026) würde das reale Leistungsniveau 
der SPV bis zum Jahr 2060 um rund 30 % gegenüber einer 
lohnorientierten Dynamisierung (blaue durchgezogene Li-
nie versus lila gestrichelte Linie in Abbildung 4) sinken.

Die Löhne im Pfl egebereich sind in den letzten Jahren 
überdurchschnittlich gestiegen, unter anderem infolge 
der im Jahr 2022 eingeführten Tariftreueregelung. Da die 
Pfl egekassen tarifl iche Lohnsteigerungen übernehmen, 
werden die Anreize der Pfl egeanbieter zur Kostendiszip-
lin in den Lohnverhandlungen geschwächt. Die im PNOG 
vorgesehene für vier Jahre befristete Aussetzung der 
Tariftreueregelung könnte diese Anreize vorübergehend 
wieder stärken und die Lohn- und Kostenentwicklung 
dämpfen. Dadurch würden auch der Anstieg der Eigenan-
teile und die Entwertung der Leistungen der SPV vorüber-
gehend abgeschwächt.

Kapitaldeckung für eine generationengerechtere 

Finanzierung der Pfl egekosten

Das PNOG adressiert zentrale Ursachen der aktuellen 
Finanzierungsprobleme der SPV und dürfte ihre Finanz-
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Abbildung 4
Beitragssatzentwicklung der SPV1 bei Umsetzung 

zentraler Elemente des Pfl egeneuordnungsgesetzes

lage spürbar verbessern. Die Anhebung der Schwellen-
werte reduziert den Kreis der Leistungsberechtigten und 
wirkt zusammen mit den Leistungskürzungen beim Ent-
lastungsbetrag und Leistungszuschlag bereits kurzfristig 
stark ausgabendämpfend. Langfristig  begrenzt die in-
fl ationsorientierte Dynamisierung den Ausgabenanstieg. 
Beides trägt zur Stabilisierung der Beitragssätze bei, 
geht allerdings mit steigenden Eigenanteilen der Pfl ege-
bedürftigen einher. Je stärker die Eigenanteile steigen, 
desto größer dürfte voraussichtlich der politische Druck 
werden, die Begrenzung des Leistungsniveaus zumindest 
teilweise wieder rückgängig zu machen.

Pfl egebedürftige können sich gegen diesen Leistungs-
abfall freiwillig durch den Abschluss einer privaten Pfl e-
geversicherung absichern oder über einen eigenen Ver-

mögensaufbau vorsorgen. Die Verbreitung von privaten 
Pfl egeversicherungen ist in Deutschland jedoch gering 
und es zeigt sich, dass vor allem Personen mit hohem 
Einkommen und Vermögen solche Verträge abschließen 
(SVR Wirtschaft, 2026). Um diese Deckungslücke verläss-
lich zu schließen, hat der SVR Wirtschaft vorgeschlagen, 
stärker auf Kapital deckung zu setzen und einen neuen 
kohortenspezifi sch ausgestalteten Pfl egevorsorgefonds 
einzuführen.

Mit dem im Jahr 2015 aufgelegten Pfl egevorsorgefonds 
(PVF) existiert bereits ein kapitalgedecktes Element inner-
halb der SPV. Sein Volumen ist jedoch zu gering, um die 
demografi sch bedingten Mehrausgaben der kommenden 
Jahrzehnte spürbar abzufedern. Zudem wurden die Zufüh-
rungen zum Fonds in der Vergangenheit wiederholt redu-
ziert oder ausgesetzt. Auch das PNOG sieht weitere Ein-
schränkungen der ursprünglich vorgesehenen Zuführun-
gen in den Pfl egevorsorgefonds vor. Der Pfl egevorsorge-

1 Im Modell werden Beitragssatzsenkungen erst vorgenommen, nachdem 
die Reserven der SPV wieder aufgefüllt worden sind. Folglich tritt der 
Rückgang des Beitragssatzes nicht unmittelbar, sondern mit zeitlicher 
Verzögerung ein. 2 Die Schwellenwerte der Pfl egegrade legen fest, ab 
welchem Punktwert Pfl egebedürftige dem jeweiligen Pfl egegrad zuge-
ordnet werden. Die Schwellenwerte innerhalb der einzelnen Module des 
NBA legen fest, wie sich die in der Begutachtung tatsächlich erreichten 
Punkte in gewichtete Punkte des NBA übersetzen, und beeinfl ussen da-
mit die Gesamtpunktzahl im jeweiligen Modul. In diesem Szenario werden 
beide Schwellenwerte auf das vom Expertenbeirat im Jahr 2013 empfoh-
lene Niveau angehoben. 3 Das Ausgabenvolumen des Entlastungsbetrags 
wird in der BMG-Finanzstatistik nicht separat ausgewiesen. Als Nähe-
rung dient die Kategorie „Zusätzliche ambulante Betreuungs- und Ent-
lastungsleistungen“. Deren rechnerische Inanspruchnahme lag im Jahr 
2023 bei rund 40 % der ambulant versorgten Pfl egebedürftigen und wird 
im Simulationszeitraum als konstant angenommen.

Quelle: Werding et al. (2026).
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Abbildung 5
Erforderlicher Zusatzbeitragssatz für die kohorten-

spezifi sche Kapitaldeckung nach Geburtsjahrgängen

1 Das Ausgabenvolumen des Entlastungsbetrags wird in der BMG-Fi-
nanzstatistik nicht separat ausgewiesen. Als Näherung dient die Katego-
rie „Zusätzliche ambulante Betreuungs- und Entlastungsleistungen“. De-
ren rechnerische Inanspruchnahme lag im Jahr 2023 bei rund 40 % der 
ambulant versorgten Pfl egebedürftigen und wird im Simulations zeitraum 
als konstant angenommen. 2 Die Schwellenwerte der Pfl egegrade legen 
fest, ab welchem Punktwert Pfl egebedürftige dem jeweiligen Pfl egegrad 
zugeordnet werden. Die Schwellenwerte innerhalb der einzelnen Module 
des NBA legen fest, wie sich die in der Begutachtung tatsächlich erreich-
ten Punkte in gewichtete Punkte des NBA übersetzen, und beeinfl ussen 
damit die Gesamtpunktzahl im jeweiligen Modul. In diesem Szenario 
werden beide Schwellenwerte auf das vom Expertenbeirat im Jahr 2013 
empfohlene Niveau angehoben.

Quelle: Werding et al. (2026).
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Title: Social Long-Term Care Insurance under pressure: an analysis of the planned care reform
Abstract: Social Long-Term Care Insurance (Soziale Pfl egeversicherung, SPV) is once again at the centre of the socio-political debate. 
In recent years, rising expenditure resulting from reforms has necessitated repeated increases in contribution rates. In future, the fi -
nancing of the SPV is likely to come under further pressure due to demographic ageing. With the Pfl egeneuordnungsgesetz, the Federal 
Ministry of Health is responding to this development. The draft bill addresses the key drivers of expenditure in the SPV: the access to 
benefi ts as well as the indexation and the scope of benefi ts. However, it remains to be seen whether these measures will be suffi  cient to 
stabilise the SPV in the long term. The reform must not only limit short-term funding problems but also prepare long-term care insurance 
for the demographic challenges of the coming decades. Therefore, a capital-funded component should also be integrated into the SPV 
in order to limit co-payments in the long term and to structure funding in a more intergenerationally equitable manner.

fonds wird daher keinen wesentlichen Beitrag dazu leisten, 
das Leistungsniveau der SPV langfristig zu stabilisieren.

Eine tragfähigere Form der Kapitaldeckung müsste ver-
bindlicher ausgestaltet und enger an die künftigen Pfl e-
geausgaben einzelner Jahrgänge geknüpft werden. Dies 
könnte durch eine kohortenspezifi sche Kapitaldeckung 
in der SPV erreicht werden (Breyer & Janeba, 2025; SVR 
Wirtschaft, 2026). Dabei würden die Versicherten über ei-
nen zusätzlichen kapitalgedeckten Beitrag teilweise für ih-
re künftigen Pfl egeausgaben vorsorgen (Abbildung 5). Die 
so aufgebauten Rücklagen würden später zur Finanzierung 
der Pfl egeausgaben der jeweiligen Kohorten verwendet. 
So könnten Kapitalmarkterträge genutzt werden, um einen 
Teil der künftig steigenden Pfl egekosten zu fi nanzieren. 
Dadurch ließen sich die Eigenanteile langfristig begrenzen, 
ohne die fi nanzielle Stabilität der SPV zu gefährden.

Zugleich würden die alterungsbedingten Mehrkosten stär-
ker von denjenigen Kohorten getragen, die diese Kosten 
verursachen, statt sie über steigende Beiträge auf nach-
folgende Generationen zu verlagern. Denn anders als 
beim Pfl egevorsorgefonds wären die angesparten Mittel 
bestimmten Kohorten zugeordnet. Dies würde die Zweck-
bindung stärken und die Gefahr verringern, dass die Ka-
pitaldeckung durch spätere politische Entscheidungen 
schrittweise ausgehöhlt wird. Ältere Jahrgänge, denen nur 
noch wenig Zeit bis zum Eintritt der Pfl egebedürftigkeit 
bleibt, müssten aufgrund der geringen Ansparzeit und des 
geringen Ertragspotenzials sehr hohe Zusatzbeiträge zah-
len. Der Zusatzbeitrag dieser Jahrgänge könnte auf dem 
Niveau der 74-Jährigen gedeckelt und deren Leistungslü-
cke über die Mittel des bisherigen PVF fi nanziert werden.

Fazit

Mit dem PNOG nimmt das BMG grundsätzlich die richtigen 
Stellschrauben in den Blick. Die geplanten Maßnahmen 
adressieren zentrale Ursachen des Ausgabenanstiegs und 
können dazu beitragen, die Beitragssatzentwicklung der 
SPV langfristig zu stabilisieren. Gleichzeitig führt die infl ati-
onsorientierte Dynamisierung dazu, dass ein größerer Teil 

der Pfl egekosten künftig von den Pfl egebedürftigen über 
steigende Eigenanteile getragen werden muss. Da nicht al-
le Pfl egebedürftige privat ausreichend für ihre Eigenanteile 
in der Zukunft vorsorgen, steigt mit dieser Dynamisierung 
das Risiko einer unzureichenden Absicherung der fi nanzi-
ellen Lasten aus Pfl egebedürftigkeit weiter an.

Soll die SPV langfristig als Teilversicherung erhalten blei-
ben, sollte diese Vorsorgelücke nicht allein dem freiwil-
ligen privaten Vermögensaufbau oder dem freiwilligen 
Abschluss von zusätzlichen Pfl egeversicherungen über-
lassen werden. Ein verpfl ichtendes kapitalgedecktes Vor-
sorgeelement innerhalb der SPV könnte dazu beitragen, 
die Eigenanteile langfristig zu begrenzen und die Finan-
zierung generationengerechter auszugestalten. Dieser 
Baustein fehlt im PNOG bislang und sollte in den Katalog 
der Reformen einbezogen werden.
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Die Debatte um eine mögliche Streichung von Feiertagen fl ammt in Deutschland regelmäßig 
auf. Aktuell geschieht dies angesichts wachsender Ausgaben für Infrastruktur, Rüstung 
und Klimaschutz bei zugleich wirtschaftlicher Stagnation und demografi schem Wandel mit 
Fachkräftemangel. Der Beitrag analysiert auf Basis aktueller Daten, ob und inwieweit die 
Abschaff ung eines Feiertags die Wirtschaftsleistung tatsächlich steigern könnte. Neben der 
gesamtwirtschaftlichen Relevanz werden die teils erheblichen sektoralen und saisonalen 
Unterschiede der Eff ekte beleuchtet. Sodann werden die Ergebnisse vor dem Hintergrund der 
anhaltenden Diskussion um das Produktionspotenzial und die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
eingeordnet.

Arne Hansen

Feiertag streichen, Wachstum gewinnen? 
Eff ekte der Abschaff ung eines Feiertags

Und (feier)täglich grüßt das Murmeltier. Regelmäßig vor 
den Feiertagen – etwa vor Ostern, Pfi ngsten oder dem 
Reformationstag – kommt eine gewisse Debatte zuverläs-
sig auf: Hat Deutschland grundsätzlich zu viele Feierta-
ge? Und könnte die Streichung eines arbeitsfreien Tages 
dabei helfen, den demografi schen Wandel abzufedern 
sowie erforderliche Investitionen in eine teils marode In-
frastruktur, für mehr Verteidigungsfähigkeit und den an-
visierten Klimaschutz mit zu ermöglichen, indem das 
Produktionspotenzial erhöht wird (Fuest, 2025; Hüther in 
Rudzio & Schieritz, 2025; Schröder, 2025)? Als eine Art 
politischer „Evergreen“ ist die Frage keineswegs neu, ge-
winnt aber in Zeiten stagnierenden Wachstums und eines 
mittelfristig schrumpfenden Erwerbspersonenpotenzials 
zusätzlich an Brisanz.

Vor diesem Hintergrund bringen Unternehmensvertreter 
und unternehmensnahe Politiker die Streichung eines 
Feiertags – etwa des Ostermontags oder des Reforma-
tionstags – als konkrete Maßnahme zur Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands immer wieder ins 
Spiel (Gelinsky, 2025; ntv, 2025). Als jüngstes Vorbild wird 
dabei oft Dänemark herangezogen. Dort wurde im Jahr 
2024 der dänische Buß- und Bettag („Store Bededag“) 
abgeschaff t, der seit 1686 als Feiertag am vierten Freitag 
nach Ostern begangen wurde. Begründet wurde diese 
Abschaff ung mit dem Ziel, höhere Verteidigungsausga-
ben stemmen zu können. Konkret erhoff te man sich zu-

sätzliche Staatseinnahmen von rund 400 Mio. €, um eine 
Anhebung des dänischen Verteidigungsbudgets auf 2 % 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) gemäß dem damaligen 
NATO-Ziel ermöglichen zu können (o. V., 2025). Ein fester 
Lohnzuschlag von 0,45 % auf das Jahresgehalt soll dabei 
den zusätzlichen Arbeitstag für die Arbeitnehmer ausglei-
chen – was der gewerkschaftsseitig oft befürchteten‚ ver-
steckten Lohnkürzung im Rahmen der Abschaff ung eines 
Feiertags zumindest entgegenwirkt.

Darüber hinaus warnen Gewerkschaften vor gesundheitli-
chen Belastungen und betonen den Wert von Erholungs-
phasen für die Produktivität sowie die Bedeutung von Fei-
ertagen für das gesellschaftliche Zusammenleben (Fahimi 
in Rudzio & Schieritz, 2025). Für diese Argumentations-
linie besteht indes sogar ein grundgesetzliches Funda-
ment: „Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feier-
tage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen 
Erhebung gesetzlich geschützt“, heißt es in Art. 140 GG 
(i.V.m. Art. 139 der Weimarer Reichsverfassung). Die kon-
krete Ausgestaltung der Feiertagsregelung – abgesehen 
von nationalen Feiertagen – obliegt allerdings den jewei-
ligen Bundesländern.1 In der Folge variiert die Anzahl der 
Feiertage, die nicht auf ein Wochenende fallen, zwischen 

1 Daher müsste auch jedes Bundesland einzeln über die Streichung ei-
nes Feiertags beschließen (Schröder, 2025).
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Tabelle 1
Einfl uss von Arbeitstageeff ekten auf das Wachstum 

des realen BIP

1 Veränderung der Kalenderfaktoren gegenüber dem Vorjahr.

Quelle: Statistisches Bundesamt (2026a, 2026b); Angaben der Deut-
schen Bundesbank per E-Mail vom 06. November 2025 an den Autor; 
eigene Darstellung und Berechnungen.

Jahr
Kalender-

faktor

Arbeitstage-
eff ekt auf 
reales BIP 

in %1

Ursprungs-
werte reales 

BIP-Wachstum 
in %

Kalenderberei-
nigtes reales 

BIP-Wachstum 
in %

2016 100,17

2017 99,89 -0,28 2,80 3,11

2018 99,86 -0,02 1,14 1,14

2019 99,83 -0,04 0,98 1,02

2020 100,19 0,36 -4,13 -4,49

2021 100,24 0,05 3,91 3,87

2022 100,17 -0,08 1,81 1,88

2023 99,97 -0,20 -0,87 -0,67

2024 99,95 -0,02 -0,50 -0,47

2025 99,83 -0,12 0,22 0,34

2026 100,08 0,25

2027 100,20 0,12

2028 99,98 -0,22

2029 99,87 -0,12

2030 99,83 -0,04

den Bundesländern. Im Jahr 2026 liegt die Spanne zwi-
schen sieben Tagen in den nördlichen und neun Tagen in 
den südlichen Bundesländern. Entsprechend erschwert 
wird dadurch ein internationaler Vergleich der Feiertags-
anzahl.

In der Regel kreist die Debatte um die Anzahl der Fei-
ertage um klassische Trade-off s: Arbeitsvolumen versus 
Lebensqualität oder kurzfristige Output-Eff ekte versus 
längerfristige Produktivitäts- und Motivationsaspek-
te. Mit Blick auf jeweils Letzteres wird von Seiten der 
Gewerkschaften bisweilen gar für „zusätzliche“ Feier-
tage plädiert, etwa wenn gesetzliche Feiertage auf ein 
Wochenende fallen. Diese sollten dann – ähnlich wie in 
Großbritannien und weiteren Ländern – möglichst zeit-
nah an einem Werktag nachgeholt werden, denn an-
dernfalls würden notwendige Erholungspausen wegfal-
len, was Motivation, Gesundheit und letztlich die Leis-
tungsfähigkeit der Beschäftigten negativ beeinfl usse 
(dpa, 2025). Im laufenden Kalenderjahr 2026 wären 
davon gleich mehrere Feiertage betroff en: bundesweit 
der Tag der Deutschen Einheit (3. Oktober) sowie der 
zweite Weihnachtsfeiertag (26. Dezember), jeweils an ei-
nem Samstag. Darüber hinaus fallen weitere Feiertage 
in einigen Bundesländern auf ein Wochenende, etwa der 
Internationale Frauentag (Sonntag, der 8. März), Mariä 
Himmelfahrt (Samstag, der 15. August), der Weltkinder-
tag (Sonntag, der 20. September), der Reformationstag 
(Samstag, der 31. Oktober) sowie Allerheiligen (Sonn-
tag, der 1. November). Deutschlandweit ergeben sich im 
Schnitt 250,5 Arbeitstage für 2026, was den höchsten 
Wert seit 2022 mit damals 251,4 Arbeitstagen darstellt 
(Statistisches Bundesamt, 2026b). Das kommende Jahr 
2027 wird dann mit 251,8 Arbeitstagen vermeintlich noch 
weniger „arbeitnehmerfreundlich“.

Allein schon wechselnde kalendarische Konstellationen 
können mithin Anlass dazu geben, dass sich die Debat-
te rund um die Anzahl der Feiertage immer wieder neu 
entfacht. Wie sieht es aber nach aktuellem Stand mit den 
tatsächlichen Auswirkungen eines Feiertags auf die ge-
samtwirtschaftliche Leistung aus?2

Arbeitstageeff ekte auf die Wirtschaftsleistung

Grundsätzlich bemisst etwa die Deutsche Bundesbank 
die kalendarischen Eff ekte auf die Wirtschaftsleistung 
mittels sogenannter Kalenderfaktoren. Jene Kalender-
faktoren werden dabei über einen Zeitreihenmodellansatz 
geschätzt, der systematische trendzyklische und saiso-

2 Zur Messung der Wohlstandswirkung eines zusätzlichen Feiertags 
gibt es input- und outputbasierte Ansätze (Hansen & Meyer, 2018, 
S. 19–20).

nale Einfl üsse berücksichtigt (Deutsche Bundesbank, 
2012, S. 62–63). Auf dieser Basis erfolgt die Kalender-
bereinigung, indem der BIP-Ursprungswert durch den 
jeweiligen Kalenderfaktor dividiert wird. Vor diesem Hin-
tergrund gibt die Tabelle 1 einen Überblick, wie ein kalen-
derbereinigtes reales BIP-Wachstum in Deutschland be-
rechnet werden kann. Ein hypothetischer Kalenderfaktor 
von 100,00 würde implizieren, dass über das betreff ende 
Jahr hinweg keine kalendarischen Eff ekte (oder auch Ar-
beitstageeff ekte) auf das BIP eingewirkt haben. Genauer 
gesagt hätten sich dann alle etwaig aufgetretenen Eff ekte 
gegenseitig aufgehoben. Ein Kalenderfaktor oberhalb – 
respektive unterhalb – von 100,00 würde demgegenüber 
einen positiven bzw. negativen Arbeitstageeff ekt auf die 
Wirtschaftsleistung signalisieren. Das kalenderbereinigte 
BIP fi ele dann entsprechend niedriger bzw. höher aus.

In einem nächsten Schritt lässt sich ein prozentualer Ar-
beitstageeff ekt auf das reale BIP als jährliche Verände-
rungsrate des Kalenderfaktors ermitteln. Indem man nun 
die Ursprungswerte des realen BIP-Wachstums um jenen 
Arbeitstageeff ekt revidiert, erhält man das kalenderbe-
reinigte reale BIP-Wachstum. Demnach wurde das BIP-
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Wachstum in den Jahren 2023 und insbesondere 2017 
vergleichsweise stark durch die jahresspezifi sche Lage 
und Anzahl der Arbeitstage reduziert – um immerhin rund 
0,2 bzw. 0,3 Prozentpunkte (Tabelle 1). Im Gegensatz 
dazu trat im Jahr 2020 ein relativ stark positiver Arbeits-
tageeff ekt von fast 0,4 Prozentpunkten auf. Denn 2020 
wies, zumal als Schaltjahr, einen deutlichen Anstieg an 
potenziellen Arbeitstagen gegenüber dem Vorjahr auf (Ta-
belle 2), der letztlich jedoch von den pandemiebedingten 
negativen Auswirkungen in jenem Jahr dominiert wurde. 
Im aktuellen Jahr 2026 kommt es durch den Arbeitsta-
geeff ekt zu einer Erhöhung des BIP-Wachstums um rund 
0,3 Prozentpunkte.

Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen der 

Abschaff ung eines Feiertags

Eine gewisse Bandbreite möglicher Feiertagseff ekte wur-
de bereits Mitte der Neunzigerjahre im Rahmen eines 
Ansatzes des Sachverständigenrats zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) ermit-
telt. Der SVR hatte im Jahr 1995 ein Sondergutachten 
anlässlich der Einführung der Pfl egeversicherung und 
der angedachten Kompensation der dadurch entstehen-
den Beitragslast der Arbeitgeber durch die Abschaff ung 
des Buß- und Bettages als gesetzlichen Feiertag erstellt 
(SVR, 1995, S. 266–315). Dabei simulierte der SVR zwei 
Szenarien: einerseits eine Kostenreduzierung bei kons-
tantem Arbeitsvolumen durch eingesparte Feiertags- und 
Überstundenzuschläge, andererseits eine Mehrproduk-
tion durch ein erhöhtes Arbeitsvolumen. Die damals für 
einen zusätzlichen Arbeitstag ermittelten Eff ekte würden 
heutzutage eine zusätzliche Wirtschaftsleistung in einem 
Bereich zwischen rund 7,5 und gut 11 Mrd. € implizieren.3 
Dabei kann aber nur ein möglicher Eff ektkorridor abge-
steckt werden.

Bezogen auf die tatsächliche Abschaff ung des Buß- und 
Bettages im Jahr 1995 hatte sich seinerzeit dann eine 
Entwicklung ergeben, die ein gewisses Bonmot-Po-
tenzial aufwies. Denn im Jahr der Abschaff ung wuchs 
das BIP Sachsens mit 9,7 % deutlich stärker an, als es 
in den noch am ehesten mit Sachsen vergleichbaren, 
da benachbarten ostdeutschen Bundesländern Sach-
sen-Anhalt und Thüringen (6,0 bzw. 5,4 %) der Fall war 
( Dullien et al., 2025, S. 2). Und das, obwohl nur in Sach-
sen der Buß- und Bettag nicht als gesetzlicher Feiertag 
abgeschaff t wurde. Trotz seiner eher nur anekdotischen 
Evidenz wird an diesem Fallbeispiel deutlich, dass der 
Nettoeff ekt einer Streichung von Feiertagen von vielen 

3 Eigene Berechnungen auf Basis des SVR-Sondergutachtens aus 
1995 sowie der makroökonomischen AMECO-Datenbank (Europäi-
sche Kommission, 2026).

Faktoren abhängig sein kann. Auch deshalb dürfte die 
laufend aktualisierte Kalenderbereinigung in der Kon-
junkturstatistik der Bundesbank eine belastbarere und 
konkretere Quantifi zierung der Auswirkungen ermögli-
chen als die vor drei Jahrzehnten und unter strukturell 
ganz anderen Rahmenbedingungen vom SVR abge-
steckten Szenarien.

Um nun auf Basis der Bundesbank-Daten die mögli-
chen Eff ekte eines zusätzlichen Arbeitstags auf die Wirt-
schaftsleistung quantifi zieren zu können, wäre in einem 
ersten Schritt die sogenannte „Arbeitstage-Elastizität“ 
des realen BIP zu ermitteln. Als Maß für die Reagibilität 
beschreibt diese Elastizität den durchschnittlichen pro-
zentualen Anstieg der Wirtschaftsleistung bei einem 
einprozentigen Anstieg der Anzahl der Arbeitstage. In 
Tabelle 2 wird diese Reagibilität als Quotient aus dem Ar-
beitstageeff ekt auf das reale BIP und der Veränderungs-
rate der Anzahl der Arbeitstage in der letzten Spalte aus-
gewiesen. Für das kommende Jahr 2027 würde demnach 
ein einprozentiger Anstieg der Arbeitstageanzahl zu einer 
um 0,24 % höheren Wirtschaftsleistung führen. In den fol-
genden beiden Jahren wäre der Eff ekt dann etwas gerin-
ger. Zwar unterliegt die gesamtwirtschaftliche Arbeitsta-
ge-Elastizität jährlichen Schwankungen, im langfristigen 
Durchschnitt liegt ihr Wert aber relativ stabil bei ca. 0,3 

Tabelle 2
Arbeitstage-Elastizität des realen BIP

Quelle: Statistisches Bundesamt (2026a, 2026b); Angaben der Deut-
schen Bundesbank per E-Mail vom 06. November 2025 an den Autor; 
eigene Darstellung und Berechnungen.

Jahr Arbeitstage
Veränderung der 
Arbeitstage in %

Arbeitstage-Elastizi-
tät des realen BIP

2016 251,50

2017 248,60 -1,15 0,24

2018 247,80 -0,32 0,07

2019 247,80 0,00

2020 251,50 1,49 0,24

2021 251,80 0,12 0,45

2022 251,40 -0,16 0,47

2023 249,40 -0,80 0,25

2024 248,80 -0,24 0,09

2025 248,10 -0,28 0,42

2026 250,50 0,97 0,26

2027 251,80 0,52 0,24

2028 249,40 -0,95 0,23

2029 247,80 -0,64 0,18

2030 247,80 0,00
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(Deutsche Bundesbank, 2012, S. 59).4 Ein Anstieg der Ar-
beitstageanzahl um 1 % würde also im Schnitt zu einer 
um 0,3 % höheren gesamtwirtschaftlichen Leistung füh-
ren. Der Elastizitätswert kann dabei konstruktionsbedingt 
in beide Richtungen interpretiert werden: Eine um 1 % 
geringere Anzahl an Arbeitstagen würde die Wertschöp-
fung um 0,3 % mindern. Hierbei handelt es sich um eine 
Durchschnittsermittlung auf Basis der Vergangenheitsda-
ten. Für die tatsächlichen Auswirkungen wäre unter ande-
rem relevant, inwiefern die betreff enden Arbeitstage am 
Jahresende liegen, da hier die Eff ekte weihnachtsbedingt 
geringer ausfallen dürften.

In einem nächsten Schritt lassen sich nunmehr die 
Auswirkungen genau eines zusätzlichen Arbeitstags – 
etwa durch die Abschaff ung eines Feiertags – genau-
er beziff ern. Ausgehend von der empirisch ermittelten 
durchschnittlichen Arbeitstage-Elastizität von 0,3 und 
mithilfe der prozentualen Änderung der jährlichen Ar-
beitstageanzahl bei einem zusätzlichen Arbeitstag wer-
den in Tabelle 3 die möglichen Eff ekte für die kommen-
den Jahre bis einschließlich 2030 aufgeführt.5 Demnach 
könnte die jährliche Wirtschaftsleistung durch einen 
zusätzlichen Arbeitstag um rund 0,12 % gesteigert wer-
den (sogenannte „Semi-Elastizität“). In den Jahren 2029 
und 2030 würde dadurch der eigentlich leicht negative 
Arbeitstageeff ekt neutralisiert bzw. zu einem leicht po-
sitiven Eff ekt auf das reale BIP werden. Der etwas stär-
ker negative Arbeitstageeff ekt des Jahres 2028 würde 
zumindest mehr als halbiert werden. Und für die aktu-
ellen Jahre 2026 und 2027 könnte ein bereits positiver 
Arbeitstageeff ekt sich durch einen zusätzlichen Arbeits-
tag um die Hälfte erhöhen bzw. verdoppeln. Umgerech-
net auf das BIP in aktuellen Preisen würde demnach 
ein zusätzlicher Arbeitstag für eine um ca. 5,5 Mrd.  € 
(2026) bzw. 5,7 Mrd. € (2027) höhere wirtschaftliche 
Gesamtleistung sorgen.6 Ganz allgemein wäre für ein 
Durchschnittsjahr bei 249,7 Arbeitstagen sowie einer 
Arbeitstage-Elastizität gemäß Bundesbank-Daten von 
etwa 0,3 zu erwarten, dass die gesamtwirtschaftliche 
Wertschöpfung durch einen zusätzlichen Arbeitstag um 
0,12 % erhöht werden kann.7

4 Dieser Wert wurde dem Autor Ende 2025 von der Bundesbank als ak-
tuell bestätigt.

5 Annahmegemäß würde die Abschaff ung eines Feiertags die Anzahl 
der Arbeitstage genau um einen Tag erhöhen.

6 Eigene Berechnungen basierend auf Quellen zu Tabelle 3 sowie der 
makroökonomischen AMECO-Datenbank (Europäische Kommission, 
2026).

7 Laut Statistischem Bundesamt hat ein Durchschnittsjahr 249,7 Ar-
beitstage, wobei von einer 5-Tage-Woche ausgegangen wird. Hierbei 
fl ießen verschiedene Feiertage mit empirisch bedingt unterschied-
lichen Arbeitstageanteilen in die Kalenderbereinigung ein (Statisti-
sches Bundesamt, 2026b).

Unterschiedliche sektorale Eff ekte

Das aggregierte Gesamtbild der wirtschaftlichen Aus-
wirkungen eines abgeschaff ten Feiertags ergibt sich in-
des als eine Art Mosaik aus branchenspezifi sch teilweise 
ganz unterschiedlich stark ausgeprägten Teileff ekten. Für 
ausgewählte Sektoren werden diese in Tabelle 4 auf Basis 
aktueller Berechnungen der Bundesbank dargestellt. Die 
darin aufgeführte Semi-Elastizität repräsentiert die durch-
schnittliche prozentuale Veränderung des jeweiligen Indi-
kators bei genau einem zusätzlichen – wie unter „Kalen-
der-Variable“ defi nierten – Tag im betreff enden Monat.8

Laut diesen Daten wäre es für einige Sektoren von er-
heblicher Relevanz, zu welcher Jahreszeit der zusätz-
liche Arbeitstag anfi ele. So ließen sich zwischen Januar 
und November teils deutlich höhere Eff ekte erzielen, als 
im Dezember möglich wären. Im Verarbeitenden Gewerbe 
um 3,5 % statt nur 2,3 %, bei der Investitionsgüterpro-
duktion (ohne Kfz) um 3,8 % statt 2,6 %. Im Hoch- und 
Tiefbau wäre der Eff ekt im Dezember mit 2,2 % sogar nur 
rund halb so hoch wie im Rest des Jahres mit 4,3 %. Hin-
tergrund ist, dass in diesen Bereichen die Produktion in 
den Wintermonaten witterungsbedingt zurückgefahren 
wird. Im Dezember wird sie dann über die Feiertage weit-
gehend eingestellt und auch nicht durch Überstunden 
ausgeglichen. Auch im Großhandel sowie im Kfz-Handel 

8 Dabei handelt es sich um Daten für das gesamte Bundesgebiet, die 
regional bedingt zwischen Bundesländern variieren können.

Tabelle 3
Abschaff ung eines Feiertags: Einfl uss auf das reale 

BIP

1 Semi-Elastizität, bei einer durchschnittlichen gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitstage-Elastizität  von 0,3.

Quelle: Statistisches Bundesamt (2026a, 2026b); Angaben der Deut-
schen Bundesbank per E-Mail vom 06. November 2025 an den Autor; 
eigene Darstellung und Berechnungen.

Jahr
Arbeits-

tage

Ände-
rung der 
Arbeits-
tage bei 
Abschaf-

fung eines 
Feiertags 

in %

Durch-
schnittlicher 
Eff ekt eines 

gestrichenen 
Feiertags auf

reales BIP 
in %1

Arbeitsta-
geeff ekt 

auf reales 
BIP ohne 
Abschaf-

fung eines 
Feiertags 

in %

Möglicher 
Arbeitsta-

geeff ekt auf 
reales BIP 

bei Abschaf-
fung eines 
Feiertags 

in %

2026 250,50 0,399 0,120 0,249 0,368

2027 251,80 0,397 0,119 0,123 0,242

2028 249,40 0,401 0,120 -0,216 -0,095

2029 247,80 0,404 0,121 -0,116 0,005

2030 247,80 0,404 0,121 -0,039 0,083
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wäre der Mehrwert eines zusätzlichen Arbeitstags im De-
zember niedriger als im Rest des Jahres.

Für den Einzelhandel ohne Kfz können die jahreszeitab-
hängigen Eff ekte noch etwas diff erenzierter betrachtet 
werden. Demnach brächte ein wegfallender Feiertag im 
März oder April mit 1,8 % einen etwas höheren Umsatzzu-
wachs als im Mai oder Juni mit 1,6 %. Rein fi ktiv hätte die 
Abschaff ung des Tags der Deutschen Einheit als Feiertag 
demgegenüber nur 1,4 % mehr an Umsatz zur Folge. In 
diesem Einzelhandelsbereich würde also etwa eine Ab-
schaff ung des Ostermontags als Feiertag tendenziell mehr 
zusätzliche Wirtschaftsleistung generieren als eine Strei-
chung des Pfi ngstmontags oder des Reformationstags. 
Über alle Wirtschaftsbereiche hinweg dürfte eine Strei-
chung des Feiertagscharakters vom zweiten Weihnachts-
tag den wohl geringsten Zuwachs an BIP generieren, was 
insbesondere an der dann witterungs- und jahreszeitbe-
dingt vorherrschenden Ruhe in vielen Branchen liegt.

Insgesamt etwas geringer fallen die Auswirkungen eines 
wegfallenden Feiertags im Einzelhandel (ohne Kfz) aus, 
zumal hier eine fl exible Verlagerung von geplanten Ein-
käufen, insbesondere hinsichtlich Ostern und Weihnach-
ten, eher an der Tagesordnung sein dürfte. Im Außenhan-
del wären für Waren tendenziell etwas stärkere Eff ekte 
zu erwarten als für Dienstleistungen, zumal Letztere sich 
teils auch erheblich zeitfl exibler und „aus der Ferne“ er-
bringen lassen. Vergleichsweise deutlich niedrigere Zuge-
winne würde ein zusätzlicher Arbeitstag in der Energie-
versorgung mit 0,7 % sowie hinsichtlich des Verkehrs- 
und Lagersektors mit dort nur 0,4 % erzielen. Denn Ener-
gie wird auch an Sonn- und Feiertagen benötigt, ebenso 
Verkehrsleistungen und Lagerkapazitäten. Zwar reduziert 
sich der Energie- und Verkehrsbedarf an Feiertagen zum 
Teil um industrielle Nachfrager, aber an deren Stelle treten 
zumindest anteilig erhöhte Bedarfe aus Freizeit und Tou-
rismus.

Fazit

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Ab-
schaff ung eines gesetzlichen Feiertags die deutsche 
Wirtschaftsleistung moderat steigern könnte. Ein zusätz-
licher Arbeitstag erhöht das reale BIP im Durchschnitt um 
etwa 0,12 % – entsprechend rund 5,5 bis 5,7 Mrd. € in den 
Jahren 2026 und 2027. Die Arbeitstage-Elastizität des BIP 
liegt langfristig bei circa 0,3, wobei deutliche saisonale 
und sektorale Unterschiede bestehen: Verarbeitendes 
Gewerbe, Bauhauptgewerbe und bestimmte Handels-
branchen profi tieren je nach Jahreszeit stärker, während 
Eff ekte im Dezember oder in dienstleistungsintensiven, 
kontinuierlich laufenden Sektoren wie Energie und Ver-
kehr deutlich geringer ausfallen. Die Streichung eines 

1 Semi-Elastizität, hier die durchschnittliche prozentuale Veränderung 
des Indikators bei einem zusätzlichen – wie unter „Kalender-Variable“ de-
fi nierten – Tag im jeweiligen Monat.

Quelle: Schätzung von Kalendereinfl üssen im Rahmen der VGR (Stand: 
14. Juli 2025) – Angaben der Deutschen Bundesbank per E-Mail vom 
06. November 2025 an den Autor; eigene Darstellung.

Wirtschaftsbereich Indikator
Kalender-
Variable

Semi-
Elastizität1 t-Wert

Produzierendes 
Gewerbe (ohne Bau)

Energieversorgung Produktions-
index

Arbeitstage 
Jan. bis Nov.

0,7 (5,2)

Bergbau und 
Gewinnung von 
Steinen und Erden

Bruttowert-
schöpfung

Arbeitstage 1,3 (3,1)

Verarbeitendes 
Gewerbe

Produktions-
index

Arbeitstage 
Jan. bis Nov.

3,5 (55,6)

Arbeitstage 
Dez.

2,3 (15,5)

Baugewerbe

Hochbau und 
Tiefbau

Produktions-
index

Arbeitstage 
Jan. bis Nov.

4,3 (35,7)

Arbeitstage 
Dez.

2,2 (6,7)

Ausbaugewerbe Umsätze Arbeitstage 0,9 (5,6)

Investitionsgüter-
produzenten ohne 
Kfz

Inlands-
umsatz

Arbeitstage 
Jan. bis Nov.

3,8 (32,2)

Arbeitstage 
Dez.

2,6 (9,9)

Handel

Großhandel ohne 
Kfz

Umsätze Arbeitstage 
Jan. bis Nov.

3,1 (45,8)

Arbeitstage 
Dez.

2,2 (15,0)

Kfz-Handel Umsätze Arbeitstage 
Jan. bis Nov.

3,7 (34,4)

Arbeitstage 
Dez.

2,7 (10,1)

Einzelhandel ohne 
Kfz

Umsätze Feiertage 
Mrz./Apr.

-1,8 (-7,2)

Feiertage Mai/
Jun.

-1,6 (-9,7)

Tag der Deut-
schen Einheit

-1,4 (-2,8)

Verkehr und 
Lagerei

Bruttowert-
schöpfung

Arbeitstage 0,4 (3,5)

Außenhandel / 
Leistungsbilanz

Waren Ausfuhr Arbeitstage 3,0 (24,8)

Einfuhr Arbeitstage 2,2 (17,2)

Dienstleistungen Einnahmen Arbeitstage 1,4 (7,4)

Ausgaben Arbeitstage 2,2 (11,2)

Tabelle 4
Arbeitstageeff ekte in ausgewählten Sektoren
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Analysen Feiertage

Feiertags könnte damit einen messbaren, wenngleich be-
grenzten Beitrag zur Steigerung des Produktionspotenzi-
als leisten.

In der aktuellen wirtschaftlichen Lage dürften die positi-
ven Impulse allerdings noch abgedämpft werden – auf-
grund einer schwachen Gesamtnachfrage sowie des teils 
starken Fachkräftemangels, man denke nur an die hohe 
Auslastung im Pfl ege- und Handwerkssektor. Strukturelle 
Rahmenbedingungen und mögliche Verhaltensanpassun-
gen der Akteure spielen hierbei eine zentrale Rolle. Inso-
fern hätte die Streichung eines Feiertags möglicherweise 
eher einen symbolischen als einen transformativen Cha-
rakter. Größere volkswirtschaftliche Erträge versprechen 
strukturelle Reformen: beispielsweise die konsequente 
Digitalisierung von Verwaltungsprozessen, eine gezielte 
Reduzierung bürokratischer Belastungen, eine gesteuer-
te Erwerbsmigration zur Linderung des Fachkräfteman-
gels sowie eine – nicht nur formelle – Verlagerung von 
konsumtiven hin zu investiven öff entlichen Ausgaben. Die 
Debatte um die Abschaff ung von Feiertagen sollte daher 
nicht den Blick auf die dringlicheren und wirksameren 
Strukturreformen verstellen.
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Title: Abolish a public holiday – boost economic output? On the eff ects of eliminating a public holiday
Abstract: The debate over the possible elimination of public holidays fl ares up regularly in Germany. Currently, this is taking place 
against a backdrop of rising spending on infrastructure, defence, and climate protection, coupled with economic stagnation and de-
mographic change marked by a shortage of skilled workers. Based on current data, this article analyses whether and to what extent the 
elimination of a public holiday could actually boost economic output. In addition to the macroeconomic relevance, the analysis high-
lights the sometimes signifi cant sectoral and seasonal variations in the eff ects. The fi ndings are then contextualised in the light of the 
ongoing discussion regarding Germany’s production potential and competitiveness.
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Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) erschienen sind. 
Der Indikator beginnt allerdings erst im Jahr 1993, so-
dass eine Analyse der Unsicherheit für die Zeit vor 1993 
unmöglich ist. Auch alternative Unsicherheitsindikato-
ren, wie beispielsweise das ifo-Streuungsmaß (Grimme, 
2017), das das ifo Institut auf der Grundlage seiner Kon-
junkturumfragen veröff entlicht, reichen nicht weiter in die 
Vergangenheit. Der einzige Unsicherheitsindikator, der 
seit 1960 verfügbar ist, ist die deutsche Version des World 
Uncertainty Index (WUI) von Ahir et al. (2022). Die Autoren 
konstruieren den Index analog zu Baker et al. (2016), nut-
zen aber die regelmäßigen Länderberichte der Economist 
Intelligence Unit als Textgrundlage.

Ein stark wachsender Zweig der wirtschaftswissenschaft-
lichen Literatur zeigt, dass Haushalte und Unternehmen 
auf Unsicherheit über die zukünftige Wirtschaftspolitik 
reagieren. Cascaldi-Garcia et al. (2023) und Castelnuo-
vo (2023) fassen die sehr umfangreiche Literatur zu den 
Auswirkungen von (wirtschaftspolitischer) Unsicherheit 
zusammen. Ein typisches Ergebnis ist, dass ein Anstieg 
der Unsicherheit über die Politik zu unerwünschten ma-
kroökonomischen Reaktionen führt, beispielsweise zu 
einem Rückgang der Unternehmensinvestitionen und der 
gesamtwirtschaftlichen Aktivität.

Eine Herausforderung der Forschung besteht darin, wirt-
schaftspolitische Unsicherheit zu messen, die an sich un-
beobachtbar ist. Eine populäre Näherungsgröße sind text-
basierte Unsicherheitsindikatoren, die die Unsicherheit in 
der Berichterstattung der Medien über die Politik abbilden. 
Baker et al. (2016) haben diese Indikatoren in die Literatur 
eingeführt und maßgeblich zur Popularität dieser textba-
sierten Indikatoren beigetragen. Ihre Arbeit hat beispiels-
weise auch die Konstruktion von Indikatoren für geopoliti-
sches Risiko (Caldara & Iacoviello, 2022) inspiriert.

Auch für Deutschland bieten Baker et al. (2016) einen 
Economic Policy Uncertainty (EPU) Indikator an, der sich 
auf Zeitungsartikel stützt, die im Handelsblatt und in der 
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Private Haushalte und Unternehmen reagieren auf politische Unsicherheit. So kann ein 
Anstieg der Unsicherheit zu einem Rückgang der Unternehmensinvestitionen und der 
gesamtwirtschaftlichen Aktivität führen. Wie aber lässt sich politische Unsicherheit 
messen?  Eine populäre Näherungsgröße sind textbasierte Unsicherheitsindikatoren, die die 
Unsicherheit in der Berichterstattung der Medien über die Politik abbilden. In diesem Beitrag 
wird ein neuer Indikator für Deutschland vorgestellt, der anhand von Zeitungsartikeln aus der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) konstruiert wird. Ein entscheidender Vorteil ist, dass 
dieser Indikator bereits im Jahr 1960 beginnt. Es lässt sich also Unsicherheit über die Politik 
für einen Zeitraum von mehr als 60 Jahren analysieren.

Unsicherheit über die Wirtschaftspolitik in 
Deutschland 1960 bis 2021: Ein neuer Indikator
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Wirtschaftspolitische Unsicherheit im Zeitablauf

Abbildung 1 zeigt unseren FAZ-EPU-Index. Für den Zeit-
raum ab 1993 zeigen wir zum Vergleich auch den EPU -In-
dex von Baker et al. (2016) für Deutschland. Für den ge-
meinsamen Beobachtungszeitraum vom ersten Quartal 
1993 bis zum dritten Quartal 2021 ergibt sich eine Pear-
son-Korrelation2 von 0,81 zwischen beiden Zeitreihen. Die 
Einschränkung auf Zeitungsartikel, die die vordefi nierten 
Schlagwörter enthalten, scheint die Interpretation der Er-
gebnisse nicht zu beeinträchtigen. Abbildung 1 zeigt zu-
dem die Entwicklung des WUI ab 1960. Die Korrelation 
zwischen unserem FAZ-EPU-Index und dem WUI ist le-
diglich 0,26. Beide Indikatoren bewegen sich über die Zeit 
sehr synchron.

Wir sehen deutliche Schwankungen der Unsicherheit 
über die gesamte Zeitspanne. Nach der globalen Finanz-
krise im Jahr 2008 nimmt das Niveau der Unsicherheit 
deutlich zu. Während der Index in der Finanzkrise etwa ei-
ne Standardabweichung über seinem langfristigen Mittel 
liegt, steigt die Unsicherheit während der europäischen 
Staatsschuldenkrise auf mehr als zwei Standardabwei-
chungen und während der COVID-19-Pandemie sogar auf 
über drei Standardabweichungen. Wir sehen außerdem, 
dass die wirtschaftspolitische Unsicherheit typischer-
weise in Rezessionsphasen steigt, beispielsweise in den 
beiden Ölkrisen der 1970er Jahre und den beiden Rezes-
sionen 2001 und 2008.

Der neue FAZ-EPU-Indikator ist ein interessanter Input 
für die empirische Forschung zur deutschen Fiskalpoli-
tik (siehe beispielsweise Latifi  et al., 2025) und zur Wirt-
schaftsgeschichte der Bundesrepublik. Die Datenreihe ist 
im ZBW Journal Data Archive abrufbar (Latifi  et al., 2026).

Neuere Ansätze in der Konstruktion von EPU-Indizes

Der Ansatz von Baker et al. (2016) hat nicht nur großes 
Interesse an diesem Thema geweckt, sondern auch zahl-
reiche weitere Studien angestoßen. Eine Vielzahl der 
Studien beschäftigt sich mit der Entwicklung alternativer 
Ansätze, die einige Schwächen des vorgeschlagenen 
Ansatzes beheben und den Prozess der Messung auto-
matisieren sollen. So hat Naboka-Krell (2024) alternative 
Ansätze zur Konstruktion von EPU-Indizes basierend auf 
(mehrsprachigen) Worteinbettungen (Embeddings) vor-
geschlagen. Bei einem ihrer Ansätze bestimmt sie zu-

2 Die Pearson-Korrelation misst die Stärke und Richtung des linearen 
Zusammenhangs zwischen zwei metrisch skalierten Variablen. Der 
Wertebereich liegt zwischen −1 und +1. Ein Wert von +1 bedeutet ei-
nen perfekten positiven linearen Zusammenhang (alle Punkte liegen 
exakt auf einer steigenden Geraden), −1 einen perfekten negativen 
und 0 keinen linearen Zusammenhang.

Im Folgenden stellen wir einen alternativen Indikator vor, 
den wir anhand von Zeitungsartikeln aus der FAZ konstru-
ieren. Ein entscheidender Vorteil ist, dass unser Indikator 
bereits im Jahr 1960 beginnt. Wir können somit die Unsi-
cherheit über die Politik für einen Zeitraum von mehr als 
60 Jahren analysieren.

Ein neuer Indikator

Die Datengrundlage bildet ein Textkorpus von 217.239 
ökonomisch relevanten Artikeln, die zwischen 1960 und 
2021 in der FAZ erschienen sind. Im Gegensatz zu dem 
EPU-Indikator für Deutschland von Baker et al. (2016) ver-
wenden wir für die Konstruktion des FAZ-EPU-Indikators 
nicht das vollständige Zeitungsarchiv in dem genannten 
Zeitraum, sondern ausschließlich Artikel mit explizitem 
ökonomischem Bezug aus der FAZ, die anhand vordefi -
nierter wirtschaftspolitischer Schlagwörter identifi ziert 
werden.1

In der Konstruktion unseres FAZ-EPU-Indexes folgen wir 
exakt den Schritten von Baker et al. (2016). Nach dieser 
Methode wird ein Artikel als EPU-relevant klassifi ziert, 
wenn er mindestens einen Begriff  aus jeder der drei Kate-
gorien Wirtschaft („E“), Politik („P“) und Unsicherheit („U“) 
in Tabelle 1 enthält.

Anschließend bilden wir für jedes Quartal die Summe 
der erfassten Zeitungsartikel und teilen diese durch die 
Gesamtzahl aller Artikel in unserem Datensatz in jedem 
Quartal. Im letzten Schritt standardisieren wir die Zeitrei-
he, sodass sie um einen Mittelwert von Null schwankt.

1 Die exakten Suchbegriff e, nach denen wir das FAZ-Archiv durchsucht 
haben, fi nden sich in Latifi  und Naboka-Krell (2025).

Tabelle 1
Wörterbuch analog zu Baker et al. (2016)

Kategorie Begriff e

(E) Wirtschaft wirtschaft ODER wirtschaftlich

(P) Politik steuer ODER wirtschaftspolitik ODER 
regulierung ODER regulierungs ODER 
ausgaben ODER bundesbank ODER EZB 
ODER zentralbank ODER haushalt ODER 
defi zit ODER haushaltsdefi zit

(U) Unsicherheit unsicher ODER unsicherheit

Quelle: Baker et al. (2016) 
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konstruiert wurde und keine Expertenannotation erfor-
derte. So ergab die Analyse für Deutschland die in Tabel-
le 2 aufgelisteten Begriff e.

Ein Vergleich von Tabelle 2 mit Tabelle 1 zeigt, dass sich 
die automatisiert erstellte Wortliste von der präspezifi zier-

nächst die relevanten Begriff e automatisiert basierend 
auf vortrainierten Vektoren für die relevanten Sprachen 
(mehrsprachige fastText embeddings). Dabei entstand 
ein EPU-Wörterbuch. Der zentrale Unterschied im Ver-
gleich zum Ansatz von Baker et al. (2016) besteht darin, 
dass dieses EPU-Wörterbuch vollständig automatisiert 

Abbildung 1

Tabelle 2

Der FAZ-EPU-Indikator im Vergleich mit anderen konventionellen Indikatoren

Die schattierten Episoden sind die Rezessionsdaten des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.

Quelle: eigene Berechnungen anhand von Zeitungsartikeln aus dem Archiv der FAZ. Der EPU-Index von Baker et al. (2016) und der WUI von Ahir et al. 
(2022) sind der FRED-Datenbank entnommen.

Automatisiert bestimmtes Wörterbuch von Naboka-Krell (2024)

Kategorie Begriff e

(E) Wirtschaft wirtschaftliche ODER ökonomische ODER wirtschaftspolitische ODER wirtschaftsentwicklung ODER volkswirtschaftliche 
ODER gesamtwirtschaftliche ODER wirtschaftswachstums ODER marktwirtschaftliche ODER weltwirtschaft

(P) Politik policy ODER informationspolitik ODER richtlinienkompetenz ODER ausländerpolitik ODER grundsatzentscheidungen 
ODER richtlinien ODER neutralitätspolitik ODER ordnungspolitik ODER wirtschaftspolitik ODER rechtspolitik ODER be-
schäftigungspolitik ODER industriepolitik ODER migrationspolitik ODER währungspolitik ODER deutschlandpolitik ODER 
regierungspolitik ODER gesellschaftspolitik ODER verteidigungspolitik ODER politik

(U) Unsicherheit unsicherheit ODER ungewissheit ODER messunsicherheit ODER eintrittswahrscheinlichkeit ODER zufälligkeit ODER 
wahrscheinlichkeiten ODER zeitlichkeit ODER messbarkeit ODER voraussagen ODER unbestimmtheit ODER wahrschein-
lichkeitsverteilung ODER ausfallwahrscheinlichkeit ODER erwartungswerte ODER relativität ODER berechenbarkeit ODER 
bestimmtheit ODER allgemeingültigkeit

Quelle: Naboka-Krell (2024).
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Indikators mit Indikatoren, die ähnlich konstruiert wurden, 
aber auf unterschiedlichen Textkorpora basieren, sowie 
mit einem Indikator, der auf einer alternativen Vorgehens-
weise basiert, hat gezeigt: Auch die Messung der wirt-
schaftspolitischen Unsicherheit ist unsicher.

Literatur

Ahir, H., Bloom, N. & Furceri, D. (2022). The World Uncertainty Index. 
NBER Working Paper, Nr. 29763. National Bureau of Economic Re-
search.

Baker, S. R., Bloom, N. & Davis, S. J. (2016). Measuring economic policy 
uncertainty. The Quarterly Journal of Economics, 131(4), 1593–1636.

Caldara, D. & Iacoviello, M. (2022). Measuring geopolitical risk. American 

Economic Review, 112(4), 1194–1225.
Cascaldi-Garcia, D., Sarisoy, C., Sun, B., Datta, D. D.,  Ferreira, T., Grish-

chenko, O., Jahan-Parvar, M. R., Loria, F., Ma, S., Rodriguez, M., Zer, 
I. & Rogers, J. (2023). What is certain about uncertainty. Journal of 

Economic Literature, 61(2), 624–654.
Castelnuovo, E. (2023). Uncertainty before and during Covid-19: a survey. 

Journal of Economic Surveys, 37, 821–864.
Grimme, C. (2017). Messung der Unternehmensunsicherheit in Deutsch-

land – das ifo Streuungsmaß. ifo Schnelldienst, 70(15), 19–25.
Latifi , A. & Naboka-Krell, V. (2025). Fiscal policy in the Bundestag and the 

media. Applied Economics Letters, 1–5.
Latifi , A., Naboka-Krell, V., Tillmann, P. & Winker, P. (2026). Unsicherheit 

über Wirtschaftspolitik in Deutschland [Datensatz]. ZBW Journal Data 
Archive. 

Latifi , A., Naboka-Krell, V., Tillmann, P. & Winker, P. (2025). Disagreement 
about fi scal policy. Oxford Bulletin of Economics and Statistics, 1–16.

Naboka-Krell, V. (2024). Construction and analysis of uncertainty indi-
ces based on multilingual text representations. Economics Letters, 
111653.

ten Liste unterscheidet. Naboka-Krell (2024) untersucht 
die vorgeschlagenen Ansätze im Hinblick auf deren Wir-
kung auf die wirtschaftliche Aktivität (gemessen am In-
dustrieproduktionsindex) in den betrachteten Ländern.  
Für Deutschland basierte die Analyse auf Artikeln in der 
Wochenzeitschrift Der Spiegel im Zeitraum von 2000 bis 
2020. Wir nutzen nun dieses alternative Wörterbuch, um 
einen weiteren Indikator, FAZ-EPUembed, zu konstruieren.

Der Vergleich von FAZ-EPU und FAZ-EPUembed (Abbil-
dung 2) macht deutlich, dass beide Indikatoren eine ähn-
liche Entwicklung im Zeitablauf beschreiben. Allerdings 
beträgt die Korrelation zwischen beiden nur 0,25. Zu-
dem unterscheidet sich das Niveau am Ende des Unter-
suchungszeitraums deutlich: Während der FAZ-EPU den 
höchsten je gemessenen Wert der wirtschaftspolitischen 
Unsicherheit für das zweite Quartal 2020 ausweist, liegt 
die Unsicherheit gemäß dem FAZ-EPUembed Index deutlich 
darunter.

Fazit

Die Messung der wirtschaftspolitischen Unsicherheit hat 
in den vergangenen Jahren eine große Aufmerksamkeit 
in der Wissenschaft erfahren. Wir haben einen neuen In-
dikator für Deutschland eingeführt, der die Unsicherheit 
seit dem Jahr 1960 abbildet. Ein Vergleich unseres neuen 

Title: Economic policy uncertainty in Germany from 1960 to 2021: a new indicator
Abstract: We introduce a new index of economic policy uncertainty in Germany. The index is based on newspaper articles from the 
Frankfurter Allgemeine Zeitung and begins in 1960, allowing for analysis of uncertainty over a much longer time span than existing indi-
cators.

Abbildung 2
Der FAZ-EPU Indikator im Vergleich mit einem Indikator, der auf Worteinbettungen basiert

Die schattierten Episoden sind die Rezessionsdaten des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.

Quelle: eigene Berechnungen anhand von Zeitungsartikeln aus dem Archiv der FAZ bzw. von Naboka-Krell (2024).
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Der Beginn des Konfl iktes im Nahen Osten am 28. Feb-
ruar 2026 zwischen den Vereinigten Staaten und Israel 
auf der einen sowie dem Iran auf der anderen Seite hatte 
erhebliche Auswirkungen auf die internationalen Energie-
märkte. Im Zuge des Irankrieges kam es zu Einschrän-
kungen der Versorgung mit Rohöl und weiteren Rohstof-
fen infolge von Transportengpässen. Gleichzeitig nahm 
die Unsicherheit auf den Kraftstoff märkten deutlich zu. In 
Deutschland spiegelte sich diese Entwicklung unter an-
derem in erheblichen Preissteigerungen bei Kraftstoff en 
sowie auf den Energiemärkten wider. So kam es zu einer 
starken Zunahme der Preise im HWWI-Subindex für Ener-
gie sowie bei den Erdgaspreisen und den Rohölpreisen 
seit Beginn des Krieges (Abbildung 1).

Die höchsten Preisniveaus im HWWI-Energiepreisindex 
wurden am 19. März 2026 erreicht. Dieser Zeitpunkt fi el 

mit einer deutlichen Eskalation des Konfl iktes im Nahen 
Osten zusammen. Die Erdgaspreise lagen an diesem Tag 
rund 71 % über dem Niveau vom 27. Februar 2026, der 
gesamte Energieindex verzeichnete einen Anstieg von 
rund 61 % gegenüber dem Vorkriegsniveau und auch die 
Rohölpreise erreichten in diesem Zeitraum ihren Höchst-
stand.

In den folgenden vier Wochen gingen die Preise sukzessi-
ve zurück und erreichten am 17. April 2026 ihr niedrigstes 
Niveau seit den Höchstständen im März. Dieser Zeitraum 
fi el mit einer Deeskalation des Konfl iktes zusammen, da-
runter die Ankündigung einer zweiwöchigen Waff enruhe 
(Tagesschau, 2026b) sowie die Lockerung der Sanktio-
nen auf iranisches Öl, das bereits auf Schiff en verladen 
wurde (Tagesschau, 2026a). Zeitweise wurde zudem eine 
Bereitstellung strategischer Ölreserven durch die Interna-
tionale Energieagentur diskutiert (IEA, 2026a). Gegenüber 
den Höchstständen vom 19. März verringerte sich der 
Anstieg der Erdgaspreise um rund 62 % gegenüber dem 
Vorkriegsniveau, bei den Rohölpreisen um rund 30 % und 
beim HWWI-Subindex für Energie um rund 42 %.

Abbildung 1

Entwicklung des HWWI-Subindex für Energiepreise sowie der Erdgas- und Rohölpreise, seit 27. Februar 2026

Quelle: eigene Berechnung nach Berlemann et al. (2024).
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Abbildung 2
Infl ationsraten in Deutschland seit 2020

Monatsdaten

Quelle: Statistisches Bundesamt (2026b).
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Im weiteren Verlauf kam es erneut zu kurzfristigen Preis-
ausschlägen. Ab Mitte Mai gingen insbesondere die 
Rohölpreise tendenziell zurück. Dieser Zeitraum fi el unter 
anderem mit der Freigabe strategischer Ölreserven sowie 
mit Verhandlungen über eine Beendigung des Konfl iktes 
zusammen (IEA, 2026b). Seit Ende Mai entwickelten sich 
die Erdgas- und Rohölpreise weitgehend parallel und 
zeigten insgesamt eine stabilere Entwicklung.

Die hohen Preise für Energierohstoff e führten in Deutsch-
land zu einer verstärkten Diskussion über die Auswirkun-
gen des Konfl iktes auf die Energiepreise und die Preis-
entwicklung für Verbraucher:innen (Grimm et al., 2026). 
Insbesondere vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit 
den starken Energiepreisanstiegen nach Beginn des Uk-
rainekrieges bestanden Befürchtungen, dass der erneute 
Anstieg der Energiepreise zu einem deutlichen Anstieg 
der Infl ation führen könnte.

Die bisherigen Entwicklungen zeigen jedoch einen eher 
moderateren Anstieg der Verbraucherpreise (Abbil-
dung 2). Die Infl ationsrate in Deutschland stieg nach Be-
ginn des Konfl iktes von 2,7 % im März 2026 auf 2,9 % im 
April 2026 und lag im Mai 2026 bei 2,6 % (Statistisches 
Bundesamt, 2026a). Gleichzeitig entwickelten sich die 
Energiepreise deutlich dynamischer als die Gesamtinfl a-
tion. Im Mai 2026 lagen die Preise für Energieprodukte 
insgesamt 6,6 % über dem Niveau des Vorjahresmonats. 
Besonders deutlich war der Anstieg bei Kraftstoff en mit 
18,0 % sowie bei leichtem Heizöl mit 47,9 %.

Damit zeigt sich bislang ein Anstieg der Infl ation infolge 
der gestiegenen Energiepreise, allerdings ohne die au-
ßergewöhnlich hohen Infl ationsraten, die nach Beginn 
des Ukrainekrieges beobachtet wurden. Die Entwick-
lung der Energiepreise stellte somit einen relevanten 
Faktor für die Verbraucherpreisentwicklung dar, führte 
bislang jedoch nicht zu einem vergleichbaren Anstieg 
der Gesamtinfl ation.

Dr. Lea Bernhardt, Laura Kollert

Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut (HWWI)
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